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Gleichgesinnte in der Küche: 
Sowohl Bürgermeister als 
auch Vorzimmerperle nut-
zen die Corona-Zeit, um sich 
am heimischen Herd auszu-
probieren. Wie heißt es doch 
so treffend: „Kochkunst ist 
die älteste der Künste, weil 
Adam mit nüchternem Ma-
gen zur Welt kam.“  Seite 15
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GZ-Interview mit Markus Pannermayr:

Corona heißt 
Veränderung

125 Jahre alt wird der Bayerische Städtetag im kommen-
den Jahr. Selten waren die Herausforderungen für den 
Verband und seine Mitglieder so immens wie heute. Ei-
nes der Gesichter, die Bayern durch die Corona-Pandemie 
führt, ist Markus Pannermayr, seit 2008 Oberbürgermeis-
ter der Stadt Straubing und seit 2020 Städtetagschef. Mit 
ihm sprach die Bayerische GemeindeZeitung über aktuel-
le kommunale Belange und mögliche Wege aus der Krise. 
Das Gespräch führte Constanze von Hassel.

GZ: Blicken wir zunächst auf 
die Finanzlage. Ist die Gewer-
besteuer tatsächlich nur „ein 
Teil der Wahrheit der weg-
brechenden Finanzierung der 
Kommunen“, wie dies die Ober-
bürgermeisterin der Stadt Eise-
nach, Katja Wolf, festgestellt 
hat? Ist das, was vor uns liegt, 
noch dramatischer als das, was 
wir heute schon für 2020 abse-
hen können?

Pannermayr: Die Einschät-
zung der Kollegin ist zutreffend. 
Die Kompensation der Gewer-
besteuerausfälle in Höhe von 
knapp 2,4 Milliarden Euro Bun-
des- und Landesmittel bringt den 
Kommunen zumindest für 2020 
eine Erleichterung. Gleichwohl 
sind die Städte und Gemeinden 
auf breiter Front betroffen – ich 
denke hier u.a. an den kommu-
nalen Anteil an der Einkommen-
steuer. Blicken wir in die Jahre 
2021/22, so haben wir erhebli-
che Sorgen, was die Stabilisie-
rung der kommunalen Haushal-
te und den Erhalt der Investiti-
onsfähigkeit anbelangt. Insofern 
war beim Spitzengespräch zum 
Kommunalen Finanzausgleich 
2021 eine unserer wesentlichen 
Forderungen, auf Bundesebene 
auch 2021 Kompensationsmit-
tel bereitzustellen. Der Freistaat 
hat dazu seine Unterstützung zu-
gesagt.

GZ: An welche Maßnahmen 
denken Sie?

Pannermayr: Für uns war zu-
nächst die Stabilisierung der 
Verteilungsmasse für die Schlüs-
selzuweisungen wichtig. Ein Er-
folg ist auch die verstärkte För-
derung des kommunalen Hoch-
baus, insbesondere von Schulen 
und Kindertageseinrichtungen. 

Zudem haben wir erreicht, dass 
für die Straßenausbaupauscha-
len, mit denen der Staat die Ge-
meinden nach der Abschaffung 
der Straßenausbaubeiträge un-
terstützt, 2021 einmalig 50 Milli-
onen Euro zusätzlich gegenüber 
dem laufenden Jahr zur Verfü-
gung stehen. Dies bringt Stabili-
tät für den Moment.

Gesellschaftliche Debatte

Grundsätzlich werden wir aber 
auch eine gesellschaftliche De-
batte darüber führen müssen, 
wie wir Ausgaben reduzieren 
können. Vor allem in der Kinder- 

Oberbürgermeister Markus Pannermayr, Vorsitzender des Bayeri-
schen Städtetags. Bild: Stadt Regensburg

Virtuelle Präsidiumssitzung des DStGB:

Kommunen als 
Krisenmanager
Mehr denn je sind die Kommunen während der zweiten 
Welle der Corona-Pandemie als Krisenmanager gefordert. 
Wie der Präsident des Deutschen Städte- und Gemeinde-
bundes, Bürgermeister Ralph Spiegler, und DStGB-Haupt-
geschäftsführer Dr. Gerd Landsberg bei einer virtuellen Ta-
gung des Präsidiums in Berlin mitteilten, arbeiteten die 
Städte und Gemeinden  derzeit an der Belastungsgren-
ze, um die Pandemie einzudämmen und ihre Bürgerinnen 
und Bürger zu schützen.

„Bislang können wir stolz da-
rauf sein, was wir gemeinsam 
mit den Bürgerinnen und Bür-
gern erreicht haben. Aber die 
Pandemie ist noch nicht vorbei“, 
machten Spiegler und Landsberg 
deutlich. Gelänge es nicht ge-
genzusteuern, werde die Pande-
mie massive Auswirkungen auf 
Ortskerne und Innenstädte ha-
ben. Gemeinsames Ziel müsse 
es sein, möglichst rasch die Zahl 
der Neuinfektionen zu senken. 

Das Virus lässt keine Wahl 

Der zweite Lockdown durch 
die Corona-Pandemie trifft die 
Kommunen hart. Gastronomi-
sche Betriebe und das kulturel-
le Leben seien zum Stillstand 
gezwungen, das Vereinsleben 
könne nicht stattfinden und die 
Weihnachtsmärkte fielen aus. 
Aus Spieglers und Landsbergs 
Sicht ist dies nicht nur für die 
Bürgerinnen und Bürger eine 
Beeinträchtigung, sondern be-
droht vielfach auch wirtschaftli-
che Existenzen. „Aber das Virus 
lässt uns keine Wahl. Bund, Län-
der und Kommunen setzen alles 
daran, Deutschland gut durch 
diese Krise zu kommen“.

Sorgen bereitet den Kommu-
nen dabei die zunehmende Be-
lastung in den Krankenhäusern, 
den Pflegeeinrichtungen so-
wie den örtlichen Gesundheits-
ämtern und Ordnungsbehör-
den. „Was die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter dort leisten, 
verdient unseren allergrößten 
Respekt. Aber es ist klar, dass 
wir trotz personeller Verstär-
kung aus anderen Bereichen 
die Grenze der Belastbarkeit er-
reicht haben. Deshalb muss es 
gelingen, die Zahl der Neuin-
fektionen deutlich zu senken“, 
warnten die beiden Verbands-
vertreter.  

Dazu müssten vor allem digi-

tale Hilfsmittel genutzt werden. 
„Gerade die Corona Warn-App 
muss dringend weiterentwickelt 
und gestärkt werden. Wir brau-
chen auf freiwilliger Basis auch 
die Möglichkeit, Zeit und Ort der 
Kontakte freizugeben, um den 
Menschen zu ermöglichen, ih-
re Risiken besser einschätzen zu 
können“, forderten Spiegler und 
Landsberg. Dies sei auch unter 
Beachtung des Datenschutzes 
möglich. „Klar ist: Datenschutz-
bedenken dürfen nicht zum 
Hemmschuh der Pandemiebe-
kämpfung werden.“ 

Corona wird  
Spuren hinterlassen

Selbst wenn es bald einen 
Impfstoff gebe und damit die 
Hoffnung bestehe, die Pande-
mie zu überwinden, werde dies 
nicht ohne Folgen für Innen-
städte und Ortskerne bleiben. 
 (Fortsetzung auf Seite 4)

und Jugendhilfe sind die kom-
munalen Leistungen in den ver-
gangenen Jahren geradezu ex-
plodiert. Jetzt hat die Pande-
mie dafür gesorgt, dass es auf 
der Einnahmenseite einen Bruch 
gibt und wir dieses Ausgaben-
niveau deshalb nicht dauerhaft 
vernünftig finanzieren werden 
können. 

GZ:  Apropos Ausgaben: Wie 
beurteilen Sie die Tarifeinigung 
im öffentlichen Dienst?

Pannermayr: Ich bin froh, 
dass eine Einigung erzielt wur-
de. Der Kompromiss ist ausge-
wogen und für die kommuna-
le Seite noch tragbar. Die Kom-
munalverwaltung verfügt über 
hoch engagierte Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter, die gerade 

auch jetzt hervorragende Arbeit 
leisten. Gute Leistung muss gut 
entlohnt werden.

GZ: Sind die Städte Schwer-
punkte für den Widerstand ge-
gen Corona-Maßnahmen – sie-
he „Maskenpflicht für Grund-
schüler“ oder Forchheims Ab-
sage an der Teilnahme der 
Langzeitstudie „COVID Kids 
Bavaria“? Brauchen wir einen 
Strategiewechsel?

Das Belastungsniveau steigt

Pannermayr: Grundsätzlich 
hat man schon den Eindruck, 
dass sich der Widerstand beson-
ders stark eher in den größeren 
Städten formiert. Nach meiner 
 (Fortsetzung auf Seite 4)

Bericht der Bundesregierung:

Entwicklung ländlicher Räume
Eine starke kommunale Daseinsvorsorge ist entscheidend 
für gleichwertige Lebensverhältnisse in Stadt und Land. 
Dies geht aus dem 3. Bericht zur Entwicklung der ländlichen 
Räume, den die Bundesregierung vorgelegt hat, hervor. 
Wie der Hauptgeschäftsführer des Deutschen Landkreista-
ges Prof. Dr. Hans-Günter Henneke, der zugleich Vorsitzen-
der des Sachverständigenrates Ländliche Entwicklung beim 
Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft ist, 
hervorhob, „ist Deutschland überwiegend ländlich. Das 
muss sich auch in der Politik von Bund und Ländern zur 
Stärkung der ländlichen Räume widerspiegeln.“ 

Ländliche Regionen in ihrer 
Entwicklung zu fördern und 
gleichwertige Lebensverhältnis-
se herzustellen und dabei sozial, 
ökonomisch und ökologisch aus-
gewogen, also insgesamt nach-
haltig zu gestalten, bleibt laut 
Bericht eine Aufgabe für die 
kommende Dekade. 

Querschnittsaufgabe

Zu dieser politischen Quer-
schnittsaufgabe müssten die EU, 
insbesondere über den Europä-
ischen Landwirtschaftsfonds für 
die Entwicklung des ländlichen 
Raums (ELER), zahlreiche Bun-
desressorts sowie die Länder 
mit Projekten und Programmen 
beitragen. Die Bundesregierung 
werde bestehende Förderlini-
en und Instrumente nutzen, ab-
stimmen und weiterentwickeln. 
Auf EU-Ebene gelte es, mit dem 
neuen mittelfristigen Finanz-
rahmen den ELER ab 2021 zu si-
chern und mit den Ländern ei-
ne neue Förderperiode zu ge-
stalten.

Für die Bundesregierung ist 
Lebensqualität für alle Genera-
tionen mit einer guten und er-
reichbaren Versorgung mit Ein-

richtungen, Gütern und gewerb-
lichen wie öffentlichen Dienst-
leistungen verbunden. Eine 
flächendeckende, gigabitfähi-
ge digitale Infrastruktur soll bis 
2025 erreicht sein. 

Nachhaltige Strukturen und 
Kompetenzen aufbauen

Die Kommunen und regiona-
len Akteure will der Bund dahin-
gehend unterstützen, nachhalti-
ge Strukturen und Kompetenzen 
in den Landkreisen und Kommu-
nen aufzubauen, um so die Le-
bensverhältnisse dauerhaft vor 
Ort verbessern zu können. Dazu 
gehört auch, die Trends der de-
mografischen Entwicklung, ins-
besondere der Wanderungsbe-
wegungen, zu beobachten, um 
gegebenenfalls darauf zu reagie-
ren. Dazu zählt, ein attraktives 
Lebensumfeld für junge Men-
schen zu schaffen und dafür zu 
sorgen, dass sich die älteren 
Menschen gut versorgt fühlen.

Für zukunftsfeste Arbeits- und 
Lebensbedingungen in ländli-
chen Regionen will die Bundesre-
gierung u.a. Unternehmensnach-
folgen erleichtern sowie Grün-
dungen von Unternehmen und 

Start-ups unterstützen. Mit Blick 
auf den Renteneintritt der soge-
nannten Babyboomer-Genera-
tion in den kommenden 10 bis 
15 Jahren werden Fachkräftesi-
cherung, Unternehmensnachfol-
ge und Existenzgründungen eine 
zentrale Herausforderung.

Die Auswirkungen der CO-
VID-19-Pandemie gelte es wei-
ter zu beobachten, um künf-
tig dynamisch und adäquat re-
agieren zu können. Hier dür-
fe es zu keiner Verschärfung 
der Disparitäten zu Lasten der 
ländlichen Regionen kommen. 
Die Entscheidung über Unter-
nehmensansiedlungen oder die 
Wahl über den Wohnort kön-
ne auch von der digitalen Infra-
struktur bestimmt sein. Für ge-
rechte Chancen der ländlichen 
Regionen bei Standortentschei-
dungen sei es unabdingbar, mit 
den zusätzlich zur Verfügung 
stehenden Mitteln die Mobil-
funkversorgung zu verbessern 
und 5G auch für Anwendungen 
in ländlichen Regionen verfüg-
bar zu machen.

Herausforderungen  
der Demografie  
und Digitalisierung

„Aus unserer Sicht sollte die 
Bundesregierung jetzt konkret 
zwei Hebel in Bewegung setzen, 
um die Herausforderungen der 
Demografie und Digitalisierung 
im ländlichen Räumen anzuge-
hen“, forderte Ingbert Liebing, 
Hauptgeschäftsführer des Ver-
bands kommunaler Unterneh-
men (VKU).

 (Fortsetzung auf Seite 4)
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Wir gratulieren
ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Harald Zipfel 

82061 Neuried 
am 6.12.

Bürgermeister Josef Reff 
84144 Geisenhausen 

am 7.12.

Bürgermeister Gerd Schneider 
96117 Memmelsdorf 

am 10.12.

Bürgermeister Christian Nerb 
93342 Saal a.d. Donau 

am 15.12.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeisterin Miriam Gruß 

89423 Gundelfingen a.d. Donau 
am 3.12.

Landrat Matthias Dießl 
90763 Fürth 

am 6.12.

Bürgermeister Thorsten Schwab 
97840 Hafenlohr 

am 12.12.

Bürgermeister Christian Wagner 
85110 Kipfenberg 

am 13.12.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister Karlheinz Roth 

94518 Spiegelau 
am 15.12.

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind un-
sere Daten nicht vollständig. Wir 
bitten deshalb um rechtzeitige 
Bekanntgabe der bevorstehen-
den runden Geburtstage.
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Ehrenamt stärken
Landtags-Grüne fordern Übernahme von Betreuungskosten

Mit einem Gesetzentwurf wollen die Landtags-Grünen die 
Rahmenbedingungen für die Ausübung eines kommunalen 
Ehrenamtes in den Kommunalparlamenten verbessern. Im 
Fokus steht die Vereinbarkeit von Familie, Ehrenamt und Be-
ruf. Dazu sollen die Bedingungen ihres kommunalpolitischen 
Engagements der Rätinnen und Räte in Bayern an die aktu-
elle Lebenswirklichkeit angepasst werden. Das soll nicht nur 
den Gemeinde- und Stadträten, sondern auch den Ratsmit-
gliedern in den Kreis- und Bezirkstagen helfen.

Wie Johannes Becher, Sprecher für kommunale Fragen in 
der Grünen-Fraktion, unserer Zeitung gegenüber erläuterte, 
sind wesentliche Forderungen des Gesetzentwurfs die Rege-
lung eines gesetzlichen Anspruchs auf Freistellung von der Ar-
beitsverpflichtung für berufstätige Ratsmitglieder sowie die 
Möglichkeit, dass sich Ratsmitglieder vorübergehend durch 
ein Ersatzmitglied vertreten lassen können. Diese Vertre-
tungsmöglichkeit soll sich auf längerfristige Auszeiten (ab drei 
Monate) beschränken und ist maximal auf zwölf Monate be-
schränkt. Die Landtags-Grünen sehen auch die Einführung ei-
nes gesetzlichen Anspruchs auf Erstattung der Kosten vor, die 
auf Grund der Betreuung von Kindern und zu pflegender Ange-
höriger während Gremiensitzungen entstehen. Diese Regelun-
gen sollen auf allen drei kommunalen Ebenen in Bayern gelten. 

Vertretung statt Verzicht

Ehrenamtliche Kommunalpolitikerinnen und -politiker wer-
den in Bayern für sechs Jahre gewählt. Da sich die Lebenssitu-
ation vorübergehend auch ändern kann, sollen Mandatsträge-
rinnen und -träger in Gemeinderäten, Stadträten, Kreis- oder 
Bezirkstagen, die Chance erhalten, sich durch ein Ersatzmit-
glied vertreten lassen können. Bislang gibt es in Bayern eine 
solche Vertretungsmöglichkeit nicht. Sind Kommunalpolitike-
rinnen und -politiker längerfristig an der Teilnahme verhindert, 
bleibt ihnen bislang nur die Möglichkeit des dauerhaften Ver-
zichts auf ihr Mandat. Die Vertretungsregelung soll auch er-
möglichen, dass der Vertreter auch bei Ratsentscheidungen 
stimmberechtigt ist im Sinne des Art. 37 Abs.1 GLKrWG. 

Volle Übernahme von Betreuungskosten

Die Landtags-Grünen setzen sich zudem für einen gesetzli-
chen Anspruch auf Entschädigung der Kosten für die Betreu-
ung von Kindern oder pflegebedürftiger Angehörigen des 
Ratsmitglieds in voller Höhe ein – ebenfalls eine Forderung, 
die bisher im bayerischen Recht fehlt. Dieser Entschädigungs-
anspruch soll sowohl Arbeitnehmern, Selbständigen als auch 
nicht erwerbstätigen Personen zustehen. Den kommunalen 
Mandatsträgern soll zudem ein gesetzlicher Freistellungan-
spruch gegenüber allen öffentlichen und privaten Arbeitge-
bern für die „erforderliche Zeit“ eingeräumt werden, die sie 
für die Ausübung ihres kommunalen Mandats benötigen. In 
Bundesländern wie Baden-Württemberg ist eine entsprechen-
de Freistellungsregelung schon seit längerem in Kraft.  red

Bundesregierung beschließt Maßnahmenkatalog:

Gegen Rechtsextremismus  
und Rassismus

Die Bundesregierung hat ein umfangreiches Maßnahmenpaket 
zur Bekämpfung von Rassismus und Rechtsextremismus beschlos-
sen. Insgesamt 89 Einzelprojekte sollen ein stärkeres Bewusstsein 
für Rassismus schaffen, mehr Prävention leisten, Betroffene von 
Diskriminierung stärker schützen und für mehr Anerkennung ei-
ner pluralen Gesellschaft sorgen. Die Bundesregierung will für 
diese Vorhaben zwischen 2021 und 2024 mehr als eine Milliar-
de Euro zur Verfügung stellen. Sofern der Haushaltsausschuss zu-
stimmt, sollen noch weitere 150 Millionen Euro hinzukommen.

Aus kommunaler Sicht er-
wähnenswert ist laut DStGB zu-
nächst die Schaffung einer bun-
desweiten Beratungsstelle mit 
Hilfehotline, um Betroffenen 
von Diskriminierung und Ge-
walt schnell und unbürokratisch 
zu helfen. Das psychologisch ge-
schulte Personal wird sieben Ta-
ge die Woche erreichbar sein. 

Um gleichzeitig Daten für die 
Forschung zu erhalten, die auch 
die Opferperspektive einbe-
zieht, erfasst die Hotline des-
halb anonymisiert die Bera-
tungsfälle und erstellt daraus 
ein Rassismus-Barometer.  

Gesetz zur Förderung der 
wehrhaften Demokratie

Darüber hinaus empfiehlt der 
Kabinettsausschuss eine Ver-
besserung der rechtlichen und 
haushalterischen Rahmenbe-
dingungen des zivilgesellschaft-
lichen Engagements für De-
mokratie, Vielfalt und gegen 
Extremismus. Dazu werden 
Bundesinnen- und Bundesfa-
milienministerium zeitnah Eck-
punkte für ein Gesetz zur Förde-
rung der wehrhaften Demokra-
tie erarbeiten und dann vorle-
gen. Auch sollen die Kommunen 
durch eine Verstetigung bishe-
riger (insbesondere „Demokra-
tie leben“ und „Zusammenhalt 
durch Teilhabe“) und neuer Bun-
desprojekte im Bereich Demo-
kratieförderung, bürgerschaftli-
chen Engagements, Konfliktma-
nagements durch Erarbeitung 
von Kriterien zur Erhebung von 
Bedrohungen und Demokratie-
feindlichkeit in Kommunen so-
wie Stärkung der politischen Bil-
dung gefördert werden. 

Die Stärkung der Arbeit ge-
gen Hass im Netz/digitale Hass-

gewalt soll u.a. durch die Erwei-
terung des Kompetenzzentrums 
„Hass im Netz“ und einem neu-
en Modellprojekt effektiver be-
kämpft werden. 

Sogenannte Feindeslisten, auf 
denen Rechtsextreme öffentlich 
politische Gegner bedrohen, 
sollen explizit unter Strafe ge-
stellt werden. Geplant ist auch 
ein neuer Straftatbestand „für 

antisemitische oder rassistische 
Hetze“, die direkt an die Betrof-
fenen gerichtet ist und deshalb 
nicht als Volksverhetzung gilt. 

Außerdem soll der Begriff 
„Rasse“ aus dem Grundgesetz 
gestrichen werden. 

Schärfere Vorschriften sollen 
künftig für Rechtsextreme und 
Rassismus in der Bundeswehr 
gelten. Strafen werden teils 
verdoppelt, die Möglichkeiten, 
Dienstgrade abzuerkennen, er-
weitert.

Untersuchung  
des Polizeialltags

Das Paket der Bundesre-
gierung sieht zudem ein For-

schungsprojekt „Untersuchung 
des Polizeialltags“ vor sowie zu-
sätzliche Maßnahmen, um die 
„Zusammenarbeit zwischen Po-
lizei und Zivilgesellschaft“ zu 
stärken. Vorgesehen ist auch 
die Einführung einer rechtlichen 
Grundlage zur Quellentelekom-
munikationsüberwachung für 
die Nachrichtendienste des 
Bundes. 

Monitoring zu Rassismus  
und Diskriminierung

Geschaffen wird ein Monito-
ring zu Rassismus und Diskrimi-
nierung und laut Beschluss dau-
erhaft gefördert; Migrations-
forschungsinstitute wie das De-
Zim in Berlin sollen ebenfalls auf 
Dauer mehr Mittel bekommen. 
Den Vertretern von Minderhei-
ten will man die Wege zur insti-
tutionellen Politik verkürzen, für 
schwarze Menschen, Sinti und 
Roma werden Koordinierungs-
stellen geschaffen.  DK

Bayerischer Landkreistag:

Rettungsschirm 2.0 lässt  
Kliniken im Regen stehen

Ausgleichszahlungen zur Behandlung  
von COVID-19-Patienten werden bei Häusern  

der Grund- und Regelversorgung nicht ankommen
Bundestag und Bundesrat haben im Eilverfahren das 3. Bevölke-
rungsschutzgesetz beschlossen, mit dem auch die Krankenhäu-
ser erneut vor wirtschaftlichen Belastungen durch die Versorgung 
von COVID-19-Patienten geschützt werden sollen. Der Präsident 
des Bayerischen Landkreistags, Landrat Christian Bernreiter, be-
grüßt die Initiative des Bundesgesetzgebers, zeigt sich aber verär-
gert über Details der Ausgestaltung des zweiten Rettungsschirms 
für die Krankenhäuser. 

„Natürlich ist es wichtig und 
zu begrüßen, dass der Bundes-
gesetzgeber hier erneut tä-
tig wird. Bundesminister Spahn 
hat von Beginn der Pandemie 
an versichert, dass die Kranken-
häuser keine wirtschaftlichen 
Einbußen erleiden dürfen.“ Prä-
sident Bernreiter betont jedoch 
gleichzeitig: „Bei der Ausgestal-
tung des komplizierten neuen 
Rettungsschirms ist aber der Be-
deutung der kleineren Kranken-
häuser in den ländlichen Regi-
onen für die flächendeckende 
Versorgung zu wenig Beachtung 
geschenkt worden.“ 

Flächendeckende  
Krankenhausversorgung von 
großer Bedeutung

Die Krankenhäuser in der 
Grund- und Regelversorgung 
decken in weiten Teilen Bay-
erns die akutstationäre medi-
zinische Notfallversorgung ab. 
Sie sollen nach dem neuen Ret-
tungsschirm aber nur dann Aus-
gleichszahlungen für die Ver-
schiebung von planbaren Auf-
nahmen, Operationen und Ein-
griffe erhalten, wenn bei einem 
nicht mehr kontrollierbaren In-
fektionsgeschehen die großen 
Kliniken in einer ganzen Region 
überlaufen mit COVID-19-Pa- 
tienten.

„Der Gesetzgeber verkennt 
hier nicht nur die Bedeutung 
der flächendeckenden Kranken-
hausversorgung, sondern blen-
det auch die Notwendigkeit 
des vorauseilenden Freihaltens 
von Bettenkapazitäten aus“, 
kritisiert Christian Bernreiter. 

„Wenn die Betten in den Ma-
ximal- und Schwerpunktkran-
kenhäusern belegt sind, wird es 
meist zu spät sein, auch die klei-
neren Krankenhäuser zu aktivie-
ren. Aus vielen Regionen erhalte 
ich die Rückmeldung, dass es ge-
rade die Häuser der Grund- und 
Regelversorgung gewesen sind, 
die einen entscheidenden Bei-
trag zur Bewältigung der Versor-
gung der Patienten in der ers-
ten Welle der Corona-Pandemie 
geleistet haben. Diesen Häu-
sern jetzt zu vermitteln, dass ih-
re Einsatzbereitschaft bei der 
zweiten Welle eigentlich nicht 
gewünscht wird, halte ich für 
schwierig. Da würde es mich 
nicht wundern, wenn manche 
Häuser sich für die Versorgung 
von COVID-19-Patienten abmel-
den und weiter ihr planbares 
Geschäft machen. Es liegt auf 
der Hand, dass das dann in man-
chen Regionen schlimm ausge-
hen könnte, wenn – was keiner 
will – die Fallzahlen der Inten-
sivbehandlungen weiter hoch-
gehen.“

Verordnungsermächtigung 
zu Gunsten der Kommunen

Deshalb fordert Präsident 
Bernreiter: „Diese Lücken kön-
nen nur geschlossen werden, 
wenn auf Bundesebene von der 
Verordnungsermächtigung Ge-
brauch gemacht wird und die 
Häuser der Grund- und Regel-
versorgung unter erleichterten 
Voraussetzungen in den Kreis 
der zu den Ausgleichszahlun-
gen berechtigten Krankenhäu-
ser mit aufnimmt!“ r

Vergabe von Frequenzen im Bereich 450 MHz:

Frequenzen für die Digitalisierung 
der Energiewende

Die Bundesnetzagentur hat im Benehmen mit dem Beirat ent-
schieden, die 450 MHz-Frequenzen vorrangig für kritische Infra-
strukturen der Energie- und Wasserwirtschaft bereitzustellen. 

„Wir stellen die Weichen für 
die Digitalisierung der Energie- 
und Verkehrswende und leisten 
einen Beitrag für das Erreichen 
der Klimaziele,“ sagte Jochen 
Homann, Präsident der Bundes-
netzagentur.

Auch der Beirat der Bundes- 

netzagentur hatte sich dafür aus-
gesprochen, der Energiewirt-
schaft eine Kommunikationslö-
sung auf Basis der 450 MHz-Funk-
technik zur Verfügung zu stellen. 

Die Frequenzen werden zur 
bundesweiten Nutzung in einem 
Ausschreibungsverfahren ver- 

geben. So können Sicherheits-
belange und spezielle Schutzan-
forderungen der Energie- und 
Wasserwirtschaft bei der Aus-
wahl des Zuteilungsinhabers 
besser berücksichtigt werden.

Ausschreibungsverfahren

Mit der Veröffentlichung der 
Vergabeentscheidung ist jetzt 
das Ausschreibungsverfahren 
eröffnet. Interessierte Unter-
nehmen können bis zum 18. De-
zember 2020 ihre Bewerbungen 
einreichen. Die Auswahl des Be-
werbers erfolgt in einem objek-
tiven und diskriminierungsfrei-
en Auswahlverfahren.

Für die Zuteilung der Frequen-
zen hat der erfolgreiche Bewer-
ber eine Zuteilungsgebühr in 
Höhe von rund 113 Mio. Euro zu 
zahlen. Eine entsprechende Ge-
bührenverordnung wird in Kür-
ze erlassen. Die Zahlungsmoda-
litäten sehen auch die Möglich-
keit von Ratenzahlungen vor. 

Bedarfe der Behörden  
und Organisationen  
mit Sicherheitsaufgaben

Mit der Vergabeentscheidung 
ist der Weg für die Energie- und 
Verkehrswende geebnet. Gleich-
zeitig hat die Behörde auch  
die sicherheitspolitischen Belan-
ge in den Blick genommen. So 
wurden zum einen die zeitlich 
und räumlich eingeschränkten 
Bedarfe der Bundeswehr in der 
Entscheidung berücksichtigt. 

Zum anderen wurde auch den 
Interessen der Behörden und 
Organisationen (BOS) mit Si-
cherheitsaufgaben (BOS) wei-
testgehend Rechnung getragen. 
Soweit die 450 MHz-Frequen-
zen nicht für Anwendungen kri-
tischer Infrastrukturen einge-
setzt werden, sind Datenüber-
tragungskapazitäten für sicher-
heitsrelevante Nutzungen der 
BOS bereitzustellen.

Den Belangen der BOS wur-
de bereits bei der Widmung der 
700 MHz-Frequenzen Rechnung 
getragen. Die Bedarfe der BOS 
sollen auch in der zu erarbeiten-
den Gesamtstrategie gewürdigt 
werden. Hierzu hatte die Bun-
desnetzagentur bereits im Au-
gust einen Frequenzkompass 
veröffentlicht, der Überlegun-
gen zur künftigen Verfügbarkeit 
von Frequenzen anstellt. 

Aufgrund der guten Ausbrei-
tungseigenschaften bieten sich 
die 450-MHz-Frequenzen an, 
um kosteneffizient ein funkti-
onsfähiges, ausfallsicheres Funk- 
netz aufzubauen.
Weitere Informationen
www.bundesnetzagentur.de/ 
450mhz.  r

Covid-19-Impfung: 

Sorge um Sicherheit 
und Wirksamkeit 

Eine Impfung gegen das Corona-Virus SARS-CoV-2 rückt in greif-
bare Nähe, die Zulassung von einem oder mehreren Impfstoffen 
steht offenbar kurz bevor. Der Verein „Ärzte für individuelle Impf- 
entscheidung“ hat ein aktualisiertes Positionspapier zu Frage der 
Impfstoffentwicklung, einer möglichen Impfpflicht und einem Im-
munitätsnachweis vorgelegt. 

Dabei wird die verantwor-
tungsvolle Entwicklung wirksa-
mer Impfstoffe als „sinnvoller 
und notwendiger Baustein in-
ternationaler Strategien gegen 
jedwede Epidemie oder Pande-
mie“ gewertet. Derartige Impf-
stoffe sollten weltweit allen 
Menschen, die sich damit schüt-
zen wollen, zugänglich sein. 

Da Impfungen grundsätzlich 
vorbeugende Maßnahmen an 
gesunden Menschen sind, for-
dern die Mediziner, dass diese 
Substanzen prinzipiell höheren 
Anforderungen an Wirksamkeit 
und Sicherheit genügen müs-
sen, als z. B. therapeutische Me-
dikamente, bei denen ein beste-
hender Leidensdruck unter Um-
ständen gewisse Behandlungsri-
siken rechtfertigen kann. 

„Die derzeit laufenden Zulas-
sungsstudien lassen nach aktu-
ellem Informationsstand auf ei-
ne gewisse Effektivität der ge-
prüften Impfstoffkandidaten 
hoffen“, heißt es in dem Papier. 
„Allerdings“ – und das ist wich-
tig – „genügen diese Studien 
den Ansprüchen an einen seriö-
sen Wirksamkeitsnachweis nach 
den Regeln der evidenzbasier-
ten Medizin in keiner Hinsicht.“ 
So sollen die verwendeten Stu-
dienprotokolle keinerlei Aus-
sage darüber erlauben, ob sich 
die Anzahl schwerer Verlaufs-
formen oder gar Todesfälle da-

mit vermindern lassen, schon 
gar nicht spezifisch bei Risiko-
gruppen. Auch bleibt offenbar 
die Frage unbeantwortet, ob 
durch die Impfung die Infektiosi-
tät verringert und dadurch eine 
Herdenimmunität erzeugt wird. 
Gerade diese Frage wird jedoch 
für die gewünschte Wirksamkeit 
der Impfung auf den Verlauf der 
Pandemie von entscheidender 
Bedeutung sein. 

Die Infektion mit SARS-CoV-2 
führt nach allen Erfahrungen 
nur bei einem sehr kleinen Teil 
der Infizierten zu schweren oder 
gar bedrohlichen Krankheitsver-
läufen. Die überwiegende Mehr-
zahl hat keine oder nur leich-
te grippeähnliche Beschwer-
den. Die Ärzte gehen davon aus, 
dass zum Zeitpunkt der Zulas-
sung von SARS-CoV-2-Impfstof-
fen wesentliche Teile der Bevöl-
kerung zumindest vorüberge-
hend über Antikörper bzw. spe-
zifische Abwehrzellen gegen das 
Virus verfügen. Inwieweit ei-
ne Impfung bei vorbestehender 
Immunität ein mögliches beson-
deres Risiko darstellt, sei derzeit 
nicht untersucht. Ein sehr gro-
ßer Teil der Bevölkerung würde 
von einer Impfung also gar nicht 
profitieren. 

Zudem sei nicht geklärt, ob 
die Impfung das Risiko der An-
steckung anderer vermindert. 

 (Fortsetzung nächste Seite)

http://www.bundesnetzagentur.de/ 450mhz
http://www.bundesnetzagentur.de/ 450mhz
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was zeichnet professionel-
le Presse- und Öffentlichkeits-
arbeit amtlicher Stellen aus 
in Zeiten, in denen grundge-
setzlich verbriefte Rechte auf 
freie Meinungsäußerung ein-
geschränkt werden (müssen) 
und gleichzeitig Hate Speech, 
Fake News, Mobbing und Stal-
king über vielfältigste Kom-
munikationskanäle uns alle 
überfluten?

Kann man die Öffentlich-
keitsarbeit eines deutschen 
Bundesministeriums als seriös 
bezeichnen, wenn via Facebook dazu auf-
gefordert wird, gegen alle „Bullshitbingo“ 
zu spielen, die sich besorgt mit Positionen 
dieses Hauses auseinandersetzen (Quelle: 
https://www.facebook.com/bmg.bund/
posts/932832660213246 )? 

Behörden sind zu wahrheitsgetreuer und 
umfassender Information der Öffentlichkeit 
gesetzlich verpflichtet. In einer Vielzahl kom-
munaler Ämter wird diese Aufgabe vorbildlich 
erfüllt. Gleichwohl gibt es nach wie vor auch 
viele, die ihr nicht den gebührenden Stellen-
wert einräumen. Daher bietet die Bayerische 
GemeindeZeitung in normalen Zeiten Veran-
staltungen zum Thema „Kommunale Presse- 
und Öffentlichkeitsarbeit“ an.

Obwohl keineswegs datenschutzrechtlich 
abschließend freigegeben, nutzt man oftmals 
recht sorglos Auftritte in sozialen Netzwerken 
wie Facebook, Instagram und YouTube. Ein zu-
sätzlicher Nachteil dieser Medien ist, dass es 
von einem Algorithmus oder der Bereitschaft, 

für Werbung zu zahlen, ab-
hängt, ob Beiträge gesehen 
werden.

Auch bayerische Ministerien 
schalten bezahlte Werbung 
auf Facebook für Inhalte, die 
lokale Medien umsonst auf-
greifen. Von der rechtlichen 
Problematik abgesehen, fin-
det so auch die Wertschöp-
fung nicht mehr im Inland 
statt. Viele News-Konsumen-
ten erkennen inzwischen die-
se ungefilterten Selbstdarstel-
lungswerkzeuge.

Amtlichen Stellen ist zudem 
gesetzlich vorgeschrieben, In-
formationen für die Gesell-

schaft nach den Grundsätzen der Neutralität, 
Objektivität und wissenschaftlichen Unabhän-
gigkeit zu gewinnen und bereitzustellen. 

Wie viel hier inzwischen im Argen liegt, sieht 
man beispielsweise am Umgang mit Zahlen 
und Statistiken rund um die Problematik, die 
die Infektionskrankheit COVID-19 durch das 
neuartige Coronavirus SARS-CoV-2 in die Welt 
gebracht hat. Es ist zu einfach, all‘ jene, die sich 
– teilweise mit höchster Fachkompetenz – mit 
diesem Thema auseinandersetzen und diffe-
renziert Positionen beziehen, in einen Topf zu 
werfen mit Radikalen, die man als „Covidio-
ten“ bezeichnet. Und, so nebenbei, dieser in-
zwischen auch von politischen Amtstragenden 
gebrauchte Begriff ist doch nichts anderes als 
vom Mainsteam unreflektiert akzeptierte Ha-
te Speech.

Zum „Dilemma mit den sozialen Medien“ 
hat Netflix eine sehenswerte Doku herausge-
braucht. 

Der britische Historiker, Soziologe und Pu-
blizist Cyril Northcote Parkinson (1909-1993) 
sagte einst: „Ein Vakuum, geschaffen durch 
fehlende Kommunikation, füllt sich in kürzes-
ter Zeit mit falscher Darstellung, Gerüchten, 
Geschwätz und Gift.“

GZ KOLUMNE
Constanze von Hassel

Öffentlichkeitsarbeit: 
Nicht nur  

ein Gebot der Fairness

Liebe Leserinnen
und Leser,

3. Dezember 2020

Ihre 
Constanze von Hassel
Chefredakteurin der Bayerischen GemeindeZeitung

Erfolgreich gegen Hetze im Netz 
Hate Speech-Beauftragter stellt Bericht vor

Kommunalpolitiker haben bei den einzelnen bayerischen Staats-
anwaltschaften direkte Ansprechpartner und können Hetze im 
Netz online direkt bei den Ermittlungsbehörden melden – denn 
gerade sie sind die häufigsten Opfer von Hate Speech im Internet. 
Der Hate Speech-Beauftragte der bayerischen Justiz, Oberstaats-
anwalt Klaus-Dieter Hartleb, berichtete im Rahmen einer Anhö-
rung im Innenausschuss im Bayerischen Landtag über die Erfolge. 
Die Strafen sind hoch: Wer vorbestraft ist, den kann ein Hasskom-
mentar direkt ins Gefängnis bringen.

Mittlerweile erhält fast jeder 
fünfte Amts- oder Mandatsträ-
ger in Bayern Todesdrohungen 
über das Internet. Hartleb ist 
der zentrale Ansprech- und Ko-
ordinierungspartner für die er-
mittelnden Staatsanwälte und 
dafür verantwortlich, bayern-
weit einheitliche Maßstäbe in 
Bezug auf Hate Speech-Krimina-
lität zu etablieren. Nach einem 
Jahr zog er im Innenausschuss 
des Landtags Bilanz. 

Online-Meldeverfahren  
erfolgreich

Als wirksames Instrument zur 
Bekämpfung von Hasskriminali-
tät hätte sich das von der Baye-
rischen Landeszentrale für neue 
Medien (BLM) und dem Bayeri-
sche Justizministerium neu ins 
Leben gerufene Online-Melde-

verfahren erwiesen. Damit kön-
nen Medienunternehmen in 
Bayern seit dem Jahr 2019 Ha-
te Speech-verdächtige Inhalte, 
zum Beispiel auf Facebook, an 
die Ermittler melden. Seit die-
sem Jahr können sich auch po-
litische Mandatsträger unbü-
rokratisch und online direkt an 
die Ermittlungsbehörden wen-
den. Als weitere Maßnahme 
sind bei den nicht-online began-
genen Straftaten zudem direk-
te Ansprechpartner für Kommu-
nalpolitikerinnen und -politiker 
bei den einzelnen bayerischen 
Staatsanwaltschaften benannt 
worden. Diese Ansprechpart-
ner beraten Betroffene, sorgen 
für eine zügige Ermittlung des 
Sachverhalts und vermitteln den 
Kontakt zur Polizei.

Hohe Aufklärungsquote

Minderheiten und Politiker 
seien die häufigsten Opfer von 
Hatespeech laut Harleb. Rund 
80 Prozent der Hassposts kom-
men dabei aus dem rechtsex- 
tremen Bereich. Ein Großteil der 
Verfahren betrifft den Tatbe-
stand der Volksverhetzung. Al-
lein in den ersten neun Mona-
ten dieses Jahres sind 953 Straf-
verfahren gegen identifizierte 
Straftäter eingeleitet worden. 
165 Verfahren liefen gegen Un-
bekannt. Die Aufklärungsquo-
te bei den Fällen, die über das 
im Jahr 2019 installierte On-
line-Meldeverfahren „Justiz und 
Medien“ zur Anzeige gebracht 
wurden, lag bei knapp 90 Pro-
zent. Dass Hasskommentare kei-
ne Kavaliersdelikte sind, zeigten 
die verhängten Strafen: Strafen, 
die bis zu vier Netto-Monatsge-
hältern hoch sind, wurden ver-
hängt – inklusive Eintragung ins 
Führungszeugnis. 

Spezialisierung  
der Staatsanwälte

Organisatorisch sieht Hart-
leb die Justiz in Bayern mittler-
weile gut gerüstet. So seien zum 
Jahreswechsel 2019/20 unter-
halb der Stelle des Hate Speech- 
Beauftragten flächendeckend 
bei allen 22 bayerischen Staats- 
anwaltschaften spezialisierte Son- 
derdezernate zur Bekämpfung 
von Netz-Hass gegründet wor-
den. Für Hartleb ist dabei ein 
hoher Grad an Spezialisierung 
der Staatsanwälte „einer der 
Schlüssel“. Denn die einschlä-
gigen Tatbestände unterlägen 
nicht nur unbestimmten Rechts-
begriffen, sondern es bedürfe in 
der Regel auch einer Abwägung 
der Meinungsfreiheit des Täters 
mit dem Ehrenschutz des Op-
fers. All dies erfordere eine ho-
he Qualifikation der betreffen-
den Staatsanwälte sowie die Si-
cherstellung einheitlicher Stan-
dards bei der Rechtsauslegung. 
Im Sinne einer konsequenten 
Verfolgung der Täter im Netz 
müssten darüber hinaus die 
technischen Fähigkeiten der 
Staatsanwälte geschult werden, 
da die Täter oftmals unter Ali-
as-Namen aufträten und gezielt 
Verschleierungstaktiken anwen-
deten, um ihre wahre Identität 
zu verbergen.

Problem: Keinen Zugriff  
auf Urheberdaten

Die Erfolge der bayerischen 
Justiz bei der Ermittlung der 
Verfasser von Hass-Beiträgen 
dürften jedoch nicht darüber 
hinwegtäuschen, dass bisher 

nur ein Bruchteil der Straftaten 
überhaupt verfolgbar sei. Nach 
wie vor gäbe es weite Bereiche 
im Internet (wie z.B. bestimmte 
Gaming-Portale), in denen die 
Staatsanwälte machtlos seien, 
weil ihnen der Zugriff auf die Da-
ten der Urheber fehlen oder die 
Hass-Redner sich auf Plattfor-
men bewegten, die Ermittlun-
gen von vornherein unmöglich 
machen, sagte Hartleb.

Verbesserungsbedarf sieht er 
zudem bei der Zusammenarbeit 
mit den sozialen Netzwerken. 
„Sie reagieren oft gar nicht auf 
unsere Auskunftsgesuche. Erhe-
bungen der Staatsanwaltschaf-
ten haben gezeigt, dass nur je-
de 20. unserer Auskunftsanfra-
gen bezüglich potenzieller Täter 
beantwortet wird“. Besonders 
problematisch sei es auch, dass 
in Deutschland keine IP-Adres-
sen – die Adresse eines Com-
puters, mit deren Hilfe der Nut-
zer eindeutig identifiziert wer-
den kann – gespeichert würden. 
So würden bestimmte Teleme-
dienunternehmen sogar aus-
drücklich damit werben, dass In-
ternet-Adressen über sie nicht 
nachverfolgt werden könnten. 
„Zumindest eine gewisse Spei-
cherverpflichtung wird man da 
einführen müssen“, appellierte 
Hartleb an die Politik.

Parteien nehmen Bund  
in die Pflicht

Ob und welche Maßnahmen 
ausgeweitet werden sollen, war 
in der anschließenden Debatte 
im Ausschuss umstritten. CSU 
und Freie Wähler plädierten für 
eine längerfristige Speicherung 
von Verkehrsdaten. So betonte 
Alfred Grob (CSU), dass gerade 
die Social-Media Konzerne auch 
in den USA stärker in die Pflicht 
genommen werden müssten 
und zur längeren Speicherung 
von IP-Adressen verpflichtet 
werden sollten. Joachim Ha-
nisch (Freie Wähler) ergänzte, 
dass auch über präventive Maß- 
nahmen gegen Hate Speech so-
wie eine stärkere „Waffengleich-
heit“ zwischen Tätern und Op-
fern nachgedacht werden müs-
se. Einigkeit bestand in der Dis-
kussion darin, dass der Freistaat 
Bayern nur einen Teil der Lösung 
gegen Hetze im Netz liefern 
könne. So seien die Bundeslän-
der zwar für Strafverfolgungs-
behörden, also Staatsanwälte 
und Polizei zuständig, viele der 
rechtlichen Vorgaben, etwa Än-
derungen im Strafgesetzbuch 
oder Impulse für europarechtli-
che Vorgaben, müssten jedoch 
durch die Bundesregierung an-
gestoßen werden.

Über die Initiative

Das bayerische Justizminis-
terium und die BLM haben die 
Initiative „Justiz und Medien – 
konsequent gegen Hass“ im Ok-
tober 2019 ins Leben gerufen. 
Seitdem können sich Medienun-
ternehmen in einem einfachen 
und effizienten Online-Verfah-
ren mit einer Prüfbitte oder 
Strafanzeige an die Justiz wen-
den – etwa wegen volksverhet-
zender Kommentare und ande-
rer strafbarer Inhalte wie Be-
drohungen oder Beleidigungen 
auf den von ihnen betriebe-
nen Plattformen. Seit Juni 2020 
ist der Hate-Speech-Beauftrag-
te der bayerischen Justiz An-
sprechpartner. Bereits 112 Me-
dienunternehmen unterstützen 
die Initiative aktuell mit ihrem 
Logo; 78 davon beteiligen sich 
aktiv an dem Projekt und haben 
sich bereits bei der Staatsan-
waltschaft in Sachen strafrecht-
liche Relevanz von Hate-Speech 
sowie Übermittlung von Prüfbit-
ten schulen lassen. 
Weitere Informationen: www.
konsequent-gegen-hass.de/  r

Sorge um ...
(Fortsetzung von Seite 2)

Auch ob durch das Auftre-
ten von SARS-CoV-2-Antikör-
pern (nach durchlebter Infekti-
on oder nach einer Impfung) die 
Ausbreitung von Covid-19 ein-
gedämmt wird, sei derzeit wis-
senschaftlich nicht beurteilbar. 
Ein „Immunitätsausweis“ wäre 
daher ohne jede Aussagekraft. 

Eine Anwendung der Impf-
stoffe vor Abschluss der unver-
meidbar langwierigen Unter-
suchungen zu Sicherheit und 
Wirksamkeit kommt der medi-
zinischen Fachleute nur nach je-
weils sorgfältiger Nutzen-Risi-
ko-Abwägung für den gezielten 
Schutz von Risikogruppen oder 
Risikopatientinnen und -patien-
ten in Frage. Diese könne nur im 
Rahmen klinischer Studien un-
ter engmaschiger klinischer und 
wissenschaftlicher Begleitung 
erfolgen.

Außerdem ist für die Verab-
reichung eines jeden Impfstoffs 
eine ausführliche, individuel-
le und ergebnisoffene Impfbe-
ratung durch eine Ärztin/einen 
Arzt unabdingbar. „Bei den der-
zeit vorgesehenen Reihenimp-
fungen in großen Impfzentren 
ist eine solche Beratung mit ei-
ner medizinrechtlich validen 
Einwilligung („informed con-
sent“) a priori unmöglich“ fürch-
ten die Ärzte. Sie lehnen des-
halb die Abgabe der Impfstoffe 
in solchen Zentren ab. 

Eindringlich gewarnt hinge-
gen wird davor
• in der gegenwärtigen Covid- 
19-Pandemie einen möglichen 
Impfstoff zum zentralen Lö-
sungsansatz zu machen, um die 
Ausbreitung des Virus einzu-
dämmen,
• das Wiederherstellen rechts-
staatlicher Verhältnisse von der 
Verfügbarkeit eines solchen 
Impfstoffs abhängig zu machen, 
• die Teilnahme an der Impfung 
zur Voraussetzung zu machen, 
um Grundrechte (z. B. Reisefrei-
heit) zu gewähren oder den Zu-
gang zu bestimmten (z. B. me-
dizinischen) Berufen zu ermög-
lichen. 

Eine Pandemiebekämpfungs-
strategie, die sich im Wesentli-
chen auf die Verfügbarkeit und 
Wirksamkeit zwangsläufig noch 
unzureichend geprüfter Impf-
stoffe gründet, wird ausdrück-
lich abgelehnt.
Das Positionspapier kann un-
ter diesem Link direkt herun-
tergeladen werden: individu-
elle-impfentscheidung.de/pp_
covid19  r

Gesundheits- und Pflegeministerin Huml zur Pandemiebewältigung:

Ambulante Ärzte sind wichtige Säule
Bayerns Gesundheits- und Pflegeministerin Melanie Huml hat 
sich per Video-Schalte mit Vertretern der ambulanten Ärzteschaft 
zu Corona-Pandemielage ausgetauscht. 

Die Ministerin betonte an-
lässlich eines erneuten virtuel-
len Treffens während der Coro-
na-Pandemie mit den Chefs der 
Kassenärztlichen Vereinigung 
Bayerns (KVB), der Bayerischen 
Landesärztekammer (BLÄK), 
des Bayerischen Hausärztever-
bands e.V. (BHÄV) und des Be-
rufsverbands der Kinder- und 
Jugendärzte e.V. (BVKJ): „Die 
ambulanten Kollegen sind eine 
wichtige Säule unserer flächen-
deckenden Pandemiebewälti-
gung. Ihrem unermüdlichen Ein-
satz ist es zu verdanken, dass 
wir das Pandemiegeschehen 
bei milden Verläufen weitestge-
hend unter Kontrolle halten.“

Nach Zahlen der KVB wer-
den etwa 80 Prozent der CO-
VID-19-Patienten in Bayern 
ambulant versorgt. Die Minis-
terin unterstrich dass die ko-
ordinierenden Ärzte eine gro-
ße Hilfe seien, weil sie als Bin-
deglied zwischen den nieder-
gelassenen Ärzten vor Ort, den 
KVB-Strukturen und den örtli-
chen Behörden und Entschei-
dungsträgern fungieren. „Mir 
ist bewusst, dass viele der ko-
ordinierenden Ärzte ihre Aufga-
be neben ihrer eigentlichen Pra-
xistätigkeit ausüben und mit ih-
rem Engagement einen extrem 
wichtigen Beitrag leisten, der 
über ihr eigentliches Pflichtpro-
gramm hinausgeht.“

Durch einen Ministerratsbe-
schluss vom 10.11.2020 soll die-
se Struktur nun –- angelehnt 
an die während des Katastro-
phenfalles eingesetzten Versor-
gungsärzte – weiterentwickelt 
werden. Unter anderem ist bei-
spielsweise eine Aufwandsent-
schädigung für die koordinie-
renden Ärzte vorgesehen. Das 
Ministerium erarbeitet derzeit 

die Ausgestaltung der erforder-
lichen Regelungen.

Die Praxen spielen auch bei 
der Umsetzung der Bayerischen 
Teststrategie eine entscheiden-
de Rolle. Die Ministerin beton-
te: „Das Bayerische Testangebot 
wird zum großen Teil von den 
ambulanten Praxen gestemmt. 
Sie leisten auch damit einen 
wichtigen Beitrag zur Kontrolle 
des Pandemiegeschehens. Dass 

sich in Bayern jeder testen las-
sen kann, den die Ungewissheit 
plagt oder der sichergehen will, 
bevor er Angehörige im Pfle-
geheim besucht oder der nicht 
auf weitere Symptome warten 
will, bis sich der Corona-Ver-
dacht bestätigt, wäre ohne un-
sere ambulanten Ärztinnen und 
Ärzte nicht machbar. Sie sind es, 
die die Bayerische Teststrategie 
mit viel Einsatz und außerregu-
lären Sprechstunden ermögli-
chen. Dafür bedanke ich mich 
ganz herzlich.“ r

Ministerin Huml baut  
Pflegestützpunkte aus

Bayerns Gesundheits- und Pflegeministerin Melanie Huml baut 
die Beratungsstrukturen für Pflegebedürftige und deren Ange-
hörige weiter aus. Die Aufnahme von Pflegestützpunkten in eine 
Regelförderung ist nach ihrer Auffassung „ein Meilenstein für die 
Beratung für Pflegebedürftige und ihre Angehörigen“. 

Pflegestützpunkte sind leicht 
zugängliche Beratungsangebo-
te rund um die Pflege. Sie sind 
zentrale Anlaufstellen und ver-
netzen die regional verfügbaren 
pflegerischen Angebote.

Landkreise, kreisfreie Städte 
und Bezirke können gemeinsam 
mit den Pflege- und Kranken-
kassen Pflegestützpunkte ein-
richten. Um den weiteren Aus-
bau von Pflegestützpunkten zu 
unterstützen, können diese ab 
2021 mit jährlich bis zu 20.000 
Euro gefördert werden. Zuwen-
dungsempfänger sind Kommu-
nen, die sich an der Trägerschaft 
eines Pflegestützpunkts betei-
ligen. Bei einer räumlichen An-
bindung an eine Fachstelle für 
pflegende Angehörige erhöht 
sich die Förderpauschale für ins-
gesamt maximal drei Jahre um 
jährlich bis zu 3.000 Euro.

Seit 2019 können Pflegestütz-
punkte eine Förderung beantra-

gen. Darüber hinaus fördert der 
Freistaat ein gut etabliertes und 
in dieser Form in Deutschland 
einzigartiges Netz von über 100 
Fachstellen für pflegende An-
gehörige mit jährlich bis zu 1,6 
Mio. Euro. Die Fachstellen für 
pflegende Angehörige haben 
die Aufgabe, pflegende Ange-
hörige auch längerfristig bei ih-
rer oft kräftezehrenden Aufgabe 
psychosozial zu begleiten, Be-
treuungs- und Entlastungange-
bote, wie z.B. Helferkreise oder 
Betreuungsgruppen anzubieten 
sowie insbesondere auch Ange-
hörige von Menschen mit einer 
Demenzerkrankung zu informie-
ren und zu begleiten.

Anträge auf Regelförderung 
für das Jahr 2021 können noch 
bis 31.12.2020 beim Bayeri-
schen Landesamt für Pflege ge-
stellt werden. Weitere Hinweise 
finden Sie unter www.pflegestu-
etzpunkte.bayern.de.  r

https://www.facebook.com/bmg.bund/posts/932832660213246
https://www.facebook.com/bmg.bund/posts/932832660213246
https://www.netflix.com/watch/81254224?trackId=13752289&tctx=0%2C0%2Cef8fefd54993753cd1edbf2619c52da5c986b44c%3A35acaf6f2ff27a1d630a9555504d84173292c14f%2Cef8fefd54993753cd1edbf2619c52da5c986b44c%3A35acaf6f2ff27a1d630a9555504d84173292c14f%2Cunknown%2C
http://www.konsequent-gegen-hass.de/
http://www.konsequent-gegen-hass.de/
http://individuelle-impfentscheidung.de/pp_covid19
http://individuelle-impfentscheidung.de/pp_covid19
http://individuelle-impfentscheidung.de/pp_covid19
http://www.pflegestuetzpunkte.bayern.de
http://www.pflegestuetzpunkte.bayern.de
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Beobachtung hält der überwie-
gende Teil der Bevölkerung die 
Maßnahmen jedoch für richtig 
und notwendig. Die derzeitige 
Entwicklung der Fallzahlen und 
die Wahrnehmung, dass auch 
in den Kliniken das Belastungs-
niveau steigt, führen dazu, dass 
die enorme Herausforderung 
der Pandemie wieder stärker ins 
Bewusstsein tritt. Die Menschen 
haben in den vergangenen Mo-
naten durchaus ein großes Ver-
antwortungsbewusstsein und 
Disziplin bewiesen. Um dies zu 
erhalten, sind Klarheit und Be-
sonnenheit sehr wichtig. Regeln 
müssen möglichst einfach, klar, 
gut begründbar und damit nach-
vollziehbar sein. 

GZ: Noch zu Anfang dieses 
Jahres waren wir der Meinung, 
demografischer Wandel, Ener-
giewende, Klima- und Arten-
schutz sowie Digitalisierung 
seien die Themen, mit denen 
wir uns in naher Zukunft aus- 
einanderzusetzen haben. Rückt 
Corona jetzt alles in den Hinter-
grund?

Pannermayr: Scheinbar ja, 
weil viel über Corona gespro-
chen und berichtet wird. Aus 
meiner Sicht manchmal zu viel. 
Die Gesellschaft sollte dieses 
Thema zwar sehr ernst nehmen, 
aber nicht in Angststarre verfal-
len. Fakt ist, dass alle genannten 
Themenbereiche weiter auf der 
Agenda stehen. Auch vor Corona 
war bereits deutlich zu spüren, 
dass es Veränderungen braucht. 
Die Pandemie hat hier mögli-
cherweise Prozesse beschleu-
nigt. Grundsätzlich besteht die 
große Generationenaufgabe da-
rin, eine Balance zwischen Öko-
nomie, Ökologie und dem sozia-
len Miteinander herzustellen.

GZ: In Städten leben meist 
Bürger, die Energie aus erneu-
erbaren Energiequellen un-
terstützen, selbst aber kein 

Dach haben, um eine PV-An-
lage zu installieren. Genauso 
haben im Vergleich zum länd-
lichen Raum mehr Stadtbe-
wohner für das Volksbegeh-
ren Artenschutz abgestimmt, 
die Folgen werden aber ge-
rade in der Landwirtschaft 
sichtbar. Sehen Sie die Städ-
te in der Pflicht, in der Klima- 
schutz-Diskussion mit gutem 
Beispiel voran zu gehen und 
können Sie Beispiele nennen? 

Kluger Umgang  
mit Flächenressourcen

Pannermayr: Es gilt, vor Ort 
Konzepte zu finden, die den Ki-
ta- und Schulausbau sowie den 
Wohnungsbau in Einklang brin-
gen mit einem klugen und ver-
nünftigen Umgang mit Flächen-
ressourcen. Dazu brauchen wir 
die richtigen Instrumente, wie 
das Aktivieren und Nutzbarma-
chen bereits versiegelter Flächen 
im Innenraum.

Auch die Mobilitätswende muss 
vor Ort stattfinden. In Straubing, 
einer Stadt mit überschauba-
ren Entfernungen, ist vor allem 
das Thema Fahrradfreundlich-
keit großgeschrieben. Mit die-
ser spannenden Perspektive be-
schäftigen wir uns sehr intensiv. 
Auch arbeiten wir zum Beispiel 
an einem neuen Beschaffungs-
konzept nach ökologischen 
und sozialen Gesichtspunkten 
– Stichwort fairer Handel. Das 
sind kleine Schritte, die alle in die 
gleiche Richtung gehen. Hier se-
he ich die Kommunen klar in der 
Verantwortung.

Kreative Ansätze  
zur Baulandmobilisierung

GZ: Sie haben die versiegel-
ten Flächen angesprochen. Hat 
Corona den Wunsch nach einer 
grünen Lunge in der Stadt zu ei-
ner Aufwertung verholfen? Ist 
denn ein Park auch eine versie-
gelte Fläche?  

Pannermayr: Das ist eine 
spannende Frage. Hier muss 
man differenzieren. Es ist doch 
ein gewaltiger Unterschied, ob 
man eine Fläche versiegelt oder 
daraus eine Naherholungsflä-
che oder werthaltige Naturflä-
che gestalten kann. Sicher ist, 
dass in der Corona-Krise vie-
le Menschen die Heimat wieder 
neu entdeckt haben und das Be-
wusstsein, sorgsam mit begrenz-
ten Flächenreserven umzuge-
hen, klar gewachsen ist. 

GZ: Was wäre denn eine 
Maßnahme, um Städten eine 
Grundstücksmobilisierung zu 
erleichtern?

Pannermayr: Hier kommt die 
Grundsteuer C ins Spiel, ein Ins-
trument, das in der Regierungs-
koalition momentan kontrovers 
diskutiert wird. Eine Grundsteu-
er, mit der wir baureife Grund-
stücke mit einem eigenen He-
besatz belegen könnten, wür-
de uns helfen, diese Flächen zu 
aktivieren und nutzbar zu ma-
chen. Sinnvoll wären auch ei-
ne Stärkung des Vorkaufsrechts 
für Kommunen sowie eine steu-
erliche Begünstigung, wenn zum 
Beispiel nicht mehr benötigte 
landwirtschaftliche Hofgrund-
stücke an Kommunen veräußert 
werden. Das sind durchaus krea-
tive Ansätze.

GZ: Im vergangenen Jahr hat 
die GZ Veranstaltungen zur le-
bendigen Ortsmitte organi-
siert. Was bräuchten Städte, 
um Ortskerne am Leben zu er-
halten? Welche Möglichkei-
ten haben Sie als Rathauschef, 
um beispielsweise dem Einzel-
handel zu helfen? Und welche 
Maßnahmen wären nötig, um 
ein Veröden abzuwenden?

Pannermayr: Ein für uns sehr 
wichtiges Instrument ist die 
Städtebauförderung, die in den 
Kommunen vielfach sehr posi-
tive Wirkungen erzeugt. Die Er-
fahrung zeigt: Wenn wir mit öf-

fentlichen Investitionen in Quar-
tieren einen positiven Impuls 
geben, löst dies auch private In-
vestitionen aus und ermöglicht 
eine Reaktivierung. Beispiel: In 
Straubing betreibt die TUM ei-
nen Campus für Biotechnolo-
gie und Nachhaltigkeit. Um die 
noch junge Universität in die In-
nenstadt zu integrieren, kauf-
te der Freistaat das von Schlie-
ßung bedrohte Karmelitenklos-
ter, welches nun umgebaut wird 
und künftig vom TUM-Campus 
genutzt werden soll. 

Aktuell befinden wir uns in ei-
ner Situation, in der es leider 
nicht möglich ist, in den Innen-
städten Veranstaltungen und 
damit besondere Erlebnisse zu 
generieren. Insofern wird Coro-
na die Probleme der Innenstädte 
noch verschärfen. Das ist auch 
der Grund, warum wir uns ent-
schieden haben, unsere Städte-
tags-Vollversammlung im Juli 
2021 unter den Arbeitstitel „Zu-
kunft der Innenstädte und Orts-
kerne“ zu stellen. 

Rettungsprogramm  
für Kulturschaffende

GZ: Viele Kunst- und Kultur-
schaffende stehen vor dem 
Aus. Für wie wichtig halten Sie 
die Kulturszene für das Über-
stehen dieser Krise und wie 
können Städte ihren Künstlern 
helfen?

Pannermayr: Die Kulturszene 
gibt Städten eine ganz besonde-
re Identität. Ein vielfältiges, bun-
tes Kulturleben ist eine unver-
zichtbare Grundvoraussetzung, 
um Offenheit und Freiheit im 
Denken zu bewahren. Wirkungs-
volle Hilfe für die Künstler ist den 
Kommunen in der aktuellen Si-
tuation ehrlich gesagt leider nur 
bedingt möglich. Zwar wurden 
im Sommer diverse Formate an-
geboten, die auch funktionier-
ten, jedoch waren diese Maß-
nahmen immer nur ein Trop-
fen auf den heißen Stein. Umso 
mehr braucht es von Seiten des 
Bundes ein effizientes und zü-
gig umgesetztes Rettungspro-
gramm für Kulturschaffende, um 
den Kulturbereich über den Win-
ter zu stabilisieren.

Stärkung des ÖPNV

GZ: Vor Corona ging es um 
die Stärkung des ÖPNV. Mit Co-
rona erlebt der Individualver-
kehr eine Renaissance, da der 
ÖPNV auch aufgrund des In-
fektionsrisikos gemieden wird. 
Gleichzeitig werden Parkplätze 
zu Freischankflächen und Heiz-
pilze wieder salonfähig. Geben 
Sie den Bemühungen um den 
Ausbau des ÖPNV eine Chance?

Pannermayr: Klares Ja. Die 
Stärkung des ÖPNV wird für die 
Mobilität der Zukunft unverzicht-
bar sein, wobei die Herausforde-
rungen je nach Region oder Grö-
ße des Standorts unterschied-
lich sind. Es gibt Bereiche, wo bei 
uns zum Beispiel die Stadt-Um-
land-Beziehung mit dem ÖPNV 
nur sehr sporadisch funktioniert. 
Derartige Verkehrsbeziehungen 
zu stärken, ist wesentlich. Am 
wichtigsten aber ist der Aufbau 
leistungsfähiger Verbundsyste-
me. Unser Fernziel muss ein bay-
ernweiter Verbund sein, mit der 
Möglichkeit des unkomplizierten 
Umsteigens. Aktuell ist das Sys-
tem sehr komplex und kleinteilig 
und deshalb so nicht zukunftsfä-
hig. Übrigens birgt z.B. die Um-
nutzung eines PKW-Parkplat-
zes in eine Freischankfläche oder 
auch einen Fahrradparkplatz die 
Chance, wieder mehr Lebens-
qualität in die Städte zu bringen. 
Das muss man den Menschen 
erklären.

GZ: Thema Schulen: Masken 
müssen jetzt auch von Grund-
schülern oder auch im Sport-
unterricht selbst im Freien ge-
tragen werden. Eine Rückkehr 
zum Distanzunterricht ist trotz 
der vielen Corona-Testungen 
nicht in Sicht. Allerdings hat der 
erste Lockdown auch gezeigt, 

dass Homeschooling unter An-
leitung einer Lehrkraft funk- 
tioniert. Was halten Sie von Ho-
meschooling? Und wären die 
Schulen derzeit in der Lage, ei-
ne Situation wie im März aufzu-
fangen? 

Großer Gesprächsbedarf  
bei Schulthemen

Pannermayr: Was die Schu-
len im Frühjahr geleistet haben,  
war beeindruckend. Den Schü-
lern im Homeschooling wurde 
vielfach ein gutes Angebot un-
terbreitet. Gleichwohl hat das 
Frühjahr auch gezeigt, wie weit 
wir noch von einem wirklich 
tragfähigen, flächendeckenden 
System entfernt sind. Vor Jahren 
bereits hat der Städtetag an den 
Freistaat die Forderung nach ei-
nem effizienten Gesamtkonzept 
adressiert. Dazu gehört auch, 
dass Technik der Pädagogik die-
nen muss und nicht umgekehrt. 
Auch wünschen wir uns ein Sys-
tem, das möglichst effizient ad-
ministrierbar ist.

Großen Gesprächsbedarf gibt 
es momentan in punkto Ausstat-
tung mit Lehrer-Dienstgeräten. 
Es ist der Wunsch des Freistaats, 
dass die Kommunen die Geräte 
beschaffen. Wir sprechen aktuell 
darüber, den Freistaat in einer 
Corona-bedingten Sondermaß-
nahme zu unterstützen. Aber die 
Bedingungen dafür müssen pas-
sen. Und wir werden im Interes-
se aller Beteiligten gründlich da-
rüber reden müssen, wie wir die 
enormen Anforderungen der Di-
gitalisierung künftig dauerhaft 
und fair in der Schulfinanzierung 
verankern.

GZ: Was halten Sie von den 
Bemühungen der Staatsregie-
rung, Schulen mit Luftfiltern 
auszustatten?

Pannermayr: Über die Schu-
len haben wir vor Ort in Strau-
bing den Bedarf abgefragt. Wir 
werden versuchen, im Rahmen 
des Förderprogramms schnellst-
möglich entsprechende Geräte 
zu beschaffen. Allerdings muss 
man dabei die notwendigen 
Ausschreibungswege und die 
Verfügbarkeit im Blick haben. 
Bei manchen Produkten gibt es 
momentan einfach Engpässe 
und Lieferschwierigkeiten.

GZ: Stichwort Kinderbetreu-
ung: Im Oktober haben wir da-
rüber berichtet, dass Sie den 
Freistaat auffordern, Richtlini-
en zur Ausreichung von Bun-
desmitteln auf den Weg zu brin-
gen. Finanzmittel seien zwar 
vorhanden, könnten aber der-
zeit nicht abgerufen werden. 
Hat sich an der Situation inzwi-
schen etwas geändert?

Pannermayr: Ja, der Freistaat 
hat nach der Intervention des 
Bayerischen Städtetags tatsäch-
lich schnell gehandelt. Der Hin-
tergrund ist, dass der Bund zu-
sätzliche Mittel ausgereicht hat, 
die den Kommunen für den Ki-
ta-Ausbau zur Verfügung gestellt 
werden sollen. Für Bayern ging 
es um 160 Millionen Euro, mit 
denen Schätzungen zufolge nun 
ca. 10.000 Kitaplätze zusätzlich 
gefördert werden können.

Globale  
Entwicklungspartnerschaften

GZ: Unser Herausgeber Land-
rat Stefan Rößle, Landkreis Do-
nau-Ries, hat großen Erfolg mit 
der Aktion „1.000 Schulen für 
unsere Welt“, die vom Entwick-
lungshilfeministerium unter-
stützt wird. Er bündelt hier eh-
renamtliches Engagement in ei-
ner Aktion, die doch jedem Ein-
zelnen genügend Spielraum für 
eigene Ideen lässt. Wie stehen 
Sie zu kommunaler Entwick-
lungshilfe? 

Pannermayr: Ich halte dies für 
ein hilfreiches Instrument, wenn 
es in ein gutes Netzwerk einge-
bunden ist. Wir beteiligen uns 
mit unserem Know-how an Ak-
tivitäten, die Bundesminister Dr. 
Müller gestartet hat. Leider ist 
jetzt Corona-bedingt alles ein 

bisschen schwierig. Aktuell sind 
wir in Gespräche involviert, bei 
denen es um Abwasser,- Was-
serversorgungs- und Müllent-
sorgungskompetenz im Nahen 
Osten geht. Entsprechende Kon-
takte wollen wir auch in Afrika 
aufbauen. Jedem Kommunalpo-
litiker ist klar, dass das Denken 
nicht an der Stadtgrenze enden 
darf. Und so sind Kommunen 
aus meiner Sicht gerne bereit, 
ihr Können in eine größere Ver-
antwortung einzubinden.

Wiederaufbau  
des Straubinger Rathauses

GZ: 2016 haben Sie das Strau-
binger Rathaus brennen sehen, 
wie steht es um den Wieder-
aufbau?

Pannermayr: Der Wiederauf-
bau ist komplexer als man denkt, 
weil wir es mit mehreren histori-
schen Gebäuden zu tun haben. 
Es bedurfte vieler Diskussionen, 
um ein kluges Konzept zu erar-
beiten, das auch alle modernen 
Erfordernisse wie Barrierefrei-
heit und technische Lösungen 
berücksichtigt. Momentan star-
tet die Hauptmaßnahme mit 
der Ertüchtigung der Gebäude- 
statik. Wir werden mit dem Wie-
deraufbau mehr als drei Jah-
re beschäftigt sein und können 
dann hoffentlich vermelden, 
dass wir nicht nur den Zeitrah-
men, sondern auch den Kos-

(Fortsetzung von Seite 1)
„Corona wird Spuren in den 
Städten und Gemeinden hinter-
lassen. Nicht alle Geschäfte, Re-
staurants, Kneipen und Kultur-
betriebe werden die Krise über-
stehen“, unterstrichen die DSt-
GB-Repräsentanten. 

Die Städte und Gemeinden 
würden alles daransetzen, Ein-
zelhandel, Gastronomie und 
Kultur zu stärken, aber das wer-
de nicht immer gelingen. „Wir 
brauchen nach Corona Konzep-
te, um Ortskerne und Innen-
städte zu stärken und umzuge-
stalten. Die Krise kann auch eine 
Chance sein. Wenn es gelingt, 
mehr Grün, mehr Aufenthalts-
qualität und mehr Abwechs-
lung in die Kommunen zu be-
kommen, können wir daraus ge-
stärkt hervorgehen“, erklärten 
Spiegler und Landsberg.

Langfristige Krise  
der Kommunalfinanzen

Auch wiesen sie darauf hin, 
dass die Corona-Pandemie ei-
ne langfristige Krise der Kom-
munalfinanzen ausgelöst habe. 
„Trotz der guten Entwicklung 
der Wirtschaft bis zum Herbst 
dieses Jahres haben wir weiter-
hin eine sehr schwere Finanzkri-
se. Auch wenn Hoffnung auf den 
baldigen Einsatz eines Impfstof-
fes besteht, liegt noch ein lan-
ger Weg der wirtschaftlichen Er-
holung vor uns.“ Es stehe zu er-
warten, dass auch die Sozialaus-
gaben weiter ansteigen. Dies 
mache die Situation noch ein-
mal schwieriger. Zu befürchten 
sei, dass nicht mehr ausreichend 
Mittel für dringend notwendige 
kommunale Investitionen zur 
Verfügung stehen.

Finanzielle Spielräume nötig

Laut Spiegler und Landsberg 
wird der wirtschaftliche Auf-
schwung maßgeblich von der In-
vestitionskraft der Kommunen 
in Deutschland abhängen. „Die 
Kommunen müssen auch nach 
der Corona-Pandemie finanziel- 
len Spielraum behalten. Wir brau- 
chen einen zweiten kommuna-
len Rettungsschirm. Das bedeu-
tet, dass die gemeindlichen Steu-
erausfälle zwingend auch in den 
kommenden Jahren kompen-
siert werden müssen. Die Ver-
luste der Gemeinden bei der Ge-
werbe-, Einkommen- und Um-
satzsteuer sowie bei den Gebüh-

ren und Entgelten müssen dabei 
berücksichtigt werden. Dafür be-
nötigen Städte und Gemeinden 
langfristige Planungssicherheit 
sowie Erleichterungen bei Büro-
kratie und Vergaberecht.“

Steuermindereinnahmen von 
rund 13 Milliarden Euro

Nach den Zahlen der Novem-
ber-Steuerschätzung müssen 
Bund, Länder und Kommunen in 
diesem Jahr 2020 mit 88 Milliar-
den Euro weniger auskommen, 
die kommunalen Steuerminder- 
einnahmen liegen bei rund 13 
Milliarden Euro.

Bis zum Jahr 2024 summieren 
sich die Steuermindereinnah-
men der Städte und Gemein-
den im Vergleich zur Schätzung 
vor der Corona-Pandemie auf 
50 Milliarden Euro. Die Gewer-
besteuer (brutto) bricht im Ver-
gleich zum Vorjahr um 12,4 Mil-
liarden Euro ein. Auch beim Ein-
kommensteueranteil verlieren 
die Gemeinden erhebliche Ein-
nahmen in Höhe von 2,4 Milli-
arden Euro. Hinzu kommen die 
Verluste aus Entgelten und z. B. 
Eintrittsgeldern im kommuna-
len Bereich. Besorgniserregend 
ist auch der Anstieg der Sozial-
ausgaben. 

Hoffnung auf massive  
Unterstützung  
durch Bund und Länder

„Ohne massive finanzielle 
Unterstützungsmaßnahmen von 
Ländern und Bund werden die 
Kommunen ihre Haushalte nur 
durch massive Kürzungen bei 
ihren Investitionen und frei-
willigen Leistungen stabil hal-
ten können. Dies wäre wiede-
rum Gift für die Konjunktur“, 
hob die Verbandsspitze her-
vor. Gegen diese Krise dürfe 
nicht angespart werden. Bür-
gerschaft und Wirtschaft dürf-
ten zurecht starke und hand-
lungsfähige Kommunen erwar-
ten. Auch in der Krise müsse si-
chergestellt werden, dass die 
Disparitäten zwischen finanz-
schwachen und -starken Kom-
munen nicht weiter zunehmen, 
sondern gleichwertige Lebens-
verhältnisse überall im Land  
sichergestellt werden. „Chancen- 
gerechtigkeit und Perspektiven 
muss es für alle Menschen ge-
ben, gleich in welcher Region sie 
leben“, so Spiegler und Lands-
berg abschließend.  DK

Entwicklung 
ländlicher ...

(Fortsetzung von Seite 1)
Die Bundesregierung sollte den 
„Wenige Schultern“-Effekt in 
ländlichen Räumen, die beson-
ders von der demografischen 
Entwicklung getroffen sind, mit 
Fördermitteln abfedern, so Lie-
bing. In einigen ländlichen Regi-
onen schulterten immer weni-
ger Menschen die Fixkosten für 
den Erhalt und Betrieb der Infra-
strukturen der Daseinsvorsorge, 
wie die kommunale Wasserver-
sorgung und Abwasserentsor-
gung. Wenn die Menschen vor 
Ort die Finanzierung nicht mehr 
allein schultern können, seien 
Fördermittel nötig, damit dieser 
Teil  der Daseinsvorsorge immer 
und überall selbstverständlich 
bleibt – auch für künftige Gene-
rationen. 

Auch sollte die Bundesregie-
rung Liebing zufolge bei ihrem 
aktuellen Entwurf zur TKG-No-
velle an drei Stellschrauben 
drehen, damit Investitionen in 
den Glasfaser-Ausbau angereizt 
werden und eine digitale Spal-
tung zwischen Stadt und Land 
verhindert wird: „Das beste di-
gitale Geschäftsmodell nützt 
nichts, wenn der Hidden Cham-
pion im Funkloch steckt oder die 
Schulklasse am alten Kupfernetz 
hängt. Der Ausbau der Glasfa-
sernetze bleibt eine der größten 
Baustellen unseres Landes, die 
noch dazu die Basis für 4G- und 
5G-Mobilfunk sind. Bisher wer-
den lukrative Gebiete doppelt 
und dreifach, andere (ländliche) 
Gebiete gar nicht angeschlos-
sen. Diesen volkswirtschaftli-
chen Unsinn kann die Bundes-
regierung bei der TKG-Novelle 
stoppen – mit Rechtssicherheit 
gegen Glasfaserpiraten, einem 
offenen Netzzugang und Koope-
rationen.“  DK

Corona heißt ... tenrahmen eingehalten haben. 
GZ: Zum Abschluss noch zwei 

Leserfragen: 1. Wie will der 
Bayerische Städtetag mit der 
zu niedrigen Förderung bei den 
Feuerwehrgerätehäusern um-
gehen?

Fördersätze für  
Feuerwehrgerätehäuser

Pannermayr: Die Stadt Strau-
bing ist mit entsprechenden For-
derungen wiederholt auch an 
den Freistaat herangetreten. 
Tatsächlich ist es so, dass die 
Fördersätze absolut gleichge- 
blieben sind, die Kosten sich aber 
sehr dynamisch entwickelt ha-
ben und damit die Förderquo-
te nicht mehr zeitgemäß ist. Die 
Fördersätze sind schlicht und er-
greifend überholungsbedürftig.  

Behördengänge vereinfachen

GZ: 2. Frage: Wieso kann man 
Behördengänge in Bayern nicht 
vereinfachen?

Pannermayr: Über das Bür-
gerservice-Portal werden bereits 
sehr viele Dienstleistungen an-
geboten, die Akzeptanz bei den 
Bürgerinnen und Bürgern ist al-
lerdings noch überschaubar. Lö-
sungen müssen plausibel, benut-
zerfreundlich und durchgängig 
sein. Auf dem Weg zu einer digi-
talen Verwaltung gibt es durch-
aus noch viel zu tun.  DK

Kommunen als Krisen ...



Jetzt Menschen in Kita, Schule und gewerblichen Räumen schützen: 
Der neue WOLF Luftreiniger AirPurifier reinigt Raumluft (Abscheide- 
grad 99,995% / DIN EN 1822) durch HEPA-Hochleistungsfilter H14  
und Aktivkohle-Kombifilter schnell und effizient von Viren, Bakterien,  
Pollen, Staub und Gerüchen. Schnell und einfach aufgestellt. 

Prüfen Sie bundesweite und bundeslandspezifische Förderprogramme!
Für kleine und mittelständische Unternehmen förderfähig mit bis  
zu 90% aus der Überbrückungshilfe!

Mehr auf wolf.eu/airpurifier.
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STECKER REIN – VIREN RAUS. 
WOLF PROFI-LUFTREINIGER  
FÜR KITA, SCHULE, PRAXIS, 
RESTAURANT UND MEHR.

Professionell konstruiert: nach VDI 6022

Flüsterleise: Schalldruckpegel* 34 dB(A)  
im Normalbetrieb, 42 dB(A) im Boost-Modus 

Sichere Luftreinigung: bis zu 1.200m3/h  
mit 4- bis 6-facher Luftfilterrate 

Ideal: Ausblashöhe 2,3m – dadurch  
optimale Luftzirkulation dank Luftwalze

Sorgenfreies Plug & Play: steckerfertig,  
Liefer- und Inbetriebnahmeservice
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Wie Kommunen das  
Mobilitätsverhalten lenken können
Welche Entwicklungstrends bringt der motorisierte Individualverkehr 
hervor, wie beeinflusst Corona das Mobilitätsverhalten und wie kann 
die Politik die richtigen Rahmenbedingungen für Kommunen schaffen? 
Im Ausschuss für Wohnen, Bau und Verkehr des Bayerischen Landtags 
diskutierten acht Experten mit den Abgeordneten zum Thema „Zukunft 
des motorisierten Individualverkehrs“. Dabei wurde deutlich: Es man-
gelt nicht an Technologie, sondern an der strategischen Umsetzung von 
Mobilitätslösungen, die vor allem gemeindeübergreifend sein müssten.

Vor allem in Städten fehle ein 
ganzheitliches Konzept. Prof. Dr. 
rer. nat. Barbara Lenz, Leiterin 
des Instituts für Verkehrsfor-
schung des Deutschen Zentrums 
für Luft- und Raumfahrt (DLR), 
forderte von der Politik, Rahmen-
bedingungen zu schaffen, damit 
ganzheitliche Konzepte entwi-
ckelt werden können, die gemein-
deübergreifend funktionieren. 
Davon könnten sowohl Städte als 
auch angrenzende Kommunen 
profitieren. In dem Zusammen-
hang nannte sie das Beispiel 
„Park and Ride Parkplätze“. 

„Städte haben kein Recht dazu, 
kommunales Geld auf dem Terri-
torium anderer Gemeinden zu in-
vestieren – auch wenn es ihnen 
zugutekommt. Erst eine Geset-
zesänderung könnte Städte da-
bei unterstützen, derartige Kon-
zepte zu entwickeln, die auch den 
Pendlerverkehr berücksichtigen, 
der von außerhalb in die Städte 
kommt“, sagte Lenz. Wichtig sei 
dabei, stets miteinzubeziehen, 
wie sich Siedlungsräume hinsicht-
lich ihrer Struktur entwickeln.

Alternativen bewusst machen

Infrastrukturmaßnahmen in  
den Kommunen können in die-
sem Zusammenhang das Nutzer-
verhalten positiv beeinflussen. 
Dazu zählen die sogenannten 
Push & Pull-Faktoren – Maßnah-
men, die sowohl Regulierungen 
enthalten, wie ein geringeres 
Pkw-Parkplatzangebot, als auch 
Anreize die zum Umstieg auf den 

ÖPNV anregen. Kerstin Hurek, 
Leiterin des Stabs Verkehrspolitik 
des ACE Auto Club Europa e.V., 
wies darauf hin, dass es für Kom-
munen auch von Vorteil sei, auf 
einen bewussteren Umgang mit 
dem Auto aufmerksam zu ma-
chen und den Blick auf Alternati-
ven zu lenken. Aktuell sind knapp 
47 Millionen Autos auf Deutsch-
lands Straßen. Bis 2030 sollen 
zwischen sieben bis zehn Millio-
nen Elektroautos zugelassen sein 
– was bedeute, dass in zehn Jah-
ren voraussichtlich immer noch 
mehr als 37 Millionen Fahrzeuge 
mit Verbrennungsmotor unter-
wegs seien werden. „Dabei sind 
die Besatzzahlen im Individual-
verkehr mit einer durchschnitt-
lichen Belegung von 1,1-1,2 Per-
sonen pro Auto extrem niedrig“, 
gab Hurek zu bedenken.

ÖPNV als Rückgrat  
der Kommunen

Dabei sei der Anteil des moto-
risierten Individualverkehrs am 
Gesamtverkehrsaufkommen mit 
mehr als 50 Prozent besonders 
hoch, fügte Alexander Kreipl, Lei-
ter der Abteilung Verkehr/Tech-
nik/Umwelt beim ADAC Südbay-
ern e.V., an. Ein Rückgrat sei des-
halb ein gut ausgebauter öffentli-
cher Personennahverkehr (ÖPNV). 
Rüdiger Pape, Abteilung Politik 
und Außenbeziehung der BMW 
Group, wies in diesem Zusam-
menhang darauf hin, wie wich-
tig der Austausch mit den Bür-
gern sei. „Viele Menschen wollen 

eigentlich gar nicht das Auto nut-
zen, doch sie haben keine attrak-
tiven Alternativen. Da müssen 
wir konkret nachfragen, was ei-
gentlich die Anforderungen sind 
und wie wir Rahmenbedingun-
gen neu definieren können“, sag-
te Pape. Hier könnten Runde Ti-
sche in den Gemeinden helfen, 
mit den Bürgern in einen Diskurs 
zu gehen.

Kooperation mit  
Stadt und Bahn

Dr. Brian Rampp, Leiter der Ab-
teilung Politik der Audi AG, bezog 
sich auf den Aspekt der Nachhal-
tigkeit. „Wir stehen als Audi AG 
zum Klimaabkommen von Pa-
ris und investieren zwölf Milli-
arden Euro bis 2024 in die Elek-
tromobilität. Das aber alleine 
reicht nicht. So kooperieren wir 
zum Beispiel mit städtischen Ver-
kehrsbetrieben, um Pendler vom 
Auto auf die Schiene zu bringen“, 
sagte er. Entscheidend dabei sei-
en drei Dinge: Taktfrequenz, Preis 
und Komfort des Bahnangebots. 
So wollen Fahrgäste einen Sitz-
platz haben, um auch die Mög-
lichkeit zu haben, zu arbeiten. 
Auch Dr. Kathrin Risom, Director 
der Abteilung Digital & Marke-
ting bei SIXT, setzt auf Koopera-
tionen zwischen Mobilitätsanbie-
tern und Städten. „Um Kunden 

attraktive Angebote wie Carsha-
ring machen zu können, sind wir 
auf die Unterstützung der Poli-
tik angewiesen. Dazu zählen un-
ter anderem Push & Pull-Fakto-
ren“, forderte sie. In Großstäd-
ten sind zum Beispiel eine Kombi-
nation von Mobilitätsangeboten 
und klaren restriktiven Regelun-
gen beim Pkw-Stellplatzangebot 
erfolgsversprechend.

Ändert Corona  
das Mobilitätsverhalten?

Einig waren sich die Experten 
darin, dass verstärktes Homeof-
fice – wie unter der aktuellen Co-
rona-Pandemie – nicht dazu füh-
re, dass Autos weniger bewegt 
werden. Auch wenn Menschen 
seltener in die Arbeit pendeln, le-
gen sie nahezu die gleiche Menge 
an Strecke pro Tag zurück und be-
vorzugen zudem das eigene Auto 
vor dem ÖPNV für die verbliebe-
nen Fahrten zum Arbeitsplatz. 
Vor allem im ländlichen Raum 
werde das Auto weiterhin Fort-
bewegungsmittel Nummer eins 
bleiben, kündigte Hurek an. Un-
abhängig von der aktuellen Aus-
nahmesituation, sei jedoch das 
Mobilitätsverhalten der Men-
schen und nicht die Technologie 
entscheidend für die Zukunft des 
Individualverkehrs, prophezeite 
Lenz. „Es geht dabei nicht dar-
um, Fronten zwischen Befürwor-
tern und Gegnern für das Auto zu 
schaffen, sondern jede Mobili-
tätsoption an den richtigen Platz 
zu setzen“, lautete das Fazit der 
Professorin. red

Bürgermeister Martin Heilig (Mitte) gemeinsam mit Vertretern des 
Umweltamtes, der WVV und des Kooperationspartners scouter bei 
der Einweihung der Mobilstation. Bild: Christian Weiß

Würzburg:

Schnell und flexibel von 
einem Ort zum nächsten

In der Turmgasse ist in Zusammenarbeit mit der WVV und dem 
Carsharinganbieter Scouter eine neue Mobilstation eröffnet wor-
den. Da diese Station vornehmlich für E-Fahrzeuge gedacht ist, 
befinden sich dort neben einem Carsharing-Auto von Scouter 
auch zwei öffentliche Ladepunkte für Elektroautos, die von allen 
Bürgern mit ihren eigenen Autos benutzt werden dürfen. Zusätz-
lich ist auch noch eine Fahrradverleihstation von Nextbike ange-
siedelt.

„Carsharing und Elektromobi-
lität passen gut zusammen. Das 
sieht man an der neuen Mobil-
station Turmgasse. Hier steht ein 
vollelektrisches Carsharing-Fahr-
zeug zum Verleih. Zudem gibt 
es zwei neue Ladepunkte für 
private Elektroautos, Fahrrad-
abstellanlagen und eine Nextbi-
ke-Leihstation. Also ein bunter 
Strauß an attraktiven Angebo-
ten der nachhaltigen Mobilität in 
unmittelbarer Nähe zur Straßen-
bahnhaltestelle Congress-Cent-
rum”, sagt Baureferent Benjamin 
Schneider.

Elektromobilität 
im Alltag erfahren

„Mit den weiteren Fahrzeugen 
am Sanderring, in der Marktga-
rage, am Haugerkirchplatz und 
auf dem Hubland sind nun schon 
etwa 10 Prozent der Carsha-
ring-Fahrzeuge in Würzburg  
elektrisch unterwegs und wer-
den mit Ökostrom betankt. Da-
mit können die Nutzerinnen und 
Nutzer Elektromobilität im Alltag 
einfach erfahren und das Plus für 
die Umwelt wird noch etwas grö-
ßer. Carsharing an festen Statio-
nen ist eine sinnvolle Ergänzung 
zu Fahrrad und ÖPNV und ermög-
licht so eine umfassende Mo-
bilität auch ohne eigenes Auto. 
Dass diese Angebote immer stär-
ker angenommen werden, freut 
mich sehr”, ergänzt Klimabürger-
meister Martin Heilig.

Die WVV beteiligte sich eben-
falls an dem Projekt und ist hat 
die Ladesäulen der Mobilstation 
errichtet und betreibt sie im La-
denetzwerk der WVV, dass nun 
19 öffentliche Ladepunkte zählt. 
„Ökostrom an allen Würzburger 

Ladestationen helfen der Elek- 
tromobilität einen wichtigen Bei-
trag zur Energiewende zu leis-
ten“, so Vertriebsleiter Florian 
Doktorczyk von der WVV. An der 
Ladesäule kann sich jeder Fahrer 
mit einer Ladekarte leicht iden-
tifizieren. Die WVV begrüße das 
weitere Wachsen der Mobilsta-
tionen.

Die Mobilstation befindet sich 
in der Nähe der Straßenbahnhal-
testelle Congress-Centrum und 
ist damit ein zentraler Ver-
kehrsknotenpunkt für viele Bür-
gerinnen und Bürger. Diese be-
sondere Lage soll eine Wegeket-
te ermöglichen. Denn man kann 
die Mobilstation dank eines na-
hegelegenen ÖPNV-Anschlus-
ses wie auch der Fahrradstati-
on mit umweltschonenden Ver-
kehrsmitteln an- aber von dort 
auch wieder umweltfreundlich 
abfahren.

Kostengünstig ans Ziel

Carsharing ist eine sehr inno-
vative Möglichkeit, mit der man 
einerseits die hohen Haltungs-
kosten eines eigenen Fahrzeugs 
spart und kostengünstig an das 
Ziel kommt. Zudem fährt man 
nachhaltiger und vermeidet ei-
ne große Menge an Emissions-
ausstößen, die sich schädlich 
auf die Umwelt und das Klima 
auswirken würden. Als Bewoh-
ner in einem Stadtteil kann man 
in Erwägung ziehen sich nur an-
hand der Mobilstationen und 
des ÖPNVs fortzubewegen.

Zur Veranschaulichung: Im ers-
ten Quartal 2020 haben schon 
rund 2.500 Menschen mit ca. 
22.000 Fahrten dieses Transport-
mittel genutzt. r

Verband Deutscher Verkehrsunternehmen:

Weichen stellen,  
Chancen eröffnen

Im Verkehrsausschuss des Deutschen Bundestages wurden Än-
derungen des Gesetzentwurfes zur Beschleunigung von Inves-
titionen beschlossen. Nach Auffassung von VDV-Präsident Ingo 
Wortmann sind mit der aktuellen Gesetzesinitiative der Bundes-
regierung und den wichtigen Änderungen der Koalitionsfraktio-
nen in dieser Legislaturperiode weitreichende Neuregelungen für 
eine Beschleunigung von Bauvorhaben im Nah- und Eisenbahn-
verkehr festgeschrieben worden. 

„Viele zentrale Punkte, die 
wir als VDV im Namen der Bran-
che lange gefordert haben, sind 
jetzt im Gesetzentwurf enthal-
ten. Das betrifft Änderungen 
im Allgemeinen Eisenbahnge-
setz, im Personenbeförderungs-
gesetz, im Raumordnungsge-
setz und auch im Gesetz über 
die Umweltverträglichkeitsprü-
fung“, betonte Wortmann.

Bauvorhaben im ÖPNV

Hervorzuheben ist aus VDV-
Sicht insbesondere die Auswei-
tung der neuen Planungs- und 
Genehmigungsverfahren für 
Bauvorhaben im ÖPNV. Wird 
beispielweise in Zukunft eine 
bestehende Betriebsanlage für 
Straßenbahnen erneuert, be-
darf das Bauvorhaben keiner 
weiteren planungsrechtlichen 
Genehmigung mehr. „Das klingt 
relativ simpel, ist aber ein wich-
tiger Schritt für schnelleres Bau-
en bei unseren Vorhaben. Und 
genau das benötigen wir, um die 
Klimaschutzziele im Verkehrs-
sektor durch mehr ÖPNV-An-
gebot zu erreichen“, so Wort-
mann. Die neuen Planungser-
leichterungen für PBefG-Ver-
kehre gelten dabei auch für die 
weitere Digitalisierung und Au-
tomatisierung der Strecken, al-
so für das Errichten von Mas-
ten oder Telekommunikations-
anlagen.

Nach dem vorliegenden Ge-
setzentwurf sind künftig beim 
Eisenbahn-Oberleitungsausbau 
auch damit verbundene bau-
liche Anpassungen von Tun-
neln, Brücken oder Bahnüber-
gängen von der Plangenehmi-
gung erfasst. Wortmann zufolge 
kann die weitere Elektrifizierung 
von Eisenbahnstrecken damit 
schneller vorangetrieben wer-
den. Auch dies sei wichtig für 

mehr elektrischen, klimascho-
nenden Eisenbahnverkehr und 
damit für die Sektorziele beim 
Klimaschutz. 

Auch der Bau zusätzlicher 
Gleisverbindungen und -an-
schlüsse wird nun einfacher, 
weil künftig einzelne Baumaß-
nahmen von der Planfeststel-
lungspflicht freigestellt wer-
den. „Das ermöglicht beispiels-
weise das leichtere Überholen 
von Zügen. Aber auch die Her-
stellung von Gleisanschlüssen 
und neuen Stammgleisen bei 
Industrie und Verladern wird 
durch diese Verfahrenserleich-
terung gefördert“, stellte der 
VDV-Präsident fest. Der Anteil 
des klimafreundlichen Schie-
nengüterverkehrs am gesam-
ten Gütertransport, gegenwär-
tig bei unter 20 Prozent, könne 
so nachhaltig gesteigert wer-
den. 

Kombinierter Verkehr

Als gute Basis für eine posi-
tive Entwicklung bewertet der 
VDV die bisherige Richtlinie zur 
Förderung des Kombinierten 
Verkehrs (KV). Laut Joachim Be-
rends, VDV-Vizepräsident, ist 
die KV-Richtlinie eine Erfolgsge-
schichte. Jetzt gehe es darum, 
den klimafreundlichen Kombi-
nierten Verkehr wettbewerbs-
fähiger gegenüber dem reinen 
Straßengüterverkehr zu gestal-
ten und die Richtlinie mit die-
sem Ziel weiterzuentwickeln. 
Hier liege ein Schlüssel für das 
Erreichen der Klimaschutzziele 
der Bundesregierung. Dafür ha-
be der VDV in einem Positions-
papier zielgenaue Vorschläge 
entwickelt.

Um das Potenzial der Vernet-
zung der Verkehrsträger im Sin-
ne des Klimaschutzes noch bes-
ser ausschöpfen zu können, 

setzt sich der Verband daher 
ausdrücklich für die Fortset-
zung der Bundesförderung über 
das Jahr 2021 ein. Berends: „Auf 
Basis des bisher Erreichten ist 
jetzt entscheidend, die Richtli-
nie den aktuellen Entwicklun-
gen anzupassen und zukunfts-
fest zu machen. Hierzu zählt 
zum Beispiel die Aufnahme der 
künftigen Förderung von Ersatz- 
investitionen sowie Abstellflä-
chen, die für die flexible Organi-
sation von Logistikketten immer 
wichtiger werden.“ 

Neben diesen konkreten  
Anpassungen sollten gemäß 
VDV-Papier zudem der forma-
le Prozess der Antragsstellung 
und die Begleitung durch die zu-
ständigen Genehmigungsbehör-
den, das Eisenbahn-Bundesamt 
und die Generaldirektion Was-
serstraßen und Schifffahrt, ein-
heitlich geregelt werden. Be-
rends: „Die formalen Prozesse 
sind notwendig, können jedoch 

an verschiedenen Stellen opti-
miert werden.“

Weniger CO2-Emissionen

Wie Berends erläuterte, sei es 
in den vergangenen 22 Jahren 
gelungen, den Straßengüterver-
kehr um jährlich rund 28,4 Mil-
liarden Tonnenkilometer zu ver-
mindern und somit Klima und 
Umwelt um rund zwei Millio-
nen Tonnen CO2-Emissionen 
zu entlasten. Darüber hinaus 
habe der Kombinierte Verkehr 
in der Covid-Krise seine Leis-
tungsfähigkeit und Zuverlässig-
keit eindrucksvoll unter Beweis 
gestellt. Dies gelte insbesonde-
re für die Aufrechterhaltung in-
ternationaler Warenströme, die 
für die exportorientierte deut-
sche Wirtschaft existenziell 
sind, sich aber auch beim Im-
port von Waren, beispielsweise 
im Einzelhandel, als robust ge-
zeigt haben. DK

Für München und Regensburg:

BMU fördert  
75 neue Elektrobusse

Das BMU fördert die Anschaffung von Elektrobussen in München 
und Regensburg mit rund 27,5 Millionen Euro. Sie haben entspre-
chende Förderbescheide erhalten. 

Mit Hilfe der Fördermittel wer-
den in den beiden Städten we-
sentliche Teile der Busflotte mit 
rein batterie-elektrischen Fahr-
zeugen ausgestattet. Damit steigt 
die Zahl der bundesweit durch das 
Bundesumweltministerium geför-
derten Elektrobusse auf 1.240. Zu 
Beginn des Förderprogramms im 
Jahr 2018 gab es in ganz Deutsch-
land nur rund 100 solcher Busse.

Parlamentarischer Staatssekre-
tär Florian Pronold: „München 
und Regensburg zeigen vorbild-
lich, wie konkrete Maßnahmen 
ambitionierte Ziele verwirklichen. 
Die Verkehrsbetriebe elektrifizie-
ren konsequent den ÖPNV und 
bringen ihre Städte in Sachen Kli-
maschutz voran. Denn Elektrobus-
se sind sauberer und deutlich lei-
ser als herkömmliche Busse und 
damit gut für die Umwelt und die 
Lebensqualität in den Städten.“

Das BMU-Förderprogramm zur 
Anschaffung von Elektrobussen 
im öffentlichen Personennahver-
kehr soll den Markthochlauf von 
Bussen mit Elektroantrieb unter-
stützen. Die Anschaffungskosten 
für ein solches Fahrzeug sind noch 
immer zwei- bis dreimal so hoch 
wie bei einem Dieselbus. Die an-
teilige Finanzierung der Elektro-
busse macht sie für Kommunen 
zu einer aussichtsreichen, öko-
logischen Alternative. Zentrales 
Kriterium der Förderung ist der 
nachgewiesene Einsatz erneuer-
barer Energien beim Laden der 
Busbatterien. Bundesweit stellt 
das Bundesumweltministerium 
für die Elektrobus-Förderung  

620 Millionen Euro zur Verfügung. 
Aktuell werden Vorhaben in 48 
Städten mit insgesamt rund 439 
Millionen Euro gefördert. Größte 
Einzelprojekte sind die Vorhaben 
in Wiesbaden (120 Busse), Ber-
lin (120), Köln (101) und Hamburg 
(96). Weitere Bewilligungen wer-
den noch in diesem Jahr erteilt.

Schadstofffreier Nahverkehr

Im Rahmen der Projekte wer-
den in Regensburg 22 und in Mün-
chen 53 rein elektrisch betriebe-
ne Nahverkehrsbusse beschafft. 
München kommt damit seinem 
Ziel näher, bis 2030 eine vollstän-
dig elektrischen Busflotte zu be-
treiben. In Regensburg sorgen die 
neuen Elektrobusse für einen lei-
sen und schadstofffreien Nahver-
kehr in der Altstadt (UNESCO-Wel-
terbe). Neben der Anschaffung 
der Busse fördert das BMU auch 
die notwendige Ladeinfrastruk-
tur sowie weitere Kosten im Zu-
sammenhang mit dem Einsatz der 
Fahrzeuge, wie notwendige Werk-
stattausrüstung oder Schulungen 
von Fahr- und Werkstattpersonal. 
Dabei werden bei den Fahrzeugen 
die gegenüber einem Dieselbus 
entstehenden Mehrkosten mit bis 
zu 80 Prozent finanziert. Die übri-
gen Ausgaben werden mit bis zu 
40 Prozent unterstützt. 

Eine Übersicht über alle vom 
BMU geförderten Vorhaben in 
Deutschland sowie weiterfüh-
rende Informationen zum För-
derprogramm finden Sie auf un-
serer Website www.bmu.de. r

http://www.bmu.de 
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*Ganz Bayern in einer Stunde

MVV-Packerlbus erleichtert  
Weihnachtseinkäufe in der Münchner City
Für einen entspannten Weihnachtseinkauf im Einzelhandel vor Ort 
bietet der Münchner Verkehrs- und Tarifverbund (MVV) auch im 
herausfordernden Jahr 2020 seinen Fahrgästen an den vier Ad-
ventssamstagen die Möglichkeit, Tüten und Taschen kostenlos im 
MVV-Packerlbus zwischenzulagern. Zusätzliche Hygienevorkehrun-
gen gewährleisten eine sichere Nutzung dieses Angebotes.
Der MVV-Packerlbus steht an allen vier Adventssamstagen, jeweils 
von 11.00 Uhr bis 20.00 Uhr vor dem Jagdmuseum in der Fußgän-
gerzone, an der Ecke Kaufinger- und Augustinerstraße, bereit. Der 
Service ist für alle kostenlos, die ihre Fahrkarte von MVV, Oberbay-
ernbus, DB, BRB oder ALEX vorzeigen. Bild: MVV

Difu-Studie:

Corona-Folgen 
im Stadtverkehr

Mit Reform- und Investitionsoffensive die Verkehrswende vollziehen 

Kommunen können die Krisenerfahrung als Chance für die Verkehrs-
wende nutzen. Dies geht aus einer Studie hervor, die der Thinktank 
Agora Verkehrswende gemeinsam mit dem Deutschen Institut für 
Urbanistik (Difu), dem Deutschen Städtetag, dem Deutschen Städ-
te- und Gemeindebund (DStGB) und dem Verband Deutscher Ver-
kehrsunternehmen (VDV) erarbeitet hat. Untersucht wurden die 
Veränderungen im Stadtverkehr seit Beginn der Corona-Pandemie, 
die Handlungsmöglichkeiten der Kommunen und der Handlungsbe-
darf bei Bund und Ländern.

Die Kooperationspartner rufen 
alle an der Verkehrswende Be-
teiligten auf, eine breit angeleg-
te Reform- und Investitionsoffen-
sive für nachhaltige Mobilität zu 
starten. Im Kern gehe es um die 
Neuaufteilung des öffentlichen 
Raums – mit mehr Platz für Fuß- 
und Radverkehr – und den Aus-
bau des öffentlichen Verkehrs. 

Insbesondere innerörtlich konn-
ten während der Corona-Krise vie-
le auf das Zufußgehen und Rad-
fahren wechseln. Besondere Auf-
merksamkeit wird laut Studie der 
motorisierte überörtliche Ver-
kehr bekommen, wenn viele aus 
dem Homeoffice wieder an ih-
re Arbeitsplätze zurückkehren. Ei-
nen Vorgeschmack darauf habe 
das Ende der Schulferien mit dem 
Wiederbeginn des Schulbetriebs 
geliefert. Aufgrund der Abstands-
regeln stünden die in vielen Re-
gionen „vor Corona“ herrschen-
den Kapazitätsengpässe auf der 
Schiene einer „Normalisierung“ 
im Wege. Wenn die Verkehrs-
nachfrage wieder steigt, dro-
he der (zusätzlich) auf das Auto 
verlagerte Verkehr auf den Ver-
bindungen mit dem Umland der 
Städte bereits kurzfristig zu mehr 
Staus zu führen, während Kapazi-
tätserweiterungen im Regional-
verkehr der Bahn erst mittel- und 
langfristig möglich sein werden.

Denken in „Personenströmen“ 

Die stärkere Vernetzung von 
Stadt-Umland-Verkehren (Regio- 
nalbus, Regionalbahnen, öffent- 
lichen Verkehrsmitteln des Stadt-
verkehrs) über kommunale Gren-
zen hinweg erfordert, so die Un-
tersuchung, ein Denken in „Per-
sonenströmen“ und entsprechen 
de Angebotsentwicklungen für 
Pendelnde, aber auch für den 
Freizeitverkehr sowie eine inter-
kommunal und regional integrier-
te Gestaltung von Siedlungen und 
Verkehr. Da die verschiedenen 
Verkehrsträger in unterschiedli-
chen Zuständigkeiten verankert 
sind, gelte es, die Zusammenar-
beit durch die Etablierung ge-
meinsamer Gremien und integ-
rierter Planungen, zum Beispiel in 
regionalen Nahverkehrs- und in-
tegrierten Verkehrsentwicklungs-
plänen („Sustainable Urban Mo-
bility Plans“) zu verbessern.

Kapazitätserweiterungen im  
Bussystem seien eine Strategie, 
möglichst kurzfristig zu handeln, 
weil hier im Vergleich zum Schie-
nenverkehr die Rahmenbedin-
gungen für eine Betriebsaufnah-
me einfacher sind und ein Infra-
strukturausbau nicht unbedingt 
erforderlich ist. Bei mehrstreifigen 

Ein- und Ausfallstraßen aller Kate-
gorien (einschließlich Autobah-
nen) sollten möglichst Busspuren 
freigehalten werden, so dass Bus-
se nicht zusammen mit schwach 
besetzten Pkw im Stau stehen. 

Bund und Länder müssten 
die Rahmenbedingungen dafür 
schaffen, dass die Finanz- und 
Personalressourcen in den Kom-
munen erhöht werden können 
und die Verkehrswende schneller 
vorankommt, heißt es weiter. Ef-
fektive Instrumente seien höhere 
Parkgebühren, Geschwindigkeits-
begrenzung und Verkehrsberu-
higung. Bund und Länder sollten 
den Kommunen hier mehr Hand-
lungsspielraum eröffnen und die 
rechtlichen Voraussetzungen an-
passen, etwa durch Änderungen 
im Straßenverkehrsgesetz und in 
der Straßenverkehrsordnung.

System effizienter steuern

Der Handlungsbedarf im öf- 
fentlichen Verkehr hat sich laut 
Studie durch die Folgen der Pan-
demie deutlich verschärft. Ver-
kehrsunternehmen müssten mehr 
investieren, um Hygienekonzep-
te umzusetzen, bei weniger Fahr-
gästen und dadurch weniger Ein-
nahmen. Hinzu komme der ohne-
hin angestrebte und notwendi-
ge Ausbau des Angebots. Neben 
den aktuellen Sonderförderpro-
grammen müssten Bund und Län-
der über den bislang schon geleis-
teten Eigenanteil der Kommunen  
hinaus auch langfristig für eine 
solide Kofinanzierung aus Steu-
ermitteln sorgen. Digitalisierung 
könne dazu beitragen, das System 
effizienter zu steuern und Dienst-
leistungen zu kombinieren.

Eine positive Bilanz zieht die 
Studie für das Handeln der Kom-
munalverwaltungen in der Krise. 
Sie hätten an vielen Stellen schnell 
und entschlossen reagiert und Ex-
perimente gewagt, etwa bei der 
Einrichtung temporärer Radwege 
und Freischankflächen. Um dar-
auf aufzubauen und die Verkehrs-
wende langfristig schneller voran-
zubringen, müssten die Verwal-
tungen personell und finanziell 
besser ausgestattet werden. 

Neben zusätzlichen Mitteln aus 
Bund und Ländern sollten dafür 
auch Qualifizierungs- und Quer-
einsteigerprogramme aufgelegt 
werden. Schließlich müssten 
Bund und Länder klimaschädli-
che Anreize wie das Dienstwa-
genprivileg abbauen und die Fi-
nanzierungsmöglichkeiten erwei-
tern, etwa bei der probeweisen 
Erhebung von Straßennutzungs-
gebühren oder von Abgaben für 
den ÖPNV. DK

ADAC Expertenreihe: 

Verkehrsraum wird 
immer enger

In deutschen Städten und Gemeinden steht den wachsenden Ver-
kehrsmengen ein knapper werdender Platz gegenüber. Radfah-
rer, Fußgänger und Autofahrer konkurrieren untereinander um 
diesen begrenzten Verkehrsraum. 

Mittelfranken:

Schieneninfrastruktur 
ausbauen

CSU-Bezirksvorsitzender Herrmann setzt auf mehr öffentlichen Verkeh
„Die Mobilität im ländlichen Raum und in den Ballungsräumen 
stellt uns vor besondere Aufgaben“, so CSU-Bezirksvorsitzender 
Joachim Herrmann beim ersten virtuellen Bezirksparteitag seiner 
Partei. Gezielt hatte die CSU dabei den Blick auf den Ausbau der 
Schieneninfrastruktur in Mittelfranken gerichtet, „um attraktive 
Angebote für Bürgerinnen und Bürger sowie positive Effekte für 
die Umwelt zu erzielen“.

Erlangen:

Erste Fahrradstraße im 
neuen Gestaltungskonzept

Mitarbeiter des städtischen  
Bauhofs haben die erste Fahrrad-
straße im neuen und einheitli-
chen Stil in der Hugenottenstadt 
markiert und hergestellt. Dafür 
wurde das vergleichsweise kurze 
und übersichtliche Stück an der 
Wöhrmühle ausgewählt.

Auf Basis dieser Maßnahme 
sollen 2021 weitere Fahrradstra- 
ßen neu markiert und beschil-
dert werden. Das hatte der Stadt-
rat im vergangenen Jahr beschlos- 
sen. Vorangegangen war eine 
Initiative des ADFC Erlangen zur  

Aufwertung der Fahrradstraßen.
Vorrangiges Ziel ist es, sie als 

wichtige Elemente im Radver-
kehrsnetz für alle Verkehrsteilneh-
mer besser erkennbar zu machen. 
„Die einheitliche und prägnante 
Gestaltung aller Fahrradstraßen 
soll den Wiedererkennungswert 
heben und zu einer guten Akzep-
tanz beitragen“ erläutert Baurefe-
rent Josef Weber das Konzept.

Bestandteile der Neuerung sind 
zum Beispiel rote Fahrbahnrand-
markierungen sowie Piktogram-
me in regelmäßigen Abständen. r

In der diesjährigen ADAC Exper-
tenreihe ist der ADAC Nordbayern 
zusammen mit dem ADAC e.V., 
dem ADAC Südbayern und dem 
ADAC Württemberg sowie Fach- 
experten aus Verwaltung, Indus-
trie und Wissenschaft der Fra-
ge nachgegangen, wie ein Mo-
bilitätswandel gestaltet werden 
kann, der die Verkehrsinfrastruk-
tur ebenso miteinschließt wie das 
Mobilitätsverhalten der Bürger.

„Bei der Neugestaltung städti-
scher Straßenräume muss in ers-
ter Linie dafür Sorge getragen 
werden, dass Mobilität erhalten 
bleibt und keine neuen Gefahren 
im Straßenverkehr entstehen“, 
stellte Thomas Dill, Vorstand für 
Verkehr, Technik und Umwelt 
beim ADAC Nordbayern klar. Die 
vortragenden Experten zeigten 
im Anschluss unter anderem auf, 
welche planerischen Ansätze es 
zur Auflösung von Flächenkonflik-
ten gibt, wie diese sich auswirken 
und wie eine gesellschaftliche Ak-
zeptanz für entsprechende Maß-
nahmen erzielt werden kann.

In den Fachvorträgen wurde 
deutlich, dass das Auto weiter-
hin eine wichtige Rolle spielt und 
Verkehrsraum benötigt. So besit-
zen 80 Prozent der Haushalte in 
Deutschland mindestens einen 
PKW, in Städten sind es jedoch nur 
58 Prozent. In einer Großstadt wie 
Nürnberg ließ sich im Zeitverlauf 
beobachten, dass der innerstäd-
tische KFZ-Verkehr zwar abnimmt 
und der Radverkehr zunimmt. 
Außerhalb des innerstädtischen  
Kernbereichs besteht jedoch 
gleichzeitig weiterhin ein unge-
brochener Trend zum motorisier-
ten Individualverkehr. Dass die 
wachsenden Verkehrsmengen zu 
Flächenkonflikten führen können 
wird aus einer Umfrage des ADAC 
deutlich:

So stimmt zum Beispiel nur je-
der fünfte Verkehrsteilnehmer 
der Aussage zu „Das Verkehrsge-
schehen in meiner Stadt ist heu-
te von gegenseitiger Rücksicht-
nahme geprägt.“ Autofahrende 
ärgern sich über Fahrradfahrende 
und umgekehrt. Zufußgehende 
ärgern sich wiederum über Fahr-
radfahrende, E-Scooter und par-
kende Autos.

Um diese Flächenkonflikte auf-
zulösen und verkehrliche Belas-
tungen in Städten zu reduzie-
ren, bestehen unterschiedliche 
Möglichkeiten. Denkbare Maß-
nahmen umfassen unter ande-
rem die stärkere Vernetzung des 

ÖPNV mit anderen Verkehrsträ-
gern, eine Senkung der Fahrpreise 
bis hin zu Mobilitätsstationen so-
wie höhere Investitionen in Rad-
wege. So möchte Nürnberg bei-
spielsweise den Radetat von ak-
tuell 3 Mio. Euro bis 2023 auf 10 
Mio. erhöhen. Dass die Akzep-
tanz einer Umverteilung von Ver-
kehrsraum nicht zwangsläufig auf 
Widerstand stößt, zeigt eine Um-
frage des ADAC, bei der 42 Pro-
zent der Befragten sich vorstellen 
konnten Verkehrsflächen zuguns-
ten von Fußgängern und Fahrrad-
fahrern umzuwandeln. Hier war 
jedoch die Bereitschaft höher ei-
ne Fahrspur anstatt eine Parkflä-
che zu verwenden.

Erfolgversprechende Ansätze  
zur Auflösung der Flächenkonflik-
te sind vor allem großräumige und 
ganzheitliche Konzepte. Hier soll-
ten klare Zielsetzungen mit einem 
klaren Maßnahmenplan formu-
liert werden, um die gesellschaft-
liche Akzeptanz zu erhöhen. r

Auch wenn die Corona-Krise 
„unsere Gesellschaft gegenwär-
tig vor enorme Herausforderun-
gen stellt“, dürften andere wich-
tige Themen nicht aus dem Blick-
feld verloren gehen. In dem be-
schlossenen und vom Ansbacher 
Landrat Dr. Jürgen Ludwig, der 
stellvertretenden CSU-Bezirks-
vorsitzenden Cornelia Trinkl, dem 
JU-Bezirksvorsitzenden Konrad 
Körner und vor allen Dingen von 
Kommunalpolitikern mitinitiier-
ten Leitantrag „Zukunft Schie-
ne – Bahnprojekte in Mittelfran-
ken“ werden zahlreiche Projek-
te genannt, die  sich die CSU „oh-
ne Anspruch auf Vollständigkeit“ 
vorrangig widmen will.

Attraktives  
Mobilitätsangebot schaffen

„Wir setzen Mittelfranken aufs  
richtige Gleis“: Unter dieser 
Überschrift sieht der Bezirks-
verband die Notwendigkeit ei-
nes forcierten zügigen Ausbaus 
der Infrastruktur für den Schie-
nenverkehr im Großraum Nürn-
berg und in den ländlich struktu-
rierten Regionen Mittelfrankens 
mit entsprechenden weiterfüh-
renden Anschlüssen. „Wir wol-
len ein modernes und attraktives 
Mobilitätsangebot schaffen, weil 
für eine starke Region die Mobi-
lität und damit die Verkehrswe-
ge und deren Koordinierung von 
fundamentaler Bedeutung sind“, 
so Vorsitzender Herrmann. „Des-
halb unterstützen wir eine Poli-
tik, die vermehrt auf öffentlichen 
Verkehr setzt.“

Gemeinsam mit dem Bund 
und dem Freistaat Bayern will 
die CSU-Planungen und Ausbau 
hierzu im Raum Mittelfranken 
tatkräftig vorantreiben. „Wir be-
grüßen ausdrücklich die positi-
ven Weichenstellungen seitens 
des Freistaates Bayern. Wir set-
zen uns dafür ein, dass die be-
reits in Planung befindlichen 
Projekte zügig umgesetzt und 
neue notwendige Maßnahmen 

in Angriff genommen werden“, 
heißt es deshalb auch im Leitan-
trag, der besonders die Schwer-
punkte in den verschiedenen 
Regionen und das „Ausbaupro-
gramm S-Bahn-Nürnberg“ be-
leuchtet. 

So sollen mit dem Ausbau 
der S-Bahn in der Metropolre- 
gion die angrenzenden Land-
kreise und Städte zielgerichtet 
angeschlossen werden. Gefor-
dert wird auch „eine Beschleuni-
gung des Verfahrens“ beim so ge-
nannten „Fürther Verschwenk“, 
es werden neue und insgesamt 
barrierefreie Haltepunkte eben-
so genannt, wie Beschleunigun-
gen und Elektrifizierung bei der 
zu reaktivierenden „Hesselberg- 
bahn“ und der „Romantischen 
Schiene“ mit Anbindungen zum 
Beispiel auch nach Baden-Würt-
temberg. Die CSU hält ferner eine 
Taktverdichtung auf der IC-Stre-
cke Nürnberg-Stuttgart für wich-
tig und will, „dass ohnehin durch 
Ansbach fahrende ICE-Züge nach 
dem barrierefreien Umbau dort 
auch halten“, was besonders 
Landrat Dr. Jürgen Ludwig vehe-
ment einfordert.

Im Verlauf der virtuellen Dis-
kussion ging es um die Tarifsys-
tematik, um weitere Projekte 
in den Landkreisen Nürnberger 
Land und Roth sowie um den 
für notwendig erachteten Schie-
nenanschluss der Industriestadt 
Herzogenaurach. Alt-Oberbür-
germeister Professor Dr. Sieg-
fried Balleis und der Wahlkreis- 
abgeordnete und frühere Bun-
desminister Christian Schmidt 
fordern die Bayerische Staats-
regierung dazu auf, „geeigne-
te Bahnstrecken in Mittelfran-
ken zu identifizieren, auf wel-
chen die Einrichtung einer Was-
serstoff-Traktion als Pilotprojekt 
sinnvoll und zeitnah umsetzbar 
erscheint“. Balleis und Schmidt 
könnten sich vorstellen, dass 
zum Beispiel die Zenngrund-
bahn oder die Gräfenberg-Bahn 
geeignet wären. pmw

http://tvbayernlive.de
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21. Bayerische Abfall- und Deponietage in Augsburg:

Kreislaufwirtschaft 
und Deponietechnik

Verwertung und Beseitigung: Diese beiden Säulen der abfallwirt-
schaftlichen Daseinsvorsorge bestimmten die diesjährigen Baye-
rischen Abfall- und Deponietage in Augsburg, veranstaltet vom 
Kumas-Umweltnetzwerk gemeinsam mit den Kooperationspart-
nern AU Consult, Bayerisches Landesamt für Umwelt und bifa 
Umweltinstitut.

Auf die wesentlichen Stell-
schrauben bei der Erfassung 
verwertbarer Abfälle und den 
Paradigmenwechsel in der Be-
rechnung von Recyclingquoten 
ging eingangs Dr. Andreas Jaron 
(Bundesumweltministerium) 
ein. Nicht mehr nur die getrennt 
erfasste Menge an Wertstoffen 
sei nun maßgeblich, sondern die 
tatsächlich wieder in den Stoff-
kreislauf zurückgebrachten Men-
gen. Nun müssten also Verluste 
im Recyclingprozess berücksich-
tigt werden und dies habe laut 
Daten des Umweltbundesamtes 
zur Folge, dass bei Verpackun-
gen die Recyclingeffizienz auf 
nur noch 20 % sinke.

Recyclingquoten

Insbesondere beim Recy-
cling von Verkaufsverpackungen 
aus Kunststoff stelle sich aber 
mehr und mehr die Frage nach 
dem ökologischen Nutzen im-
mer höherer Recyclingquoten, 
erklärte Jaron. Die Recycling-
quote von lediglich 20 % der er-
fassten Menge lasse sich bei der 
Vielfalt der eingesetzten Stoffe 
wohl nur schwer steigern. Eine 
thermische Behandlung mit ent-
sprechender, optimierter Nut-
zung des freigesetzten Energie- 
inhalts könnte ggf. gesamtöko-
logisch wohl besser bewertet 
werden als die Produktion min-

derwertiger Sekundärrohstoffe, 
für die aktuell kein Absatzmarkt 
bestehe. Der erhebliche Ener-
gieeinsatz für Sammlung, Sor-
tierung und Verarbeitung könn-
te vermieden und so auch ein 
Beitrag zum Klimaschutz geleis-
tet werden. 

Entsorgung  
gemischter Gewerbeabfälle

Otto Heinz, Vizepräsident des 
Verbands der Bayerischen Ent-
sorgungsunternehmen (VBS) und 
Dr. Siegfried Kreibe, Mitge-
schäftsführer des bifa Umwelt- 
instituts, stellten die Studie zur 
„Entsorgung gemischter Gewer-
beabfälle in Bayern“ vor. We-
sentliches Ergebnis sei, dass in 
der Getrennthaltung und -erfas-
sung von Gewerbeabfällen noch 
großes Potenzial steckt und sich 
die Recyclingquoten so steigern 
lassen. Dies führe in der Fol-
ge auch zu einer Entlastung der 
Anlagen für die thermische Be-
handlung. Als weiteres Potenzial 
wurde die bereits von Jaron ge-
forderte strikte Trennung bioge-
ner Abfälle identifiziert. 

Das Forschungsvorhaben „Pro-
Bio“ präsentierte Christian Letalik 
von der Gütegemeinschaft Kom-
post Region Bayern, München. 
Erstmalig arbeiten hier Fachleute 
aus der Wissenschaft, der ökolo-
gischen Landwirtschaft, der Kom-

postbranche und der Meinungs-
forschung über mehrere Jah-
re eng zusammen, um neue Er-
kenntnisse über den Einsatz von 
gütegesichertem Kompost im 
Ökolandbau zu gewinnen. Ziel des 
Projekts ist, auf der Basis wissen-
schaftlich abgesicherter Daten 
über die Wirkung von Kompos-
ten auf Boden, Pflanze und Um-
welt und damit deren Akzeptanz 
im Ökolandbau zu steigern. 

Kompostbranche im Visier

Da in dem höchst sensiblen 
Umfeld aus Nahrungsmittelpro-
duktion (Landwirtschaft) und 
Verbraucher nur höchste Kom-
postqualitäten langfristig ab-
setzbar sind, ist die Kompost-
branche angehalten, diese best-
mögliche Qualität auch bereit-
zustellen. Für eine optimierte 
Produktions- und Lieferkette ei-
nerseits und für die fachgerech-
te Anwendung im Ökolandbau 
andererseits sollen Leitfäden 
entwickelt werden, die bundes-
weit in der Kompostbranche 
und im ökologischen Landbau 
zum Einsatz kommen.

Der zweite Veranstaltungstag 
widmete sich traditionell der 
Deponie als weiterhin unver-
zichtbarem Bestandteil einer ge-
ordneten Abfallentsorgung. Dr. 
Peter Kersandt von avr – Andrea 
Versteyl Rechtsanwälte gab zu-
nächst einen Überblicksvortrag 
zur Entwicklung des Deponie- 
rechts in der EU und im Bund. 
Insbesondere ging er auf die im 
Jahre 2020 geänderte Deponie-
verordnung (DepV) ein, die mit 
Wirkung zum 1. Januar 2024 ein 

Deponierungsverbot für Abfäl-
le, die vorbereitend zur Wie-
derverwendung oder zum Recy-
cling getrennt gesammelt wer-
den und für Abfälle, die einer 
Verwertung zugeführt werden 
können, umfasst. Das Deponie-
rungsverbot habe jedoch dort 
seine Grenzen, wo es „keinen 
ausreichenden Markt zur Auf-
nahme des gesamten Aufkom-
mens für die technisch gesehen 
grundsätzlich verwertbaren Ab-
fällen gibt“, erläuterte Kersandt. 
Als Beispiele nannte er hierfür 
vor allem mineralische Abfälle 
mit einem mengenmäßig hohen 
Aufkommen. 

Optimierte Nutzung 
von Deponiestandorten

Die optimierte Nutzung be-
stehender Deponiestandorte er- 
läuterte Xenia Mittermayr (AU 
Consult, Augsburg). Mit dem aus 
der technischen Anleitung Sied-
lungsabfall resultierenden Ver-
bot der Ablagerung von Abfällen 
mit organischen Inhaltsstoffen 
ab 1. Juni 2005 seien die Abla-
gerungsmengen auf den beste-
henden DK I- und DK II-Depo-
nien stark zurückgegangen. Als 
Folge der geringen Ablagerungs-
mengen habe sich die Restlauf-
zeit der bestehenden Deponien 
erhöht und in den Folgejahren 
sei nur noch in geringem Um-
fang neuer Deponieraum benö-
tigt worden. 

Zwischenzeitlich ist der ur-
sprünglich vorhandene Depo-
nieraum laut Mittermayr weit-
gehend verbraucht, so dass ver-
mehrte Aktivitäten zur Schaf-
fung neuen Deponieraums fest 
zustellen sind. Ein weiterer Grund 
für das Erfordernis neuen De-
ponieraums sei die Mantelver-
ordnung bzw. die darin enthal-
tene Ersatzbaustoffverordnung. 
Es werde erwartet, dass nach In-
krafttreten der Verordnung grö-
ßere Mengen an Abfällen, die 
aktuell noch zur Verfüllung von 
Gruben und Brüchen eingesetzt 
werden, in DK 0- bzw. DK I-De-
ponien deponiert werden müs-
sen. Nachdem die Genehmi-
gung neuer Standorte für De-
ponien in der Regel aufwändig 
ist und häufig gegen den Wider-
stand der Anlieger durchgesetzt 
werden muss, gewinne die op-
timierte Ausnutzung von beste-
henden Deponiestandorten an 
Bedeutung. 

Deponie Burgau

Anhand von Praxisbeispielen 
aus der Planungstätigkeit von 
AU Consult verdeutlichte Mit-
termayr, dass bei vielen beste-
henden Deponiestandorten ein 
erhebliches Potenzial für zu-
sätzliches oder höherklassiges 
Deponievolumen besteht. Dies 
gelte unter anderem für die 
Deponie Burgau im Landkreis 
Günzburg (Hochstufung der De-
ponieklasse mit einer Zwischen-
abdichtung) ebenso wie für die 
Deponie Gosberg im Landkreis 
Forchheim (Einbettung eines 
neuen DK II-Bereichs in die be-
stehende Altdeponie).

Die Ertüchtigung der Deponie 
Gosberg ist aus Mittermayrs Sicht 
ein Beispiel dafür, dass durch die 
intelligente Kombination von – 
bei separater Ausführung kos-
tenaufwändigen – Einzelmaßnah-
men eine insgesamt wirtschaftli-
che Ausführung des Gesamtvor-
habens erreicht werden kann. 

Im vorliegenden Fall ergä-
ben sich durch die Kombinati-
on der Ertüchtigung des Sicker-
wassererfassungssystems mit 
der Herstellung des neuen DK 
II-Abschnitts vielfältige Synergi-
en, die zu erheblichen Kosten- 
einsparungen gegenüber der  
Einzelausführung führen. In 
Kombination mit der durchge-
führten Optimierung der Depo-
nieform sei davon auszugehen, 
dass sich die Baumaßnahmen 
für den Landkreis Forchheim 
mittelfristig zumindest kosten-
neutral darstellen werden. DK

„Einmal ohne, bitte“ im Landkreis Pfaffenhofen gestartet:

Pack die Mehrwegbox ein!
Mit Müll ist jeder von uns tagtäglich persönlich konfrontiert. Im 
Gegensatz zu CO2-Emissionen ist er sichtbar und meist relativ ein-
fach zu vermeiden. Trotzdem steigt das Siedlungsabfallaufkom-
men pro Kopf kontinuierlich an. Das Bundesumweltamt meldet 
ein Hoch von 107,7 kg Verpackungsabfall pro Kopf für 2018. Da-
mit ist Deutschland trauriger Europameister.

„Diesem Trend möchten und 
müssen wir gezielt entgegen-
wirken. Umwelt- und klimascho-
nendes Einkaufen soll sich im ge-
samten Landkreis Pfaffenhofen 
a.d.Ilm etablieren“, so Landrat Al-
bert Gürtner. Den mittlerweile 
fast schon obligatorischen Stoff-
beutel hätten die meisten Konsu-
menten dabei. „Doch wie wäre es, 
künftig mal einen Schritt weiter zu 
gehen und beim Einkauf von bei-
spielsweise Backwaren, Käse, 
Wurst und Fleisch oder anderen 
Lebensmitteln diese in ein mitge-
brachtes Behältnis füllen zu las-

sen?“, so Doris Rottler vom Fach-
bereich Energie und Klimaschutz 
am Landratsamt Pfaffenhofen.

Problemloses Befüllen

Damit das verpackungsfreie 
Einkaufen möglichst einfach und 
ohne schiefe Blicke machbar ist, 
hat Doris Rottler Kontakt zum 
Münchner Verein rehab repub-
lic e.V. aufgenommen. Dieser hat 
die Kampagne „Einmal ohne, bit-
te“ entwickelt: Bunte Aufkleber 
an Schaufenstern oder Theken 
signalisieren, dass die Ware pro- 

blemlos direkt in die mitgebrach-
ten Behältnisse gefüllt wird. So 
soll das verpackungsfreie Einkau-
fen für Kundinnen und Kunden 
leichter gemacht werden.

Zusätzlich werden die teilneh-
menden Läden in eine bundes-
weite Online-Karte unter www.
einmalohnebitte.de aufgenom-
men, wo sich Verbraucherinnen 
und Verbraucher schon vor ihrem 
lokalen Einkauf informieren kön-
nen. Teilnehmende Unterneh-
men erhalten ein Merkblatt, wo-
rauf die Verkäuferinnen und Ver-
käufer im Umgang mit kundenei-
genen Behältnissen hinsichtlich 
der Lebensmittelhygiene achten 
müssen.

Doris Rottler: „Letzten Endes 
liegt die Entscheidung beim Ver-
kaufspersonal: Erscheint eine 
Tupperdose oder die Lunchbox 
nicht sauber oder unbeschädigt, 
kann die Befüllung abgelehnt 
werden.“

Erfahrungswerte

Seit Ende Oktober machen das 
Kommunalunternehmen Struk-
turentwicklung (KUS) und das 
Landratsamt Läden und Gastro-
nomen gezielt auf die Kampagne 
aufmerksam. Der Anfang wurde 
gemacht: Von Metzgereien über 
Bäcker bis hin zu Direktvermark-
tern und natürlich den Unver-
packt-Läden konnten bereits ei-
nige Händler und Gastronomen 
für die Kampagne gewonnen 
werden. „Gerade einigen Anbie-
tern von Take-Away-Mittages-
sen ist die Ausgabe von Mittag-
essen in Styroporpackungen ein 
Graus, die springen gerne auf 
die Kampagne auf“, berichtet 
Doris Rottler von ihren Erfahrun-
gen. Weitere Läden und Gastro-
nomen, die ganz oder teilweise 
unverpacktes Einkaufen ermög-
lichen, werden jederzeit gerne 
mit aufgenommen. r

Entsorgung von Plastikmüll aus Gewässern:

Wasserkraftanlagen leisten 
signifikanten Beitrag

Wasserkraftanlagen leisten ei-
nen bedeutenden Beitrag zur 
Entsorgung von Plastikmüll aus 
Gewässern. Dies ist das Ergeb-
nis einer Studie im Rahmen des 
Verbundprojektes „MicBin - Mi-
kroplastik in Binnengewässern“. 
Sieben Partner aus der Wirtschaft 
und Forschung sowie von Behör-
den untersuchten den Eintrag und 
Verbleib von Plastik in Gewässern 
im Donaugebiet. 

Basierend auf unterschied-
lichen Szenarien kommen sie zu 
dem Schluss, dass jedes Jahr bis 
zu rund 290 Tonnen Makroplas-
tik von Betreibern von Wasser-
kraftanlagen aus Fließgewässern 
im bayerischen Donaugebiet ent-
sorgt werden. Der Großteil da-
von sind Verpackungsabfälle wie 
Kunststoffflaschen, aber auch Ab-
fälle aus dem Agrarsektor wie Fo-
lien und Pflanzentöpfe sowie Bau-
Müll wie Styropor werden ent-
nommen und entsorgt. 

Austragung von Plastikmüll 
im bayerischen  
Donaueinzugsgebiet 

Das MicBin-Verbundprojekt ist 
im Forschungsschwerpunkt „Plas-
tik in der Umwelt“ des Bundesmi-
nisteriums für Bildung und For-
schung (BMBF) angesiedelt. Im 
Zeitraum 2017 bis 2021 fördert 
das BMBF 18 Verbundprojekte 
und ein wissenschaftliches Be-
gleitvorhaben, in denen die Wir-
kung von Kunststoffen auf die Um-
welt erforscht wird. 

Im Arbeitspaket 4.1 von MicBin 
(Untersuchung von Wasserkraft-
anlagen) wurde erstmals der Ein-
trag von Kunststoffpartikeln (Ma-
kro-, Meso- und Mikroplastik) für 
ein größeres Einzugsgebiet eines 
Binnengewässers bilanziert. Exem- 
plarisches Untersuchungsobjekt 
ist das bayerische Donaueinzugs-
gebiet. Der Bericht zu diesem Ar-
beitspaket, der in diesem Jahr ver-
öffentlicht wurde, fasst die Er-
gebnisse der Analyse von Kunst-
stoffmengen zusammen, die an 
Staustufen und Wasserkraftwer-
ken ausgetragen werden. 

Das Untersuchungsgebiet des 
Bayerischen Donaugebietes er-
streckt sich über ein Gewässer-
netz von rund 19.000 Flusskilome-
tern und Kanälen sowie 39 Seen. 
Die Donau ist das Hauptgewäs-
ser. Das Berechnungsmodell zur 
Kunststoffaustragung bezieht sich 
auf rund 3.300 von 4.200 Wasser-
kraftanlagen in Bayern.

Umfangreiche 
Datensammlung 

Für die Untersuchung wurden 
die Mengen erfasst, die in den Jah-
ren 2014 bis 2017 in den Rechen 
von 66 großen Wasserkraftanla-
gen abgefangen wurden. Eigentli-

che Funktion der Gitterstäbe (Re-
chen) ist der Schutz der Turbinen.

Weiterhin wurden mit Unter-
stützung der Vereinigung Wasser-
kraftwerke in Bayern (VWB) e.V. 
zehn Betreiber von kleinen Was-
serkraftanlagen befragt. Die VWB 
lieferte auch die Ergebnisse einer 
Umfrage zum entnommenen Zi-
vilisationsmüll mit rund 180 Mit-
gliedern zu. Für die Studie fanden 
Vor-Ort-Besuche, Online-Befra-
gungen, persönliche und telefoni-
sche Expertengespräche statt.

Austragung und Entsorgung 
auf eigene Kosten 

Die befragten Kraftwerksbetrei-
ber tragen zunächst das in den Re-
chen angesammelte Gut aus. An-
schließend sortieren sie den Abfall 
manuell und separieren nicht-bio-
gene Stoffe wie Kunststoffe, Glas, 
Metall, Autoreifen und Sperrmüll. 
Danach entsorgen sie den Abfall 
getrennt nach Müllfraktionen: gel-
ber Sack, Papier, Glas, Metall, Alt- 
holz und Restmüll. Die Kosten 
hierfür übernehmen die Anlagen-
betreiber. 

Die Projektpartner entwickel-
ten drei Szenarien (Minimal-
menge, Mittlere Menge, Maxi-
malmenge) für die Menge des 
ausgetragenen Plastikmülls pro 
Jahr. Die Austragungsmengen 
von Makroplastik im bayerischen 
Donaueinzugsgebiet liegen zwi-
schen ca. 80 und 290 Tonnen (= 
290.000 Kilogramm) pro Jahr. 
Darin enthalten sind Abfälle aus 
Gewässern in Baden-Württem-
berg, die in die Donau eingelei-
tet und nach Bayern weitergelei-
tet werden. 

In Szenario C mit der höchs-
ten Austragsmenge werden je-
des Jahr rund 348 Tonnen Mak-
roplastik in die Gewässer im Do-
naugebiet eingetragen. Von die-
sen entfernen und entsorgen 
Wasserkraftwerksbetreiber rund 
293 Tonnen (84 Prozent). „55 
Tonnen (16 Prozent) verbleiben 
laut Studie leider trotzdem noch 
in den Gewässern, zum Beispiel 
am Ufer“, sagt Otto Mitterfelner, 
Mitglied des Vorstands des Lan-
desverbandes Bayerischer Was-
serkraftwerke (LVBW) eG. 

Michael Müller, Vorstandsmit-
glied der Vereinigung Wasser-
kraftwerke in Bayern (VWB) e.V., 
fasst zusammen: „Neben der 
CO2-freien Energieerzeugung, der 
Grundwasserstabilisierung und 
dem Hochwasserschutz ist die 
Austragung von Wohlstandsmüll 
eine weitere wichtige Funktion 
der Wasserkraft. Der Allgemein-
heit werden so hohe Kosten er-
spart und der Zustand der Gewäs-
ser wird verbessert.“ 

Die Koordination des Projekts 
liegt beim  DVGW-Technologie-
zentrum Wasser in Karlsruhe. r

Die Rechen schützen die Turbine und fangen Plastikmüll ab.  
 Bild: LVBW/Otto Mitterfelner

Innovationspreis Bayern:

Sonderpreis für Mehrweg- 
Kaffeekapsel aus Lichtenfels

Die Müller Mechanik GmbH & Co. KG, Lichtenfels, ist mit 
dem Sonderpreis der Jury beim Bayerischen Innovations-
preis 2020 ausgezeichnet worden. Der oberfränkische Be-
trieb mit drei Mitarbeitern entwickelte die wiederverwend-
bare Mehrweg-Kaffeekapsel capseco, die etwa 150 Mal 
wiederverwendet werden kann. 

capseco ist die umweltbewusste und smarte Alternative 
zu Einweg-Kaffeekapseln. Durch die Kombination der flexib-
len Kapsel mit einem speziellen Filtereinsatz ist das patentier-
te Kapselsystem einzigartig. Wer umweltbewusst Kaffee zube-
reiten möchte, füllt seine gemahlene Lieblingssorte in die wie-
der befüllbare Kapsel und genießt alle Vorteile von Kaffee auf 
Knopfdruck – aber mit gutem Gewissen.

Dank des flexiblen, isolierenden Materials ist die recycel-
bare Kapsel kinderleicht in der Handhabung und sehr robust. 
Das Material, das zum Beispiel auch häufig für Babyschnuller 
verwendet wird, ist silikon- und latexfrei und enthält weder 
Weichmacher noch Bisphenol A.

Zudem schont capseco nicht nur die Umwelt, sondern auch 
den Geldbeutel, denn eine Tasse Kaffee kostet im Vergleich 
nur einen Bruchteil. DK

In Bayern entfernen Wasserkraftwerksbetreiber jedes Jahr zehn-
tausende Tonnen Treibgut, Zivilisationsabfall und Plastik aus Bä-
chen, Kanälen und Flüssen, so das Resümee der vom Bundes-
ministerium für Bildung und Forschung (BMBF) geförderten 
MicBin-Studie. In einem Teilprojekt untersuchten die Projektpart-
ner speziell die Entsorgung von Plastikabfällen im bayerischen 
Donaugebiet. 

http://www.einmalohnebitte.de
http://www.einmalohnebitte.de
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Statusbericht der Deutschen 
Kreislaufwirtschaft 2020

Aktuelle Leistungen, die wirtschaftliche Bedeutung und die künf-
tigen Herausforderungen der Kreislaufwirtschaft durch den Kli-
ma- und Ressourcenschutz stehen im Mittelpunkt des „Statusbe-
richt der deutschen Kreislaufwirtschaft 2020“. Darin informieren 
insgesamt 15 Verbände, Vereine und Unternehmen quer durch 
alle Werkstoffe und Abfallfraktionen.

Seit der ersten Veröffentli-
chung des Statusberichtes im 
Jahr 2018 haben wichtige Ent-
wicklungen ihren Anfang genom-
men. Dies gilt zunächst für die Co-
rona-Krise, die nicht nur die Leis-
tungs- und Anpassungsfähigkeit 
der Branche, sondern auch ih-
re Systemrelevanz für die Funk-
tionsfähigkeit des gesellschaftli-
chen und wirtschaftlichen Lebens 
unter Beweis gestellt hat. Das An-
sehen der Branche und vor allem 
der Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter ist seit Anfang des Jahres 
2020 in der Bevölkerung deutlich 
gestiegen. 

„Kreislaufwirtschaft fängt nicht 
beim Abfall an, sondern beim 
Produktdesign. Nur recyclingfä-
hige Produkte können im Kreis-
lauf geführt werden. Die Produk-
te wiederum sollten aus recycel-
tem Material hergestellt und von 
öffentlicher Hand, Gewerbe, In-
dustrie und Privatkonsumenten 
nachgefragt werden“, machte Eric 
Rehbock, Hauptgeschäftsführer 
des bvse-Bundesverband Sekun-
därrohstoffe und Entsorgung, 
deutlich. Von diesem Ziel sei man 
leider noch ein ganzes Stück ent-
fernt.

„Was nützt Recycling, wenn die 
Recyclingprodukte nicht einge-
setzt werden?“, fragte Rehbock. 
Aus seiner Sicht fehlt nach wie vor 
der Wille, das Ruder herumzurei-
ßen. Machbar wäre dies, denn al-
lein Bund, Länder und Kommunen 
verfügten über ein direktes Be-
schaffungsvolumen von jährlich 
mehr als 122 Milliarden Euro. „Sie 
haben es in der Hand der Kreis- 
laufwirtschaft den entscheiden-
den Impuls zu geben und aus 
Worten endlich Taten werden zu 
lassen.“

Zu einem richtigen Verständ-
nis von Kreislaufwirtschaft ge-
höre auch zu erkennen, dass der 
weltweite Handel mit aus Abfäl-
len gewonnenen Sekundärroh-
stoffen sowohl wirtschaftlich als 
auch ökologisch sinnvoll ist. „Wir 
haben beispielsweise in Deutsch-
land ein gut funktionierendes Er-
fassungssystem für alle wichtigen 
Sekundärrohstoffe, wie beispiels-
weise Fe- und NE-Metallschrotte 
oder auch Altpapier. Es wird dabei 
mehr gesammelt als in Deutsch-

land oder der Europäischen Union 
wiedereingesetzt werden kann. 
Da ist es gut und richtig, dass die-
se Sekundärrohstoffe dorthin ex-
portiert werden, wo sie benötigt 
werden“, unterstrich der Haupt-
geschäftsführer. Genauso richtig 
sei es aber auch zu verhindern, 
dass Müll aus Deutschland an den 
heimischen Aufbereitungsanla-
gen vorbei irgendwo billig im Aus-
land verklappt wird.

Kommunale Abfallgebühren

Laut Studie ist der Leistungs-
umfang der Kreislaufwirtschaft 
durch die hohen Standards für die 
Behandlung der Abfälle und die 
Kreislaufführung der Rohstoffe 
sehr umfangreich. In Anbetracht 
des hohen Aufwandes liegen die 
durchschnittlichen Kosten der 
privaten Haushalte für die Abfall- 
entsorgung mit etwa 70 bis 120 
Euro je Einwohner und Jahr wohl 
deutlich unter dem, was die Bür-
gerinnen und Bürger vermu-
ten würden: Nach Umfragen des  
INFA werden die kommunalen 
Abfallgebühren von den Bürge-
rinnen und Bürgern bis zu 5 mal 
so hoch eingeschätzt, wie sie in 
den jeweiligen Kommunen tat-
sächlich anfallen.

Die kommunalen Abfallgebüh- 
ren decken die Kosten für die 
Sammlung, den Transport und 
die umweltgerechte Entsorgung 
insbesondere der Restabfälle, 
des Sperrmülls sowie der Verwer-
tung von Bioabfällen und Papier. 
Die Kosten für die Verwertung 
von Verpackungsabfällen (gelber 
Sack bzw. Behälter) werden über 
Lizenzentgelte gedeckt, die vom 
Hersteller für jede einzelne Ver-
packung an die Dualen Systeme 
zu entrichten sind und die die Ver-
braucher bereits beim Kauf des 
Produktes/der Verpackung be-
zahlen. Zusätzlich zu den Abfall-
gebühren entstehen den Bürge-
rinnen und Bürgern weitere Kos-
ten von rund 14,90 Euro pro Jahr 
bzw. rund 1,24 Euro pro Monat 
und Einwohner. Die durchschnitt-
liche Monatsbelastung teilt sich  
wiederum auf in Beträge für die 
Verwertung von Glas in Höhe von 
7 Cent, die Verwertung von Pa-
pier, Pappe, Karton (PPK) in Hö-

he von 27 Cent und von Leicht-
verpackungen (LVP) in Höhe von 
90 Cent.

Kritisch beobachtet der bv-
se, dass die Recyclat-Nachfra-
ge deutlich eingebrochen ist. 
Der Grund hierfür sei banal: Die 
kunststoffverarbeitende Indus-
trie setzt wieder verstärkt auf 
Neuware, weil diese inzwischen 
konkurrenzlos günstig zu haben 
ist. „Wir brauchen ein Level Play-
ing Field, das Recyclaten und da-
mit dem Kunststoffrecycling als 
wichtigem Part im Um- und Aus-
bau einer Kreislaufwirtschaft ei-
ne faire Chance gibt. Der klima-
schädliche CO2-Rucksack, der bei 
der Produktion von Kunststoff-
neuware entsteht, bleibt bei der 
Preisbildung bislang nämlich völ-
lig außen vor. Dies muss sich drin-
gend ändern. Klimaschutz und 
Recycling müssen gleicherma-
ßen gestärkt werden. Wenn mehr 
Recyclate und weniger Kunst-
stoffneuware eingesetzt werden, 
reduzieren sich die CO2-Emmis-
sionen. Wer darauf aus Kosten-
gründen verzichtet, darf nicht be-
lohnt, sondern muss mit einem 
deutlichen Preisaufschlag sankti-
oniert werden“, lautet daher die 
bvse-Forderung.

Klimaschutzpotenziale

Nach Ansicht von VKU-Vizeprä-
sident Patrick Hasenkamp macht 
der veröffentlichte Statusbericht 
deutlich, wie wichtig es ist, die 
Klimaschutzpotenziale der Kreis-
laufwirtschaft mehr in den Fokus 
zu rücken. Das bisher Erreichte sei 
eindrucksvoll: Die Emissionen im 
Sektor Abfallwirtschaft sind seit 
1990 von 38 Millionen Tonnen 
CO2eq um 75 Prozent auf knapp 
10 Millionen Tonnen CO2eq im 
Jahr 2018 gesunken. Wesentli-
che Ursache dafür ist die Schlie-
ßung von Deponien für die Abla-
gerung unvorbehandelter Sied-
lungsabfälle im Jahr 2005 und ih-
re sukzessive Abdichtung gegen 
Methangasemissionen. Dies sei 
dem Engagement der kommuna-
len Unternehmen zu verdanken. 

Der Blick in andere EU-Staaten 
zeige, dass noch zu viele Abfäl-
le zu Lasten des Klimas ungenutzt 
deponieren. Erst bis 2030 soll die-
ser Umgang mit Abfällen been-
det werden. „Das ist bedauerlich, 
denn die Beendigung der Depo-
nierung ist eine vergleichsweise 
kostengünstige Form des Klima-
schutzes“, erklärte Hasenkamp. 

Seit einigen Jahren beschleuni-
ge sich ein Trend, der sich eben-
falls positiv auf die Klimabilanz 
der Branche auswirkt. Kommuna-
le Abfallwirtschaftsbetriebe leis-
teten oft in Kooperation mit an-
deren Unternehmen einen zu-
nehmenden Beitrag zur dezen-
tralen Energieerzeugung und 
-versorgung sowie zur Sektoren- 
kopplung: Sie übernehmen laut 
Hasenkamp die Versorgung von 
Industriestandorten mit Strom 
und Dampf, versorgen Bürgerin-
nen und Bürger mit Fernwärme, 
betanken Fahrzeuge mit aus Bio-
abfällen erzeugtem Biogas, wan-
deln Energie in speicherbaren 
Wasserstoff um oder nutzen Son-
nen- und Windkraft auf abfall-
wirtschaftlich geprägten Flächen. 
„Damit trägt die Fernwärmever-
sorgung aus der Abwärme der 
Abfallverbrennung konkret zum 
Kohleausstieg bei.“

Besonderes Augenmerk der 
kommunalen Entsorger liege auf 
den Bioabfällen: 2017 wurden 
mehr als 10 Millionen Tonnen un-
ter Regie der kommunalen Abfall-
wirtschaft getrennt gesammelt. 
Das war etwa ein Drittel mehr als 
noch im Jahr 2005. Die Bioabfälle 
werden zu Biogas und Komposten 
verwertet. Die Kompostierung 
bindet mehr als 30 Kilogramm 
CO2eq pro Tonne auf dem Acker, 
insgesamt also rund 300.000 Ton-
nen pro Jahr. 

Hasenkamp zufolge sind die 
Potenziale der Bioabfallerfas-
sung auch in Deutschland noch 
nicht vollständig genutzt. Zu-
dem beeinträchtigt der hohe An-
teil an Plastiktüten aus sogenann-
tem Bioplastik in der Biotonne die 
Qualität des erzeugten Komposts. 
Die kommunalen Entsorger wer-
ben daher in zahlreichen Kampa-
gnen dafür, Abfälle konsequent 
und sauber getrennt zu sammeln. 
„Unsere Botschaft: ‚Wer seinen 
Müll sauber trennt, betreibt akti-
ven Klimaschutz!‘“ DK

Umweltminister Glauber: 

Bayerische Behörden sollen 
klimaneutral einkaufen

Behörden sind Glauber zufol-
ge große Auftraggeber: „Sie kau-
fen Bürobedarf, Technik und 
Verpflegung ein und vergeben  
viele Aufträge. Unser neuer Leit-
faden ist ein praktischer Wegwei-
ser, wie Klimaschutz und Nachhal-
tigkeit bei Einkauf, Anschaffungen 
sowie im täglichen Verwaltungs-
handeln zur Richtschnur werden 
können. Ein Beispiel ist der Ver-
zicht auf Einwegplastik. Mit dem 
Ratgeber setzen wir einen weite-
ren Baustein der Bayerischen Kli-
maschutzoffensive um und stär-
ken die Vorbildfunktion unserer 
bayerischen Verwaltung.“ 

Bund, Länder und Kommunen 
in Deutschland beschaffen jähr-
lich Waren und Dienstleistungen 

im Wert von über 350 Milliarden 
Euro. Diese reichen von Bürobe-
darf und Computern über Texti-
lien bis hin zu Reinigungs- oder 
Verpflegungsdienstleistungen.

Der Leitfaden, den das Baye- 
rische Landesamt für Umwelt 
im Auftrag des Umweltministe-
riums entwickelt hat, stellt In-
formationen zu verschiedenen 
Produktgruppen und passende  
Ausschreibungskriterien zur Ver- 
fügung und gibt Tipps und Hilfe-
stellungen zur praktischen Um-
setzung. Dabei orientiert sich 
der Leitfaden an den einzelnen 
Phasen des Vergabeverfahrens. 
Die Behörden können so noch 
zielgerichteter zum Klima- und 
Ressourcenschutz beitragen. r

Stoppt das Müll-Debakel in 
den Altkleidercontainern!

Die bvse-Alttextilstudie, die in diesem Jahr veröffentlicht wurde, 
zeigt eine deutliche Zunahme der tatsächlichen Sammelmenge von 
Alttextilien in den letzten Jahren. Von rund 1 Million Tonnen im Jahr 
2013 um 300.000 Tonnen auf rund 1,3 Millionen Tonnen Alttextili-
en. Eigentlich eine gute Nachricht.

Leider ergab die Studie aber 
auch einen hohen Schad- und 
Störstoffanteil in der Textil-
sammlung von rund 11 % der 
Gesamtmenge. Aktuell stellen 
die Altkleidersammler zudem 
fest, dass die Vermüllung der 
Altkleidercontainer seit Beginn 
der Corona-Pandemie noch ein-
mal sprunghaft angestiegen ist.

Neben der Kleiderflut findet 
immer mehr textilfremder Müll 
den Weg in die Altkleidercont-
ainer. Der Müll verschmutzt die 
gut erhaltenen Kleidungsstü-
cke und macht sie für die weite-
re Verwendung, sowohl im Se-
cond-Handbereich als auch für 
das Recycling, unbrauchbar.

Für die privatwirtschaftlich 
und karitativ tätigen Unterneh-
men und Organisationen be-
deutet der damit einhergehen-
de Verlust wertvoller Alttextili-
en sowie die zusätzliche Belas-
tung durch hohe Kosten für die 
Entsorgung des Restmülls einen 
enormen und existenzbedro-
henden wirtschaftlichen Scha-
den.

Neben dem gegenüber dem 
Jahr 2015 verdoppelten Besei-
tigungsanteil nicht mehr recy-
celbarer Textilien sind auch die 
Beseitigungskosten in den Müll-
verbrennungsanlagen rasant ge-
stiegen. In der Folge werden 

nun zunehmend Standplätze für 
Altkleidercontainer verringert 
oder die Altkleidersammlung 
ganz eingestellt, da eine zumin-
dest kostendeckende Samm-
lung und weitere Bearbeitung 
in der Alttextilkette nicht mehr 
möglich ist.

Hoher Kostendruck

Schon jetzt ziehen kommuna-
le Unternehmen, wie in Ham-
burg und Bremen, ihre Altklei-
dercontainer ab. Auch manche 
privaten Unternehmen und ka-
ritativen Organisationen muss-
ten bereits diesen Schritt gehen, 
weil der Kostendruck inzwischen 
enorm hoch ist.

Damit daraus keine flächen-
deckende Entwicklung wird, 
appelliert bvse-Experte Tho-
mas Fischer: „Die Altkleidercon- 
tainer sind ausschließlich für 
Altkleider/Alttextilien vorgese-
hen. Müll gehört weder in noch 
neben die Altkleidercontainer. 
Auf keinen Fall dürfen Kleider-
säcke neben die Container ge-
stellt werden. Sollten Container 
überfüllt oder verschlossen sein, 
nehmen Sie die ausgemuster-
te Bekleidung und Schuhe wie-
der mit nach Hause und werfen 
sie diese zu einem späteren Zeit-
punkt ein.“ r

„Unsere Öko-Modellregion 
hat enormes Potenzial“

Die Öko-Modellregion ‚Region Regensburg‘ ist eine von 27 Öko- 
Modellregionen in Bayern. Mit ‚Nürnberg, Nürnberger Land, Roth‘, 
‚Oberallgäu Kempten‘, ‚Amberg-Sulzbach und Stadt Amberg‘ sowie 
‚Stadt.Land.Augsburg‘ teilt sich die ‚Region Regensburg‘ das Allein-
stellungsmerkmal: Stadt und Land in einem Öko-Modellregion-Ver-
bund. „Unsere Öko-Modellregion hat enormes Potenzial“, bekräftigt 
Matthias Sabatier, einer der drei Projektmanager der Öko-Modellre-
gion ‚Region Regensburg‘. 

Der Geograf und Landwirt, der 
seit 1. Oktober 2020 von Moni-
ka Ernst unterstützt wird, kennt 
die Stärken des Landkreises Re-
gensburg mit seinen gut 2.000 
Landwirten, davon mehr als 200 
Bio-Bauern, während Elke Oel-
kers, die die Öko-Modellregi-
on seitens der Stadt Regensburg 
koordiniert, ein gutes Gespür 
für das Potential der städtischen 
Strukturen und die Bedürfnisse 
der gut 150.000 Stadtbewohne-
rinnen und -bewohner hat. Die 
zentrale Aufgabe der Troika ist 
nun, über Stadt und Land ein eng-
maschiges Netz aus „Regional“, 
„Bio“ und „Bio-regional“ zu legen.

Von „maximalen Individuen“ 
und Öko-Modellpionieren

„Think Big – Think Bio!“ – wenn 
es so einfach wäre, würden ein 
paar Netzwerktreffen und eine 
‚Bio-Regional-Strategie‘ reichen. 
Aber so einfach ist es nicht, die 
Kernziele einer Öko-Modellregi-
on zu verfolgen, die da wären: 
• Steigerung der Öko-Anbauflä-
che 
• Verbindung von Regionalität 
und ökologischer Erzeugung 
• Erschließung vorhandener Po- 
tenziale sowie Belebung und/
oder Aufbau von Strukturen mit 
engagierten Akteurinnen und 
Akteuren.

Hierfür braucht es ein Heer von 
„maximalen Individuen“, die die 
Themen „Bio“, „Regional“ und 
„Bio-regional“ vorantreiben. Eine 
dieser „maximalen Individuen“, 
wie Sabatier die Öko-Modellpi-
oniere nennt, ist Melanie Ebner. 
Mit ihrem Mann und sechs Mit-
arbeiterinnen betreibt die Diäte-
tisch geschulte Köchin in Wen-
zenbach ein Catering-Unterneh-
men, zugleich kocht sie täglich 
für mehrere Dutzend Schülerin-
nen und Schüler der Grundschu-
le der Vielfalt und Toleranz in der 
Isarstraße in Regensburg zu 100 
Prozent biologische Mahlzeiten. 

„Bio-regional ist nicht immer 
einfach“, sagt Melanie Ebner. Die 
Strukturen sind (noch) nicht so 
ausgebaut, dass man zum Bei-
spiel in einer hiesigen Großküche 
ausschließlich Bio-Produkte aus 
der Region verarbeiten könnte. 
Ein Beispiel: „Wenn man für 200 
Kinder kochen muss, der Bau-
er aus der Region aber gerade 
nur für 100 Essen Rote Beete lie-
fern kann, dann wird es eng“, er-
klärt Ebner. Wenn sie ausschließ-
lich bio-regionale Mahlzeiten an-
bieten wollte, würde sie statt in 
der Küche am Telefon stehen, 
um die Bio-Bauern in der Regi-
on nach den benötigten Mengen 
Obst, Gemüse, Getreide, Fleisch, 
Eier, Nudeln et cetera abzuklap-

pern. Zeit zum Kochen bliebe kei-
ne mehr. 

Eine Entscheidung musste her  
und die fiel auf 100 Prozent Bio. 
„Vorerst“, denn Melanie Ebner 
würde 100 Prozent Bio aus der 
Region begrüßen. Vielleicht ge-
lingt ihr 2030 die komplette Um-
stellung auf „bio-regional“, denn 
die bayerische Staatsregierung 
hat sich im Landesprogramm 
„BioRegio Bayern 2030“ zum Ziel 
gesetzt, die Öko-Anbaufläche bis 
zum Jahr 2030 auf 30 Prozent 
auszudehnen.

Das Potenzial von Stadt und 
Landkreis Regensburg in punk-
to „Bio-regional“ ist bei Wei-
tem nicht ausgeschöpft. Ein viel-
versprechender Ansatz ist das  
Stichwort ‚Gemeinschaftsver-
pflegung‘. Per definitionem be-
deutet Gemeinschaftsverpfle-
gung die regelmäßige Verpfle-
gung von Menschen in Betrie-
ben, im Außer-Haus-Markt und 
in Gesundheitseinrichtungen. 
Klassische Beispiele sind Men-
sen, Kantinen, Großküchen in 
Krankenhäusern. Um das Thema 
in Stadt und Landkreis stärker zu 
platzieren, planen Sabatier, Ernst 
und Oelkers noch in diesem Jahr 
einen Workshop für interessierte 
Caterer und Kantinen in Schulen 
und Kindergärten. Dabei sollen 
Fragen rund um die Beschaffung, 
Kalkulation und Speiseplan-Um-
gestaltung behandelt werden. 
„Durch den Ausbau beziehungs-
weise die Umstellung der Ge-
meinschaftsverpflegung auf Bio 
könnten wir den Hebel umlegen“, 
sind sich die Öko-Modellregi-
on-Manager einig. Was bedeutet 
das konkret? „Höhere Preise und 
eine komplette Speiseplan-Um-
stellung“, erläutert Matthias Sa-
batier. Das Wichtigste ist jedoch 
eine Bewusstseinsänderung in-
nerhalb der Bevölkerung – egal 
ob Stadt oder Land. 

Weitere Öko-Modellpioniere 
willkommen

Was also braucht es, um dem 
Label Öko-Modellregion ‚Regi-
on Regensburg‘ gerecht zu wer-
den? Matthias Sabatier, Monika 
Ernst und Elke Oelkers formulie-
ren ihre Ziele wie folgt: Weitere 
Bio-Caterer, mehr bio-regionale 
Gemeinschaftsverpflegung, eine 
Bewusstseinsänderung innerhalb 
der Bevölkerung hin zu mehr Re-
gionalität und Bio-Produkten, so-
wie eine bessere Vernetzung der 
Akteurinnen und Akteure unter-
einander, auch Öko-Modellregi-
on-übergreifend, um den Auf-
bau (regionaler Bio-)Wertschöp-
fungsketten, sprich Erzeuger-Ver-
arbeiter-Verbraucher-Ketten, 
weiter voranzutreiben. r

Wettbewerb „Grüner Wertstoffhof“
Noch bis zum 31. Dezember 2020 haben kommunale Wert-
stoffhöfe die Möglichkeit, sich am Wettbewerb „Grüner Wert-
stoffhof“ der Deutschen Umwelthilfe (DUH) zu beteiligen. Der 
Wettbewerb wurde in diesem Jahr erstmalig ausgeschrieben 
und richtet sich an Wertstoffhöfe, die mit innovativen Konzep-
ten einen herausragenden Beitrag zum Umweltschutz leisten. 
Bei der Beurteilung der Bewerbungen spielen ein guter Service, 
ein gutes Informationsangebot sowie die Umsetzung der Ab-
fallhierarchie eine entscheidende Rolle. Moderne Wertstoff-
höfe sollten als einladende, serviceorientierte und informati-
ve Orte der Kreislaufwirtschaft ausgestaltet werden. Auch um-
fassende Informationsangebote für Bürgerinnen und Bürger 
zu den Themen Abfallvermeidung, einer korrekten Abfalltren-
nung und dem Umgang mit Problemstoffen sind wichtig. Ent-
sprechend der europäischen Abfallhierarchie sollten auch Wie-
derverwendungsangebote gefördert werden. 
DUH-Projektseite zum kommunalen Wettbewerb „Grüner 
Wertstoffhof“ und den Ausschreibungsunterlagen: https://
www.duh.de/projekte/wertstoffhoefe/wettbewerb r

Ein neuer Leitfaden unterstützt Bayerns Behörden dabei, beim 
Einkaufen auf klimafreundliche und ressourcenschonende Wa-
ren und Dienstleistungen zurückzugreifen. Bayerns Umweltminis-
ter Thorsten Glauber betonte anlässlich der Veröffentlichung in 
München: „Klimaschutz ist eine Gemeinschaftsaufgabe. Wir ha-
ben ein klares Ziel: Der Freistaat soll bis spätestens 2050 klima-
neutral sein. Auf diesem Weg wollen wir alle Akteure der öffent-
lichen Hand mitnehmen und sie bestmöglich unterstützen. Der 
Leitfaden zeigt, wie öffentliche Auftraggeber gezielt umwelt- und 
klimafreundliche Waren einkaufen können.“

https://www.duh.de/projekte/wertstoffhoefe/wettbewerb
https://www.duh.de/projekte/wertstoffhoefe/wettbewerb
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Bayerischer Heilbädertag:

BHV fordert Rettungsfonds
Der Bayerische Heilbäder-Verband (BHV) sieht auf seine Mitglieder 
am Ende des Corona-Jahres existenzielle Nöte zukommen. Die bei-
den Lockdowns hätten für die Heilbäder und Kurorte dramatische 
finanzielle Folgen, erklärte Vorsitzender Alois Brundobler beim vir-
tuellen Bayerischen Heilbädertag. In einem Brief an Ministerpräsi-
dent Markus Söder fordert der BHV einen Rettungsfonds.

„Allein bei den Kur- und Frem-
denverkehrsbeiträgen haben wir 
bisher ein Minus von mindes-
tens 10,4 Millionen Euro. Da sind 
die Folgen des zweiten Lock-
downs noch gar nicht mit einge-
rechnet“, erläuterte Brundob-
ler. Heilbäder und Kurorte seien 
dringend auf zusätzliche staatli-
che Hilfe angewiesen. Mit einer 
Brutto-Wertschöpfung von 4,5 
Milliarden Euro und 100.000 Ar-
beitsplätzen im ländlichen Raum 
seien sie ein starker Pfeiler in der 
Gesundheitswirtschaft und im 
Tourismus.

In den vergangenen Jahren 
hätten die Mitglieder kräftig in-
vestiert. Die Abzahlung der Kre-
dite werde lange dauern, so 

Brundobler, der vor einer Zah-
lungsunfähigkeit warnte. Dies 
wäre nicht nur für das Gesund-
heitswesen, sondern auch für 
den Tourismus verhängnisvoll.

Der BHV-Vorsitzende verwies 
darauf, dass Kurorte im Ver-
gleich zu anderen Kommunen 
hohe Ausgaben für den Unter-
halt von Kurparks, Kurorches-
ter und Thermen hätten, was 
laut Gemeindeordnung freiwilli-
ge Leistungen seien. Bad Füssing 
beispielsweise müsste nun ei-
nen Kredit aufnehmen, um die-
se Kosten zu finanzieren. Dies 
sei jedoch nicht möglich, weil 
auf freiwillige Leistungen kei-
ne Kredite aufgenommen wer-
den dürfen. Die Bedarfszuwei-

sung im Kommunalen Finanz-
ausgleich werde auch nur für 
Kosten gewährt, die Pflichtleis-
tungen betreffen.

Für langfristige Strategie 
nach Corona

Brundobler forderte die Bun-
desregierung und die Staats-
regierung auf, eine langfristige 
Strategie für die Zeit nach Co-
rona zu erarbeiten. „Es müss-
te ein Anliegen der Politik und 
der Krankenkassen sein, dass 
die Strukturen im Gesundheits-
wesen, für das Deutschland in-
ternational anerkannt ist, er-
halten bleiben. Dazu gehören 
auch und besonders die Heilbä-
der und Kurorte. Die Prävention 
muss in Zukunft eine herausra-
gende Rolle in der Gesundheits-
politik spielen.“

Wirtschaftsminister Hubert 
Aiwanger zufolge ist Bayern 
Deutschlands beliebtestes Ge-

sundheitsreiseland. In keinem an-
deren Bundesland würden so vie-
le Reha-Leistungen in Anspruch 
genommen wie im Freistaat. Dies 
werde auch so bleiben. Schließ-
lich habe die Pandemie deutlich 
gemacht, wie wichtig Gesund-
heit ist. Das Geschäftsmodell von 
Heilbädern und Kurorten sei al-
so aktueller denn je. „Ich bin des-
halb überzeugt, dass unsere Heil-
bäder nach der aktuellen Krise 
wieder an diesen Erfolg anschlie-
ßen werden. Die Betriebe wer-
den die aktuelle Belastungsprobe 
mit Unterstützung der Hilfsmaß-
nahmen von Freistaat und Bund 
meistern.“

Kurorte als Teil der Lösung

Nach den Worten des bishe-
rigen langjährigen BHV-Vorsit-
zenden und jetzigen Staatsse-
kretär für Gesundheit und Pfle-
ge, Klaus Holetschek, „engagiert 
sich der Freistaat für die Kuror-
te in Bayern, nicht nur weil sie 
vor besonders großen Heraus-
forderungen stehen etwa mit 
Blick auf die Instandhaltung der 
Infrastruktur von Bädern, Ther-
men und aller anderen Einrich-
tungen für Kuren, sondern weil 
sie Teil einer Lösung sind, dass 
Menschen schneller wieder ge-
sund werden oder gar nicht erst 
krank“. 

Aus diesem Grund stelle der 
Freistaat für die bayerischen Kur- 
orte und Heilbäder jetzt zehn 
Millionen Euro aus dem Kom-
munalen Finanzausgleich für ei-
nen pauschalen Ausgleich von 
Mindereinnahmen aus Kur- und 
Fremdenverkehrsbeiträgen zur 
Verfügung. Dies sei zumindest 
ein erstes positives Signal. 

Zum Abschluss präsentierte 
die Geschäftsführerin der Bay-
ern Tourismus Marketing GmbH, 
Barbara Radomski, einige Mar-
ketingstrategien. Sie wies dar-
auf hin, dass das Thema Vernet-
zung für den Erfolg im Gesund-
heitstourismus äußerst wichtig 
sei. Die BayTM stehe für die Dach-
marke für Bayern und vermark-
te die Marke „Gesundes Bayern“ 
des Bayerischen Heilbäder-Ver-
bandes. In diesem Zusammen-
hang verlieh Radomski ihrer Freu-
de über die Partnerschaft mit Phi-
lipp Lahm, dem Ehrenspielführer 
der Deutschen Fußballnational-
mannschaft, Ausdruck. DK

Alle Regionen und Anbauformen sind wichtig
Bewerbungsverfahren für umweltverträgliche landwirtschaftliche Bewässerungsprojekte startet
Das Förderprogramm des Umweltministeriums für innovative 
umweltverträgliche und großräumige Bewässerungskonzepte 
in der Landwirtschaft geht in die nächste Runde. Noch bis Mit-
te Dezember läuft das bayernweite Bewerbungsverfahren für bis 
zu drei Pilotprojekte, deren Umsetzung vom Umweltministerium  
finanziell unterstützt wird. Bewerben können sich alle Teilneh-
mer der vorangegangenen vom Umweltministerium geförderten 
Konzeptphase, deren Konzept in naher Zukunft fertig ist.

Umweltminister Thorsten Glau- 
ber betonte dazu: „Wir gestal-
ten jetzt die Bewässerung der 
Zukunft. In Zeiten des Klimawan-
dels und zunehmender Trocken-
heit wird die Ressource Was-
ser auch in Bayern ein kostbares 
Gut. Insbesondere für die Land-
wirtschaft ist eine gute Wasser-
versorgung elementar. Wasser-
nutzung wie Bewässerung darf 
aber nicht zu Lasten der ökolo-
gischen und wasserwirtschaft-
lichen Belange der Gewässer 
gehen. Das Umweltministeri-
um unterstützt deshalb intelli-
gente Projekte, mit denen Was-
ser effizient, schonend und 
nachhaltig zu den Feldern ge-
bracht wird. Ein wichtiger Bau-
stein dabei ist die Speicherung 
von Wasser für Trockenzeiten. 
In einem nächsten Schritt wer-
den wir konkrete Pilotprojekte 
auswählen und deren Umset-
zung kraftvoll unterstützen. Al-
le Regionen und Anbauformen 
sind wichtig. Wir haben eine 
Verantwortung für ganz Bayern: 
vom Wein in Franken über den 
Gemüseanbau bis hin zu Obst- 
und Hopfenanbau. Jetzt geht es 
um die Umsetzung der besten 
Ideen. Alle erfolgreichen Teil-
nehmer der Konzeptphase sind 
aufgerufen, sich zu bewerben.“ 
Das Bewerbungsverfahren wird 

abgewickelt durch die Wasser-
wirtschaftsämter.

Das Umweltministerium hat 
2016 ein Förderprogramm für 
die Erstellung von „Konzepten 
zur nachhaltigen und umwelt-
verträglichen Bewirtschaftung 
der Wasserressourcen“ aufge-
legt. Insgesamt 19 nachhaltige 
Bewässerungskonzepte hat das 
Umweltministerium seitdem in 
der Konzeptphase mit rund 2 
Millionen Euro gefördert. Nach 
einem erfolgreichen Abschluss 
der drei Pilotprojekte soll die 
Förderung von großräumigen 
Bewässerungsprojekten weiter-
geführt werden.

Drei ausgewählte Konzepte

In dem Pilotprogramm wird 
die Umsetzung von bis zu drei 
ausgewählten konkreten Bewäs-
serungskonzepten gefördert. 
Das Umweltministerium wird 
dabei die Baukosten einer  
neuen Bewässerungsinfrastruk-
tur zur Hälfte und je Vorhaben 
mit maximal 10 Millionen Eu-
ro fördern. Dafür stehen jähr-
lich aktuell 2 Millionen Euro be-
reit. Diese Summe soll nach der 
Vorstellung von Umweltminister 
Glauber weiter aufgestockt wer-
den. Darüber hinaus soll auch 
das Landwirtschaftsministerium 

die Möglichkeit bekommen, sich 
stärker an der Finanzierung zu 
beteiligen. Glauber: „Ich wer-
de mich dafür einsetzen, dass 
wir den Verteilungsschlüssel für 
die Förderung ändern. Wenn 
das Landwirtschaftsministerium 
ebenfalls die Hälfte der anfal-
lenden Kosten fördern wür-
de, käme bei unseren Landwir-
ten deutlich mehr Geld an. Das 
würde die Umsetzung der Pro-
jekte weiter beschleunigen. Das 
sollte unser gemeinsames Ziel 
sein.“ Bislang fördert das Um-
weltministerium den Aufbau ei-
ner Bewässerungsinfrastruktur, 
die Wasserverteilung auf dem 
Feld kann vom Landwirtschafts-
ministerium gefördert wer-
den. Ohnehin werden aktuell 
gemeinsam mit dem Landwirt-
schaftsministerium nachhalti-
ge Bewässerungsstrategien für 
die Landwirtschaft entwickelt.

Die Unterstützung der Bewäs-
serung in der Landwirtschaft ist 
eine von drei Säulen der Baye- 
rischen Wasserstrategie. Die 
zentrale Säule ist die Trinkwas-
serversorgung. Eine dritte Säu-
le befasst sich mit dem Schutz 
des natürlichen Wasserhaus-
halts, etwa in Wäldern, Mooren 
oder Feuchtflächen, aber auch 
im Bereich der Stadtnatur. Auch 
die Bürger sollen für das Thema 
Wasserschutz sensibilisiert wer-
den. Durch den Klimawandel 
werden abnehmende Nieder-
schläge im Sommerhalbjahr und 
länger anhaltende Trockenpha-
sen auch in Bayern häufiger. Die 
Folgen sind vor allem in Franken 
bereits spürbar.  r

Kommunale Kläranlagen:

32. DWA-Leistungsnachweis 
Die Anforderungen der europäischen Kommunalabwasserricht-
linie wurden 2019 durch die kommunalen Kläranlagen im bun-
desweiten Mittel erfüllt oder deutlich übertroffen. Das stellt die 
Deutsche Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall 
e. V. (DWA) als eines der Ergebnisse ihres jährlich durchgeführten 
Leistungsnachweises kommunaler Kläranlagen fest. 2019 betei-
ligten sich bundesweit 5.310 Kläranlagen. Die Ergebnisse zeigen 
ein repräsentatives Bild ihrer Reinigungsleistung. 

Besonders betrachtet wur-
de in diesem Jahr der Anfall von 
Klärschlamm auf den Kläranla-
gen und dessen Phosphorge-
halt. Für DWA-Präsident Prof. 
Dr. Uli Paetzel sind die Ergeb-
nisse des Leistungsnachwei-
ses durchaus positiv: „Die Leis-
tungen von Kläranlagen für die 
Bürgerinnen und Bürger, be-
sonders aber für eine intakte 
Umwelt, werden in der Öffent-
lichkeit oft als allzu selbstver-
ständlich hingenommen oder 
überhaupt nicht wahrgenom-
men. Dabei tragen die Kläranla-
gen im Land durch ihre sehr gu-
ten Reinigungsleistungen viel zu 
einer intakten Umwelt bei. Auch 
spiegeln sich hier die Leistun-
gen des Personals wider, das die 
Anlagen betreibt. Diesem gilt in 
den Zeiten der Covid-19-Pande-
mie unser besonderer Dank.“

Die Abbaugrade für Ver-
schmutzungen liegen weitest-
gehend konstant auf einem ho-
hen Niveau. Regionale Unter-
schiede – besonders im Norden 
und Nordosten – dürften auf 
Trennsysteme (getrennte Roh-
re für Regen- und Schmutzwas-

ser) zurückzuführen sein. Wird 
das Schmutzwasser nicht mit 
Niederschlagswasser vermischt, 
sind die Schmutzstoffkonzentra-
tionen im Zulauf der Kläranlagen 
höher, und die Reinigungsleis-
tung steigt. Kläranlagen mit An-
schlussgrößen unter 1.000 Ein-
wohnerwerten haben allerdings 
einen überproportionalen An-
teil an den in die Gewässer ein-
geleiteten Phosphorfrachten.

Phosphorgehalt 
im Klärschlamm

Bei der Abwasserreinigung 
fällt auf den Kläranlagen Klär-
schlamm an. Die Masse des an-
fallenden Schlamms kann von 
Kläranlage zu Kläranlage sehr 
unterschiedlich sein. Mittelwer-
te liegen zwischen 15 und 18 kg 
pro Person im Jahr. Interessant 
ist der Phosphorgehalt im Klär-
schlamm, denn in den kommen-
den Jahren muss aufgrund der 
Klärschlammverordnung dieser 
Phosphor zurückgewonnen wer- 
den, sobald der Phosphorgehalt 
in der Klärschlammtrockenmas-
se zwei Prozent oder mehr be-

trägt. Wie die Daten des Leis-
tungsnachweises zeigen, liegen 
die Phosphorgehalte im Klär-
schlamm bei Anlagen größer 
1000 Einwohnerwerte bei rund 
85 Prozent der Anlagen über 
zwei Prozent. Damit wären nur 
wenige Anlagen nicht von einer 
Pflicht, Phosphor zurückzuge-
winnen, betroffen.

Auf vielen Kläranlagen wird 
bereits Strom erzeugt. Die Ei-
genstromerzeugung beträgt ins-
gesamt 1.282 GWh/a. An der er-
fassten Ausbaugröße von 129 
Mio. E haben die Anlagen mit Ei-
genstromerzeugung einen An-
teil von 63 %. „Durch einen wei-
teren Ausbau einer Faulgas-
verstromung sind hier, jedoch 
abhängig von der in den Lan-
desverbänden jeweils vorherr-
schenden Anlagenstruktur, noch 
Potenziale zu heben“, heißt es in 
dem Bericht. Derzeit wird der 
für die Abwasser- und Schlamm-
behandlung auf den Kläranlagen 
benötigte Strom bundesweit bi-
lanziert schon zu 40 % durch Ei-
genstromerzeugung abgedeckt.

Ein genereller weiterer Hand-
lungsbedarf auf den Kläranla-
gen könnte in den kommenden 
Jahren durch gesetzliche Aufla-
gen zum Bau einer vierten Rei-
nigungsstufe für die Entfernung 
von Spurenstoffen aus dem Ab-
wasser ausgelöst werden. Der-
zeit werden auf diesem Gebiet 
umfangreiche Untersuchungen 
vorgenommen. DK

Füllstandsüberwachungssystem  
eingebaut

Im November haben Fachleute der Firma Detectronic aus Bad 
Windsheim gemeinsam mit Konrad Ettengruber vom Klärwerk 
der Stadt Abensberg ein Füllstandsüberwachungssystem für den 
Stauraumkanal in Offenstetten installiert. Das Füllstandsmessge-
rät läuft mit Batterie und speist die erfassten Wasserstandsdaten 
über Mobilfunknetz in eine Cloud, da am Einbauort in der Nähe 
des Öxlauweihers weder Strom noch Festnetz-Internet vorhanden 
sind; von der Cloud aus können die Daten, auch die Durchfluss-
mengen, abgerufen werden.
Stadtwerke-Leiter Dr. Rainer Reschmeier, der ebenfalls mit dabei 
war, erklärt, wozu das gut ist: „Mit dem neuen Messgerät können 
wir genau berechnen, wie viel Wasser im Falle eines Regenereig-
nisses in den Offenstettener Graben abgeleitet worden ist.“ Sicht-
bar ist der Stauraumkanal nicht – der ist unterirdisch angelegt, nur 
einige Kanalschächte sind zu sehen.
Unser Bild zeigt v.l.: Roland Deinlein von Detectronic, Konrad Etten-
gruber und Dr. Rainer Reschmeier. Bild: Knott, Stadt Abensberg

Regierung von Unterfranken:

Förderung der interkommunalen 
Zusammenarbeit

Die Regierung von Unterfranken hat der Gemeinde Aidhausen 
(Landkreis Haßberge) eine Förderung von 90.000 Euro für eine 
Kooperation zur Gründung eines Zweckverbandes zur gemeinsa-
men Trocknung und Verwertung von Klärschlamm bewilligt. Ko-
operationspartner werden zahlreiche Gemeinden, Marktgemein-
den, Städte und Abwasserzweckverbände aus den Landkreisen 
Haßberge, Bad Kissingen, Schweinfurt und gegebenenfalls noch 
weiteren Landkreisen sein.

Grundlage der Förderung ist 
die Richtlinie für Zuwendun-
gen des Freistaates Bayern zur 
Förderung der interkommuna-
len Zusammenarbeit. Die Regie-
rung von Unterfranken hat die 
Kooperation als vorbildhaft und 
förderungswürdig anerkannt. 

Die Förderung beträgt 85 
Prozent der zuwendungsfähi-
gen Gesamtkosten bis zu ei-
ner Höchstgrenze der Förder-
summe von 90.000 Euro. Die 

Höchstgrenze wurde vorliegend 
bei zuwendungsfähigen Kosten 
von insgesamt rund 113.000 Eu-
ro bezogen allein auf die Kosten 
der Geschäftsstelle voll ausge-
schöpft.

Die staatliche Förderung er-
folgt im Einvernehmen mit dem 
Bayerischen Staatsministerium 
des Innern, für Sport und Integ-
ration im Rahmen des vom Bay-
erischen Landtag beschlossenen 
Staatshaushalts. r

mailto:info%40jumbo-group.de?subject=Bayerische%20GemeindeZeitung
http://www.jumbo-group.de


KO M M U N A L FA H R Z E U G E  ·  G R Ü N A N L A G E N  ·  F O R S T 11GZ 3. Dezember 2020

Voller Einsatz gegen Schnee und Eis.
Im Winterdienst zählen Schnelligkeit, Zuverlässigkeit 
und Wirtschaftlichkeit. Der Unimog ist in jeder dieser 
Disziplinen ein Profi. Dafür sorgen zum Beispiel innovative 
Eigenschaften wie der synergetische Fahrantrieb EasyDrive, 

der während der Fahrt den Wechsel zwischen mecha nischem 
und stufenlosem Antrieb (0–50 km/h) erlaubt, der 
komfortable Arbeitsplatz mit intuitivem Bedien konzept 
oder modernste Euro-6-Motoren bis 220 kW (299 PS). 

Mehr dazu bei Ihrem Unimog Partner oder unter  
mbs.mercedes-benz.com/unimog-kommunal

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG, Regensburger Straße 23, 93095 Hagelstadt,  
Tel.: 09453 991-110, Fax: 09453 991-106, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG, Albert-Ruckdeschel-Straße 19, 95326 Kulmbach,            
Tel.: 09453 991-110, Fax: 09453 991-106, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de 

Henne Nutzfahrzeuge GmbH, Hürderstraße 6, 85551 Heimstetten, Tel.: 089 99 2490–0, Fax: 089 99 2490–109,  
E-Mail: heimstetten@henne-unimog.de, Internet: www.henne-unimog.de 

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG, Werner-von-Siemens-Straße 10, 97076 Würzburg, Tel.: 0931 250 360,  
Fax: 0931 250 36 60, E-Mail: info@kurt-herold.de, Internet: www.kurt-herold.de 

KLMV GmbH, Robert-Bosch-Straße 1, 95145 Oberkotzau, Tel.: 09286 95 11-0,  
Fax: 09286 95 11-10, E-Mail: info@klmv.de, Internet: www.klmv.de 

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge, Industriestraße 29–33, 89231 Neu-Ulm, Tel.: 0731 97 56-214,  
Fax: 0731 97 56-410, E-Mail: nutzfahrzeuge@wilhelm-mayer.com, Internet: www.wilhelm-mayer.com

Unimog als Bewässerungsfahrzeug:

Mit Gießarm und Tankanhänger 
im Kommunaleinsatz

Einen solch heißen Sommer haben die Mitarbeiter der Banzhaf 
Gartenbau GmbH in Essen noch nie erlebt – obwohl sie sich schon 
seit 1987 um das Wohl der Vegetation kümmern. Die 30 Mitar-
beiter sind im gewerblichen und kommunalen Bereich im Einsatz. 
Stets mit dabei sind ihre zuverlässigen Fuhrparkmitglieder von 
Mercedes-Benz: Ein Arocs und zwei Sprinter dienen als Pritschen-
fahrzeuge. Im April 2020 wurde zudem ein Unimog U 430 als Be-
wässerungsfahrzeug angeschafft. Die Dienste des orangenfarbe-
nen Gartenhelfers waren sofort überraschend gefragt.

Zunächst wurde der Unimog 
eingesetzt, um für die Stadt Es-
sen neu gepflanzte Jungbäume 
zu bewässern. Die 1.500 Bäume 

müssen im Rahmen der Pflanz-
maßnahmen vor allem in der 
Sommerzeit drei Jahre lang je-
de Woche gegossen werden. Ei-

ne Aufgabe, welcher der Uni-
mog mit seinem Gießarm-Auf-
bau von Ecotech und dem 4.000 
Liter fassenden Tank mit Leich-
tigkeit gewachsen war.

Spezialauftrag wegen 
extremer Sommer

Die außergewöhnlich trocke-
nen Sommer der letzten Jahre 
stellen Kommunen vor beson-
dere Herausforderungen, was 

Ein Unimog U 430 als Bewässerungsfahrzeug Bild: Mercedes-Benz/Unimog

den Erhalt der Pflanzenwelt be- 
trifft – so auch im Fall dieses 
„Überraschungsauftrags“, wie 
ihn Christian Weinert, Geschäfts- 
führer der Firma Banzhaf, be-
schreibt. 

Durstige Platanen

An der ältesten deutschen 
Autobahn A 555, die 1932 durch 
den Kölner Oberbürgermeister 
Konrad Adenauer eingeweiht 
wurde, stehen zahlreiche Pla-
tanen. Zwar haben diese Bäu-
me tiefe Wurzeln, doch die Dür-
reperiode machte ihnen so sehr 
zu schaffen, dass eine schnel-
le und effiziente Lösung gefun-
den werden musste. Über ei-
nen Baumpfleger, der für die 
Autobahnmeisterei Köln arbei-
tet, wurde der Kontakt mit der 
Gartenbau-Firma in Essen her-
gestellt. Christian Weinert kann 
heute zufrieden resümieren: 
„Das war ein wirklich verzwick-
ter Auftrag, aber mit dem Uni-
mog haben wir es geschafft.“

Vom Gülleanhänger zum 
Pflanzenschützer

Die Herausforderung bestand 
darin, die 50 Bäume möglichst 
„in einem Aufguss“ mit dem le-
bensspendenden Nass zu ver-
sorgen, denn die Sperrung ei-
nes Standstreifens ist eine kos-
tenintensive Angelegenheit. Mit 
dem vorhandenen 4.000 Liter-
Tank des Unimogs ging die Rech-
nung nicht auf, da jede der Pla-
tanen rund 500 Liter Wasser be-
nötigt. Die Lösung fand sich in 
einem Gülleanhänger der Firma 
RKF-Bleses GmbH. Der Unimog 

Partner stellte dem Gartenbau-
betrieb dieses Vorführfahrzeug 
kostenlos zur Verfügung und es 
wurde für diesen Spezialauftrag 
umfunktioniert. Tank und Gieß-
arm-Aufbau des Unimogs wur-
den mit dem Tankanhänger ver-
bunden, sodass weitere 20.000 
Liter zur Verfügung standen.  
Mit dieser Wassermenge war es 
möglich, alle Platanen mit nur 
einer Ladung zu gießen. Nun 
konnte der Standstreifen auf ei-
ner Länge von circa einem Ki-
lometer gesperrt werden und 
der Unimog mit seinem außer-
gewöhnlichen Wasserreservoir 
ging ans Werk. 

Mit zwei Rationen  
durch den Sommer

Innerhalb von zwei Tagen im 
September wurden alle Plata-
nen bewässert, zwei Wochen 
später erhielten die altehrwür-

digen Bäume eine weitere Was-
serration, die sie durch den Rest 
des Sommers bringen sollte.

EasyDrive  
für präzise Anfahrt

Die individuelle Versorgung 
der Bäume konnte aufgrund 
des hydrostatischen Fahran-
triebs EasyDrive wirtschaftlich 
und mit großer Präzision durch-
geführt werden: Der Hydraulik-
antrieb ermöglichte es, die kur-
zen Abstände zwischen den Bäu-
men möglichst verschleissfrei 
zurückzulegen. Durch die stu-
fenlose Änderung der Geschwin-
digkeit manövrierte der Fahrer 
zentimetergenau an die Zielob-
jekte heran. Die pflanzenscho-
nende Gießfunktion des Multi-
wash-Systems von Ecotech ver-
sorgte alle Gewächse zielgerich-
tet mit Wasser. Der Durst aller 
Platanen war bald gestillt. r

Bayerische Bioökonomiestrategie :

Wirtschaftsminister stellt  
50 Maßnahmen vor
Aiwanger: „Das Potenzial unserer Land- und Forstwirtschaft 

für die biobasierte Wirtschaft besser nutzen“
Bayerns Wirtschaftsminister Hubert Aiwanger hat die Bayerische 
Bioökonomiestrategie vorgestellt. Damit hat der Freistaat als eines 
der ersten Bundesländer ein eigenes Konzept für eine biobasierte, 
nachhaltige Wirtschaft entwickelt. Aiwanger: „Wir wollen fossile Im-
port-Rohstoffe Schritt für Schritt durch heimische nachwachsende 
Rohstoffe ersetzen. Davon profitiert die Land- und Forstwirtschaft 
genauso wie die Umwelt und die Wirtschaft mit neuen Produkten. 
Produkte, die bisher aus Erdöl hergestellt wurden, sollen künftig aus 
biologischen Materialien wie Holz, Stroh oder Pflanzenteilen entste-
hen. Von Treibstoff über Plastikfolien bis zu Innenverkleidungen von 
Autos können zahlreiche Produkte auf Biobasis produziert werden.“

Aiwanger sieht darin auch ei-
ne große Chance für die heimi-
sche Land- und Forstwirtschaft, 
die sich seit Jahren in einer wirt-
schaftlichen Dauerkrise befindet 
und dringend neue Perspektive 
braucht.

Nachhaltig und biobasiert  
ist zukunftsfähig

Die Strategie mit dem Namen 
„Zukunft.Bioökonomie.Bayern“ 
ist in enger Abstimmung mit dem 
Sachverständigenrat Bioökono-
mie Bayern, der interministeri-
ellen Arbeitsgruppe Nachwach-
sende Rohstoffe und Bioökono-
mie sowie Vertretern aus Land- 
und Forstwirtschaft, Wirtschaft, 
Wissenschaft und Gesellschaft 
erarbeitet worden. Aiwanger: 
„Wir haben ein eindrucksvolles 
Paket mit 50 Maßnahmen ent-
wickelt. Damit nehmen wir ei-
ne Vorreiterrolle im Bundesver-
gleich ein. Vieles ist schon in der 
Umsetzung oder beginnt in Kür-
ze.“

Die Bioökonomie steht für ei-
nen grundlegenden Struktur-
wandel, auch in Richtung Kreis-
laufwirtschaft. Eine auf fossi-
len Rohstoffen basierende Wirt-
schaft soll kontinuierlich in eine 
zukunftsfähige, weil nachhaltige 
und biobasierte Wirtschaftswei-
se überführt werden. Sie hat er-
hebliches Potenzial, berücksich-
tigt die Begrenzung natürlicher 
Ressourcen und trägt zum Er-
halt der Biodiversität bei. „Hier 
in Bayern haben wir die besten 
Voraussetzungen für die öko-
logische Transformation. Land- 
und Forstwirtschaft stellen ei-
ne Vielzahl von hochwertigen 
biogenen Rohstoffen in großer 
Menge zur Verfügung. Hervor-
ragende Forschungs- und Aus-
bildungseinrichtungen garantie-
ren die Entwicklung innovativer 
und nachhaltiger Produkte. Bay-
erns Industrie ist traditionell in-
novativ, zukunftsorientiert und 
mit hochleistungsfähigen Unter-
nehmen für die neuen Heraus-
forderungen gerüstet“, erklärte 
Aiwanger.

Wichtiger Partner bei der Stra-
tegieentwicklung war der Sach-
verständigenrat Bioökonomie 
Bayern. Dessen Sprecher Pro-
fessor Dr. Volker Sieber, Rektor 
des TUM Campus Straubing für 
Biotechnologie und Nachhaltig-
keit, hebt hervor: „„Mit der Bay-
erischen Bioökonomiestrategie 
folgt die Staatsregierung einer 

zentralen Forderung des Sach-
verständigenrates und stellt 
die Weichen für eine nachhalti-
ge, biobasierte Wirtschaftswei-
se in Bayern. Durch die Strategie 
rechne ich mit einem spürbaren 
Rückenwind für die bayerische 
Bioökonomie.“

Die Bayerische Bioökonomie-
strategie verfolgt acht Haupt-
ziele. Durch die Reduzierung des 
Verbrauchs fossiler Rohstoffe 
soll ein Beitrag zu Umwelt-, Res-
sourcen- und Klimaschutz geleis-
tet werden. Um Akzeptanz und 
Verständnis für die Bioökonomie 
in der Gesellschaft zu erreichen, 
wird der offene Dialog gefördert. 
Wissenschaft und Wissenstrans-
fer werden gezielt gestärkt. 
Durch die Bioökonomie werden 
heimische nachwachsende Roh-
stoffe in Wert gesetzt und neue 
Einkommensperspektiven sowie 
Arbeitsplätze gesichert.

Wettbewerbsfähigkeit  
stärken und neue Märkte  
erschließen

Wirtschaftsminister Aiwan-
ger: „Mit der Entwicklung neu-
er und alternativer Materiali-

en und Werkstoffe stärken wir 
international unsere Wettbe-
werbsfähigkeit und erschließen 
neue Märkte. Wir wollen ein füh-
render Standort für nachhaltige 
Produkte und Produktionswei-
sen und damit Vorbild für ande-
re Welt-Regionen werden. Dem-
nächst kommen mehrere wei-
tere Projekte dazu, die sich mit 
so spannenden Themen wie der 
Entwicklung biobasierter Leiter-
platten, biobasierter Chemika-
lien und Werkstoffe sowie der 
Nutzung von Reststoffen aus 
Landwirtschaft und Nahrungs-
mittelindustrie beschäftigen. Bio- 
ökonomie muss für den gan-
zen Lebenszyklus gedacht wer-
den. Wir wollen unsere heimi-
schen nachwachsenden Rohstof-
fe noch intensiver nutzen.“

Dabei spielen Start-ups eine 
wichtige Rolle als Technologie-
treiber. Deshalb wird zum Bei-
spiel das Technologie- und Grün-
derzentrums „BioCubator“ in 
Straubing um einen zweiten Bau-
abschnitt erweitert. In den neu-
en Sachverständigenrat wird 
mit Patricia Eschenlohr eine er-
folgreiche Gründerin berufen. 
Mit dem Unternehmen Land-
pack entwickelt Eschenlohr um-
weltfreundliche Verpackungen 
auf Strohbasis. Eschenlohr: „Die 
Bioökonomie wird ein zentra-
les Werkzeug zur Reduktion von 
CO2-Emissionen. Der langfristig 
ausgelegte Rückhalt der Politik 
stellt sicher, dass massiv in nach-
haltige Geschäftsmodelle inves-
tiert wird. Bayern ist auf gutem 
Weg, eine Vorbildregion zu wer-
den.“ r

Forstschäden-Ausgleichsgesetz:

Unzulässiger Eingriff  
in den Markt

Der Bundesrat sprach sich für eine Aktivierung des Forstschä-
den-Ausgleichsgesetzes aus. Mit einer Beschränkung des Fichten-
einschlags auf 85 Prozent soll auf das Überangebot im Rohholz und 
den Einbruch des Holzpreises reagiert werden. Steffen Rathke, Präsi-
dent des Deutschen Holzwirtschaftsrates (DHWR), sieht in dem Ver-
ordnungsentwurf eine untragbare ordnungspolitische Maßnahme. 

„Nach wie vor lehnt die Holz-
wirtschaft ordnungspolitische 
Eingriffe in den Holzmarkt strikt 
ab. Eine Marktregulierung kann 
nur im äußersten Notfall in Er-
wägung gezogen werden und hat 
dem Schutz der Marktteilnehmer 
und der Sicherung des Wettbe-
werbs zu dienen. Dies ist hier ins-
gesamt nicht gegeben: Die Unter-
nehmen der Forstwirtschaft und 
Holzindustrie haben in den letz-
ten drei Jahren auf das Überan-
gebot infolge von Sturm und Kä-
ferkalamitäten reagiert. Es wur-
de auf betrieblicher Ebene der 
Einschlag beschränkt, die Holzim-
porte wurden durch die Industrie 
zugunsten eines regionalen Ein-
kaufes zurückgefahren und die 
Rohholzlager, wo behördlich zu-
gelassen, massiv ausgebaut. 

Die Bundes- und Landespoli-
tik hat nach drei Jahren Krise im 
Wald immer noch nicht die not-
wendige Novellierung des über 
30 Jahre alten und gegen EU-
Recht verstoßenden Forstschä-
den-Ausgleichsgesetzes eingelei-
tet. Was wir brauchen, sind keine 
Markteingriffe, sondern unbüro-
kratische Genehmigungsverfah-
ren und bundesländerübergrei-
fende Regelungen für temporär 
höhere Transportgewichte; eben 
ein ganzheitliches Krisenmanage-
ment. Der Bundesregierung ste-
hen zudem auf Grundlage des 
Einkommenssteuergesetzes al-
le regulatorischen Mittel zur Ver-
fügung, um die für die Waldbesit-
zer notwendigen Steuererleich-
terungen auch ohne dieses Ge-
setz sicherzustellen.“  r
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Kompetenz für Kommunen.
Ein Unternehmen kommunaler Spitzenverbände

www.kubus-mv.de

KUBUS Kommunalberatung und Service GmbH

Büro München
Germaniastraße 42, 80805 München

089/44 23 540-0 bayern@kubus-mv.de

Hauptsitz Schwerin
Bertha-von-Suttner-Straße 5, 19061 Schwerin

0385/30 31-251  info@kubus-mv.de

   Kalkulation der Friedhofsgebühren
 ▪ Prüfen der Umlagefähigkeit von

Kostenpositionen
 ▪ Kalkulation von Grabnutzungsgebüh-

ren, Bestattungsgebühren und sonsti-
gen hoheitlichen Gebühren

 ▪ Anlageverzeichnisse für die Friedhöfe
 ▪ Prüfen oder Ausarbeiten der Gebühren-

satzung
   Beschaff ung von Kommunaltechnik
 ▪ neutrale, herstellerunabhängige 

Leistungsbeschreibung
 ▪ Begleitung bis Auftragserteilung inkl. 

aller Bekanntmachungen und Benach-
richtigungen

KUBUS
KOMMUNALBERATUNG und service gmbh

®

In unserem Büro in München bieten wir 
folgende Dienstleistungen für Sie an:

In Zeiten der Pandemie:

Friedhöfe als Orte der 
Trauer unverzichtbar

Auf die unersetzbare Bedeutung der Friedhöfe für die Trauerver-
arbeitung in Zeiten der Pandemie machten zum Totensonntag die 
führenden Verbände des deutschen Friedhofswesens aufmerk-
sam. Besonders für Menschen, die aufgrund der Kontaktbe-
schränkungen geliebte Menschen nicht beim Sterben begleiten 
können, erweise sich der Friedhof als wichtiger sozialer Ort, der 
helfe, diese menschlichen Tragödien zu verarbeiten.

Durch die aktuelle Pandemie 
und die eingeleiteten Maßnah-
men zur Eindämmung von Co-
vid-19 ereignen sich persönli-
che Tragödien im Kontext von 
Sterben und Trauern. Angehöri-
ge können Sterbende im Alten-
heim, Krankenhaus oder Hospiz 
nicht persönlich begleiten, und 
Sterbende sind in der letzten 
Phase ihres Lebens zwar medizi-
nisch gut versorgt, doch häufig 
sozial ausgegrenzt.

Sterben ist  
ein sozialer Prozess

Viele Menschen möchten in 
ihren letzten Tagen und Stunden 
von denen begleitet werden, die 
sie lieben. Es braucht Nähe, Be-
rührung und darin Geborgen-
heit, wenn Menschen aus dem 
Leben scheiden. Die Angehöri-
gen, die haupt- und ehrenamtli-
chen Betreuerinnen und Beglei-
terinnen machen das Sterben zu 
einem sozialen Prozess rund um 
die Sterbenden. Doch in Zeiten 
einer globalen Pandemie sind 
die Einschränkungen massiv und 
verhindern dies häufig.

Ein guter, ein gelungener Ab-
schied kann im Trauerprozess 
heilsame Wirkungen entfalten. 
Doch auch hier ist aktuell Vieles, 
was notwendig ist, nicht mög-
lich. Die dadurch entstehenden 
seelischen Verletzungen können 
schwer sein und werden Trau-
ernde und damit unsere Gesell-
schaft noch lange beschäftigen. 

Im Gegensatz zum ersten Lock-
down im Frühjahr können nun 
wieder deutlich mehr Trauern-
de an Beisetzungen teilnehmen, 
doch auch hier gelten, je nach 
Räumlichkeiten, zahlenmäßige 
Beschränkungen.

Das Grab hilft  
Trauer zu verarbeiten

Der Friedhof ist ein ruhiger 
Ort, der dazu beitragen kann, 
solche Traumata zu überwin-
den. So der persönliche Ab-
schied nicht möglich war, kön-
nen im Angesicht des Grabes Er-
satzrituale stattfinden, die einen 
innerlichen Abschied vorberei-
ten. Das Grab ist ein Ort, an dem 
Trauernde aktiv werden und da-
durch in Kontakt zu den Toten 
treten können. Gestaltung und 
Pflege eines Grabes können so-
mit zu einer stellvertretenden 
Handlung werden, um Gefüh-
le wie Traurigkeit, Schuld oder 
auch Wut zu verarbeiten.

Am Totensonntag gedenken 
zahllose Menschen ihrer Ver-
storbenen. 2020 waren vie-
le Tausende mehr dabei, denen 
ein persönlicher Abschied ver-
wehrt geblieben ist. Friedhö-
fe als soziale Orte können hel-
fen, indem sie menschliche Be-
ziehungen und Gemeinschaft im 
Tod symbolisieren und Trauern-
de zusammenführen. Besonders 
in Notzeiten ist dies ein Trost, 
der das Leiden am Verlust lin-
dern kann. r

Jubiläum:

Zehn Jahre Bundesverband 
Fuhrparkmanagement

Der Bundesverband Fuhrparkmanagement e. V. (BVF) war der 
erste Verband, der die Interessen von Unternehmen und Organi-
sationen mit Fuhrparks im Fokus hatte. Am 27. Oktober 2010 fand 
die Gründungsversammlung in Stuttgart statt. „Wir starteten mit 
dem Motto ‚Von Fuhrparkmanager/innen für Fuhrparkmanager/
innen‘“, berichtet der Vorstandsvorsitzende Marc-Oliver Prinzing. 
Den Gründern war klar, dass es rund um das Thema Fuhrpark-
management viele verschiedene Interessensgruppen gibt und ei-
ne starke Meinungsvertretung der Flottenbetreiber unerlässlich 
war. „Uns wurde erst in der Diskussion richtig bewusst, dass es 
da zu diesem Zeitpunkt weit und breit nichts gab“, so Prinzing. 
Inzwischen hat sich der Fuhrparkverband zu einem anerkannten 
Sprachrohr für Fuhrparkbetreiber entwickelt. 

Die zentralen Punkte stehen 
schon in der Gründungssatzung: 
Der Verband kümmert sich um 
die Entwicklung von Branchen-
standards und fördert und be-
gleitet die Qualifizierung der 
Mitglieder und deren Mitarbei-
ter, er will Branchenkontakte 
vermitteln, den Erfahrungsaus-
tausch intensivieren und Know-
how bereitstellen. Auch der Dia-
log mit der Industrie und der Po-
litik kommt dabei nicht zu kurz. 
Der Verband steht zum Aus-
tausch bereit und wird immer 
mehr wahrgenommen. Grundla-
ge dazu ist ein inzwischen stark 
gewachsenes Netzwerk von und 
für Mobilitäts- und Fuhrparkma-
nager/innen. 

BVF: Begleiten,  
Verbinden, Fördern

Später wurden die drei Buch-
staben BVF, die für den Verband 
bald als Abkürzung standen, mit 
den Begriffen ‚Begleiten, Verbin-
den und Fördern‘ aufgeladen. 
„Dieses Motto steht wiederum 

für unseren Anspruch und die 
Aktivitäten für unsere Mitglie-
der“, unterstreicht Axel Schäfer, 
Geschäftsführer des BVF. 

Begleiten: Der Verband ver-
tritt die Interessen der Mitglie-
der, indem er sich einmischt und 
mit fachlichem Input und Vor-
schlägen politischen Entschei-
dungsträgern Rede und Ant-
wort steht. Bei Fragen zu Mobili-
täts- und Fuhrparkmanagement 
ist der fachliche Austausch seit 
Anbeginn ebenso wichtig wie 
die persönlichen Kontakte. Da-
zu stehen gestandene Praktiker 
aus dem Unternehmen, Fachre-
ferenten des Verbandes sowie 
Juristen, Mediziner und Steue-
rexperten mit ihrem Know-how 
zur Verfügung. Eine online zur 
Verfügung stehende Wissens-
plattform bietet darüber hinaus 
fundierte Informationen zu na-
hezu allen Themen und direkt 
nutzbare Checklisten und Doku-
mente für die Arbeit im Unter-
nehmen. 

Verbinden: Erfahrungsaus-
tausch in überregionalen Ver-

anstaltungen sowie Regio-Treffs 
vor Ort finden genauso statt wie 
Fach- und Arbeitskreise zu spe-
zifischen Fragestellungen (Kom-
munen, Elektromobilität) oder 
Webmeetings. Die aktiven Mit-
glieder wissen, wen man bei 
welcher Frage ansprechen kann 
und wo es schlanke Lösungen 
für die täglichen Fragen gibt. 

Weiterbildungsangebot

Fördern: Wissen sowie Aus- 
und Weiterbildung ist die 
Grundlage für erfolgreiche Ar-
beit in der interdisziplinären 
Querschnittsfunktion in den Un-
ternehmen und Organisationen. 
Es galt deswegen, grundlegen-
de Qualifikationsprofile, eine 
auf die theoretischen und prak-
tischen Anforderungen abge-
stimmte Prüfungsordnung und 
verschiedene Ausbildungsgänge 
ins Leben zu rufen. Heute wer-
den die Lehrgänge „Zertifizier-
te/r Fuhrparkmanager/in (De-
kra)“ und „Zertifizierte/r Mo-
bilitätsmanager/in (BVF)“ flan-
kiert von Fleetricity, einem 
Online-Kurs zur Einführung in 
das Management von Elektro-
mobilität im Fuhrpark. Außer-
dem steht ein umfassendes 
Weiterbildungsprogramm mit 
Seminaren/Workshops und On-
linekursen zur laufenden Quali-
fizierung in den verschiedensten 
Themen zur Verfügung.

Die zehn Jahre seien wie im 
Flug vergangen, meint Mitgrün-
der Axel Schäfer. Wenn man 
sich die Liste der Ideen und um-
gesetzten Aktivitäten anschaut, 
sind auch viele Mitstreiter be-
eindruckt. „Ich glaube nicht zu 

übertreiben, wenn ich sage: 
Wir haben den Markt, die Zu-
sammenarbeit der Akteure und 
auch den Rahmen für die Qua-
lifizierung verändert“, so Prin-
zing. Das Kernteam Vorstand 
und Geschäftsführung sei dabei 
sicher so etwas wie der Motor 
gewesen, aber ohne die vielen 
Unterstützer des Verbandes sei 
das in dieser Form sicher nicht 
umgesetzt worden. „Sie waren 
der Kraftstoff und die Räder. Oh-
ne sie hätten wir weder unsere 
PS auf die Straße gebracht noch 
so an Fahrt aufnehmen kön-
nen“, sagt der Verbandschef. 

Krisen helfen Weichen stellen

„Wir sind noch jung und haben 
noch einiges vor“, meint Schä-
fer. „Das Jubiläum nehmen wir 
zum Anlass, unser Profil zu über-
prüfen und zu schärfen. Aus der 
Idee und einem anfangs kleinen 
Verein wurde inzwischen ein an-

Eine Urnenbestattung an einem Baum ermöglicht die Friedhofsverwaltung der Stadt Würzburg jetzt 
auch am Hauptfriedhof. Hier wurde ein sogenannter Baumgarten geschaffen unter dem bis zu 20 
Grabstellen Platz haben. Jede dieser Grabstellen, in der zwei Urnen untergebracht werden können, ist 
mit einer eigenen Muschelkalkplatte verschlossen, auf der Namen und Daten der Verstorbenen ange-
bracht werden können. Die Grabgebühren von 119 Euro im Jahr beinhalten bereits sämtliche Pflanz-, 
Gieß- und Grabpflegeleistungen. Auf dem Bild zu sehen sind Kommunalreferent Wolfgang Kleiner (M.) 
zusammen mit Thomas Götz, Leiter der Friedhofsverwaltung (2.v.r.), Stellvertreterin Stefanie Sprenger 
(2.v.l.), Steinmetz Joachim Borst und Gärtnerin Gabriele Loibl bei der Fertigstellung des Baumgartens.
 Bild: Christian Weiß

Schüler pflanzen Bäume für den Klimaschutz:

Projekt „100.000 Bäume für 
den Landkreis Donau-Ries“

Bereits im Januar entschlossen sich Schülerinnen und Schüler 
der Hans-Leipelt-Schule, Spenden zu sammeln, um ihren Beitrag 
zum Landkreis-Projekt „100.000 Bäume für den Landkreis Do-
nau-Ries“ zu leisten. Rund 1.300 € kamen auf diese Weise zusam-
men – genug für 25 Apfelbäume, bei denen es sich durchweg um 
seltene Sorten handelt. Die Pflanzung fand auf einer kreiseigenen 
Fläche neben der Schule statt.

Landrat Stefan Rößle, der das 
Projekt vor etwa einem Jahr ins 
Leben gerufen hat, dankte allen 
Beteiligten. „Es freut mich sehr, 
dass die Schülerinnen und Schü-
ler der Hans-Leipelt-Schule ein 
solch starkes Engagement für 
den Klimaschutz zeigen. Dies ist 
ein tolles Beispiel dafür, dass je-
de Generation ihren Beitrag leis-
ten kann!“, so Rößle.

Verena Kugler, die Lehrkraft, 
die das Projekt an der FOS/BOS 
Donauwörth ins Leben gerufen 
hat, sagt: „In Zeiten von ‚Fridays 
for Future‘ sehen wir uns als 
Schule in der Verantwortung, 
die junge Generation bei ih-
ren Aktionen für mehr Umwelt-
schutz zu unterstützen. Deshalb 
haben wir uns sehr gerne am 
Projekt des Landratsamts betei-
ligt.“

„Der Klimaschutz war der 
wichtigste Beweggrund für die 
Unterstützung der Pflanzakti-
on“, betont Bleona Bicaj aus der 
Klasse F12T1, „aber es ist auch 
ein tolles Gefühl, der Hans-Lei-
pelt-Schule eine Erinnerung an 
unsere Zeit hier zu hinterlassen, 
die man in 30 Jahren hoffentlich 

noch immer besuchen kann.“
Der Elternbeirat sowie die Fir-

ma Sigl, ein Partnerunterneh-
men der Hans-Leipelt-Schule, 
unterstützte die Schüler bei der 
Finanzierung der Apfelbäume 
mit einer Spende.

Landkreisweite  
Baumpflanzaktion

Das Projekt des Landkrei-
ses soll ein Zeichen für den Kli-
maschutz und die Nachhaltig-
keit setzen. Alle Bürger, Kom-
munen, Vereine und Firmen 
im Donau-Ries sind aufgeru-
fen, Bäume zu pflanzen und so 
zur CO2-Speicherung, Luftrein-
haltung und Kühlung der Städ-
te beizutragen. Diese landkreis-
weite Baumpflanzaktion wurde 
vom Landkreis gemeinsam mit 
Vertretern der Waldbesitzer-
vereinigung, den Bayerischen 
Staatsforsten und dem Amt für 
Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten sowie den Kreisfachbe-
ratern für Gartenbau und Lan-
despflege und den Mitarbeitern 
der Stabstelle Kreisentwicklung 
und Nachhaltigkeit initiiert. r

V.l.: Arved Hein (Projektkoordinator Landratsamt Donau-Ries), 
Sebastian Storch (Kreisfachberater für Gartenkultur und Landes-
pflege), Paul Buß (Kreisfachberater für Gartenkultur und Landes-
pflege), Landrat Stefan Rößle, Uli Spitzenpfeil (SMV), Verena Kugler 
(Lehrkraft und Umweltbeauftragte der Hans-Leipelt-Schule), Mar-
kus Sauset (Verbindungslehrer), Doris Barth-Rieder (Schulleiterin), 
Vian Liu (Verbindungslehrer), Leonie Roßkopf (SMV), Vera Schmitz 
(SMV), Josef Stempfle (Elternbeirat).  Bild: Stephanie Sieber-Starnik

sehnlicher Verband. Das heißt 
für uns, dass wir zum einen auf 
einem guten und richtigen Weg 
sind, aber noch viel Arbeit vor 
uns haben. Die Positionierung 
des Verbandes und die kontinu-
ierliche Weiterentwicklung sind 
uns wichtig“, konkretisiert der 
BVF-Geschäftsführer. Auch der 
Markt sei schon seit Jahren in 
Bewegung und die Krisen unse-
rer Zeit wie die Klimaverände-
rungen und Covid-19 würden 
teilweise sogar helfen, dass wir 
die Weichen richtig stellen, dass 

notwendige Entscheidungen be-
schleunigt werden und Trends 
zur gelebten Realität werden. 
Unternehmen bräuchten effi-
ziente Mobilitätslösungen, um 
nachhaltig und betriebswirt-
schaftlich sinnvoll zu wirtschaf-
ten. Aus diesem Grund sei ei-
ne übergeordnete Sicht auf die 
betriebliche Mobilität, strate-
gische Partnerschaften und Ko-
operationen zum Nutzen aller 
Marktteilnehmer angesagt. 

Informationen: https://www.
fuhrparkverband.de/  r

https://www.fuhrparkverband.de/
https://www.fuhrparkverband.de/
http://www.kubus-mv.de
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Akteure von Migration und Entwicklung vernetzen
Kommunale Entwicklungspolitik profi tiert von den Erfahrungen und Perspektiven 
von Migrantinnen und Migranten, die ihr Wissen und ihre Netzwerke in das gemein-
same Engagement einbringen. Die Servicestelle Kommunen in der Einen Welt ver-
netzt und berät kommunale Akteure im Handlungsfeld Migration und Entwicklung.

1000 ABIOLA SolarKits für Afrika
In vielen Entwicklungsländern gibt es noch immer keine Strom-
versorgung. Dadurch sind viele Menschen vom Tageslicht abhän-
gig. Gleichzeitig ist ein Smartphone für diese Menschen oft die 
Lebensgrundlage, die für ihre Arbeit sehr wichtig ist. Meist kön-
nen Smartphones jedoch nur stationär an Sammelstellen gela-
den werden, die meist viele Kilometer entfernt sind. ABIOLA will 
helfen. Die gemeinnützige Organisation hat sich auf die Herstel-
lung und den Vertrieb sogenannter OffGrid-Systeme auf Solarba-
sis spezialisiert. 

ABIOLA hat sich zum Ziel ge-
setzt, den Ausbau der erneu-
erbaren Energien in afrikani-
schen Ländern zu unterstützen. 
Es wurden bereits über 1.000 
ABIOLA SolarKits gespendet. Zu-
sammen mit befreundeten Or-
ganisationen, Vereinen und Un-
terstützern strebt man große 
Ziele an.

Beispiel: Bildungshilfe für 
Mädchen in Nordkamerun

„Selbstbestimmung durch 
Bildung“ – Bildungshilfe für 
Mädchen in Nordkamerun. Das 
Projekt „Selbstbestimmung 
durch Bildung“ hat das Ziel, 
möglichst vielen Mädchen, die 
es sich nicht leisten können, 
die Schule zu besuchen oder ei-
ne Ausbildung zu machen, den 
Weg zu ihrer ökonomischen 
und persönlichen Selbständig-
keit zu ebnen. 

Das Projektgebiet 

Die Mafa sind mit etwa 
400.000 Menschen die größ-
te und politisch dominante Eth-
nie der Bevölkerungsgruppen in 
Nordkamerun. Sie leben auf den 
mit durchschnittlich 150 Ein-
wohnern je km² äußerst dicht 
besiedelten Übergangshängen 
des nordwestlichen Manda-
ra-Gebirges. Ihre Ernährung be-
steht hauptsächlich aus Hirse, 
die sie mit Hacken auf terras-
sierten Feldern angebaut wird. 
In den Gehöften halten die Men-
schen einige Ziegen und Schafe 
und vereinzelt auch einen Stier. 
Das Mandara-Gebirge ist nicht 
an das Stromnetz angeschlos-
sen. Sommer wie Winter wird es 

nach 18 Uhr dunkel und gegen 6 
Uhr morgens wieder hell. 

Die Situation der Frauen 

Die Mafa-Gesellschaft ist 
streng patriarchalisch. Die Er-
de und alles, was aus ihr her-
vorgeht, gehört den Männern 
– auch die Kinder, die im Schei-
dungsfall bei ihrem Vater oder 
bei dessen Verwandten zurück-
bleiben müssen. Es gilt als nor-
mal, wenn ein Vater seine Toch-
ter im Alter von 15 Jahren ver-
heiratet, häufig sogar mit einem 
Mann seines Alters. 

Im Durchschnitt heiraten die 
Mafa-Frauen zwei bis dreimal 
und bringen acht Kinder auf die 
Welt, von denen auf Grund der 
schlechten hygienischen Be-
dingungen und der mangelhaf-
ten Gesundheitsversorgung die 
Hälfte stirbt, ehe sie zehn Jahre 
alt sind. 

In über der Hälfte aller Haus-
halte leben zwei oder mehr 
Frauen mit einem Mann und 
ihren Kindern. Oft heiratet ein 
Mann eine weitere Frau, die 
dann verlangt, dass die erste 
Frau vertrieben wird. Sie darf 
nur mitnehmen, was sie am Lei-
be trägt. Viele Männer gehen in 
die Stadt, um Geld für Steuern, 
Kleidung, Schulgebühren, Kon-
sumgüter oder auch den Braut-
preis für eine weitere Frau zu 

verdienen. Die Frauen müssen 
dann mit der gesamten Feld-
arbeit, der Hausarbeit und der 
Versorgung der Kinder alleine 
zurechtkommen. 

Viele Frauen wünschen ihren 
Töchtern ein besseres Los als ihr 
eigenes und tun deshalb, was 
ihnen möglich ist, um sie in die 
Schule zu schicken – in der Hoff-
nung, dass sie dann einen Beruf 
ergreifen und ihre Mütter im Al-
ter unterstützen mögen.

Die Schulbedingungen 

Obwohl in Kamerun Schul-
pflicht besteht, gibt es in vie-
len Dörfern keine Schule. In den 
Bergen liegt die Einschulungs-
quote nur etwa bei 30 Prozent. 
Die Kinder nehmen oft kilome-
terweite Wege auf sich, um ei-
ne Schule besuchen zu können. 
Durch Elterninitiativen werden 
neue Schulen gegründet, indem 
ein Lehrer bezahlt wird, der den 
Unterricht im Schatten eines 
Baumes abhält.   

Offiziell ist in Kamerun der 
Schulbesuch kostenlos. Aber 
längst nicht alle Lehrer werden 
vom Staat bezahlt, so dass den-
noch Gebühren erhoben wer-
den. Hinzu kommen Ausga-
ben für Hefte und Stifte. Bücher 
oder einen Ranzen nennen die 
wenigsten Kinder in den Bergen 
ihr Eigen. 

Wer eine weiterführende 
Schule besuchen will, muss die 
Mittel für Schulbücher und auch 
für eine Schuluniform aufbrin-
gen. Das alles ist sehr teuer für 
die Eltern. Sie müssen Hirse 
oder Ziegen verkaufen, die für 
den Eigenbedarf benötigt wer-
den. Nur die Männer dürfen 
über die Arbeitsprodukte ver-

fügen. Sie bringen das Schulgeld 
lieber für ihre Söhne als für ih-
re Töchter auf. An den Grund-
schulen sind daher nur etwa ein 
Drittel der Kinder Mädchen. An 
weiterführenden Schulen ma-
chen Mädchen kaum zehn Pro-
zent aus. 

Der Mond ist  
die einzige Lichtquelle

Wenn die Sonne kurz nach 18 
Uhr untergeht, stehen den meis-
ten Haushalten nur noch eine 
trübe Petroleum- oder Taschen-
lampe zur Verfügung. Oft fehlt 
das Geld für Petroleum oder 
Ersatzbatterien. Dann ist der 
Mond – sofern er scheint – die 
einzige Lichtquelle oder auch 
mal ein paar brennende Hirse-
stängel als Fackel. Die Mädchen, 
die nach der Schule noch auf 
dem Feld oder im Haushalt hel-
fen müssen, haben dann keine 
Gelegenheit mehr, für die Schu-
le zu lernen. 

Licht für die Schulmädchen!

Deswegen lautet die ABIOLA- 
Bitte: Spenden Sie den Schüle-
rinnen in Nordkamerun Licht!   

Mit Unterstützung der DAF-
RIG und weiterer Partnerorga-
nisation können immer mehr 
Mädchen einen Schulabschluss 
und eine Ausbildung machen 
und sogar ein Studium aufneh-
men. Sie werden als selbstbe-
stimmte junge Frauen ein Vor-
bild für andere Mädchen in der 
Region sein. Geplant ist, dass 
alle ca. 100 Schülerinnen ein 
ABIOLA Familien SolarKit be-
kommen (Lampe + Solarpanel). 

Initiator: ABIOLA und TERRE 
DES FEMMES e.V. Menschen-
rechte für die Frau. 
Weitere Information unter: 
https://abiola.eu/ r

Best Practice-Beispiel für faire Berufskleidung der Erlanger Feuer-
wehr. Bild: Metropolregion Nürnberg / Jürgen Schnabel

Fair, fair, fair sind alle 
unsere Einkäufe

2. Fair Trade Werkstatt der Metropolregion Nürnberg setzt 
Akzente für verantwortungsvolle öffentliche Beschaffung

Nachhaltig und fair einkaufen: Am 26. und 27. Oktober fand die 
zweite Fair Trade Werkstatt der Metropolregion Nürnberg statt. 
Über 70 Teilnehmende aus den Kommunalverwaltungen, kom-
munalen Eigenbetrieben und Agenda-Gruppen der Metropolre-
gion Nürnberg befassten sich mit der Frage „Wie können wir ge-
meinsam die öffentliche Beschaffung nachhaltig gestalten?“.

Der Gastgeber der digitalen 
Veranstaltung, Erlangens Ober-
bürgermeister Dr. Florian Janik, 
begrüßte die Teilnehmenden: 
„Faire Produktionsbedingungen 
sollten aus meiner Sicht Stan-
dard werden bei den Produk-
ten, die wir einkaufen und kon-
sumieren. Fair sollte nicht ei-
ne Nischenbewegung sein. Als 
Städte können wir ein konkre-
tes Zeichen setzen indem wir 
bewusst und nachhaltig einkau-
fen.“ Seit 2012 hat die Stadt Er-
langen eine Fachstelle für Nach-
haltige Beschaffung eingerich-
tet, als eine der ersten Kommu-
nen überhaupt. 

Ein gutes Praxisbeispiel, das 
die Stadt Erlangen bei der Werk-
statt vorstellte, ist die Faire Be-
rufskleidung der Feuerwehr. Die 
Kleidung wird von einem frän-
kischen Familienunternehmen 
bezogen, das auf faire Kriteri-
en bei der Produktion setzt. In 
den Produktionsländern geht es 
zum Beispiel um höhere Löhne 
für Näherinnen und Näher und 
das Verbot von Kinderarbeit. 85 
hauptamtliche Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter, 500 ehrenamt-
liche Feuerwehrdienstleistende 
sowie ca. 100 Jugendliche in den 
Freiwilligen Feuerwehren in und 
rund um Erlangen tragen mitt-
lerweile faire Kleidung.

Langfristige Aufgabe

Aber auch in vielen weiteren 
Kommunen der Metropolregion 
ist Faire Bauhofkleidung bereits 
im Einsatz. Zum Beispiel in Lan-
genzenn, Neumarkt in der Ober- 
pfalz, Neuendettelsau, Herzogen- 
aurach und Stein. In der unter 
fränkischen Stadt Ebern testen 
die Bauhofmitarbeitenden aktu-
ell unterschiedliche Modelle.

Eines zeigte die Fair Trade 
Werkstatt: nachhaltige Beschaf-
fung ist eine langfristige Auf-
gabe, die zahlreiche Mitstrei-
terinnen und Mitstreiter in der 
öffentlichen Verwaltung er-
fordert. Mit dem Pakt zur nach-
haltigen Beschaffung gehen 70 
Kommunen dies seit 2019 an. 
Große Interesse gab es daher an 
einem Workshop, bei dem es um 
das Erstellen von Handlungsleit-
linien für nachhaltige Beschaf-
fung ging. Handlungsleitlinien 
können unter anderem festle-
gen, in welchen Produktgrup-
pen auf Sozial- und Umweltstan-
dards geachtet werden soll. Der 
Workshop wurde gestaltet von 
der Entwicklungsagentur Faire 
Metropolregion Nürnberg, die 
mit drei Projektmitarbeiterin-
nen die Kommunen in der Um-
setzung des Paktes unterstützt. 
Denn in der Umsetzung ist nach-
haltige Beschaffung kein leich-
tes Unterfangen. Welche Güte-
zeichen gibt es? Wie können die-
se vergaberechtlich korrekt be-

rücksichtigt werden? Hier sind 
umfassende Kenntnisse not-
wendig, für die oftmals nur sehr 
geringe Personalressourcen zur 
Verfügung stehen. Die Entwick-
lungsagentur Faire Metropolre-
gion oder die bundesweit tätige 
Servicestelle Kommunen in der 
Einen Welt stehen daher mit Be-
ratung, Informations- und Ver-
netzungsveranstaltungen oder 
guten Praxisbeispielen zur Seite.

Beim 2. Fair Trade Gipfel am 
23. September 2021 im Land-
kreis Neumarkt in der Oberpfalz 
soll ein Resümee zum zweijäh-
rigen Bestehen des Paktes zur 
nachhaltigen Beschaffung gezo-
gen werden. Parallel zum Fair 
Trade Gipfel wird am gleichen 
Tag die bundesweite Auszeich-
nung ‚Hauptstadt des Fairen 
Handels‘ von der Servicestel-
le Kommunen in der Einen Welt 
verliehen, da aktuell die Stadt 
Neumarkt in der Oberpfalz den 
Titel trägt.  r

Gerd Müller zur Schweizer Volksabstimmung:

Signal für  
Lieferkettengesetz

In der Schweiz tritt ein vom Parlament vorgeschlagener Entwurf 
in Kraft, der vorsieht, dass Schweizer Unternehmen zu Men-
schenrechts- und Umweltschutz weltweit verpflichtet werden. 
Das ergab eine Abstimmung über die so genannte „Konzernver-
antwortungsinitiative“. Diese Abstimmung hat die Mehrheit der 
Bevölkerung erzielt, aber nicht die zusätzlich erforderliche Mehr-
heit der Kantone.

Entwicklungsminister Gerd 
Müller: „Das Signal der Wahl ist 
ganz klar: Die Menschen wol-
len, dass Konzerne mehr Ver-
antwortung für Arbeitsbedin-
gungen und Umweltschutz in ih-
ren Lieferketten übernehmen. 
Sie wollen nicht länger Produk-
te kaufen, in denen Kinder- und 
Zwangsarbeit steckt.“ Das Er-
gebnis ist denkbar knapp. Die 
Mehrheit der Schweizer war 
dafür. Aber es muss auch eine 
Mehrheit der Kantone zustim-
men, was nicht erreicht wurde. 
Jetzt kommt der Parlamentsent-
wurf zum Zug. Die Schweiz be-
kommt so erstmals ein Gesetz, 
das Verantwortung von Unter-
nehmen in globalen Lieferket-
ten regelt.

„Auch Deutschland muss jetzt 
handeln und ein Sorgfaltspflich-
tengesetz verabschieden“, for-
dert Müller. Im Gegensatz zur 
Schweiz ist das bei uns im Koa-
litionsvertrag eindeutig festge-
legt. Die Eckpunkte von Arbeits-
minister Heil und Entwicklungs-
minister Müller liegen vor. Er 
fordert ganzt klar: „Die Blocka-
de einiger Wirtschaftsverbände 
darf nicht dazu führen, dass ein 
Gesetz in dieser Legislaturperi-
ode verhindert wird. Wir müs-
sen vor Weihnachten zu einer 

Entscheidung kommen. Ich la-
de alle ein, konstruktiv mitzu-
arbeiten. Ich bin sicher, wenn 
es in Deutschland eine Abstim-
mung gäbe, wäre eine Mehrheit 
für faire Standards und gegen 
Kinderarbeit in unseren Produk-
ten. 75 Prozent der Deutschen 
haben sich in einer Umfrage be-
reits für ein ambitioniertes Ge-
setz ausgesprochen.“

Weltweit arbeiten 75 Millio- 
nen Kinder unter ausbeuteri-
schen Bedingungen in Textilfa-
briken, Steinbrüchen oder auf 
Tee- und Kaffeeplantagen. Das 
Gesetz soll dafür sorgen, dass 
am Anfang aller Lieferketten 
grundlegende Menschenrechts-
standards eingehalten werden, 
wie das Verbot von Zwangs- und 
Kinderarbeit. ‚Made in Germa-
ny‘ steht dann nicht nur für gute 
Qualität, sondern auch für faire 
Produktion.

Unternehmen können mit 
dem Gesetz leichter nachwei-
sen, dass sie ihren Sorgfalts-
pflichten nachkommen. Es sind 
Regelungen mit Augenmaß, die 
die besonderen Belange des 
deutschen Mittelstands berück-
sichtigen. 
Informationen:
www.bmz.de/de/themen/lie-
ferketten/index.html  r

https://abiola.eu/
http://www.bmz.de/de/themen/lieferketten/index.html
http://www.bmz.de/de/themen/lieferketten/index.html
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GZ ZU GAST BEI ...
Welche Kommune und wie 
viele Einwohner vertreten Sie?

Ich bin Oberbürgermeister 
der wunderschönen Stadt 
Schweinfurt mit rund 55.000 
Einwohnern.
Wann haben Sie Ihr Amt an-
getreten? 

Ich habe mein Amt als Ober-
bürgermeister im Mai 2010 an-
getreten.
Was war Ihr persönlicher An-
reiz in die Kommunalpolitik zu 
gehen?

Ich bin in einem politischen 
Haushalt aufgewachsen und 
war schon als Jugendlicher po-
litisch interessiert. 2001 wurde 

Womit werden Sie sich noch 
auseinandersetzen müssen/
wollen? 

Ich muss und will mich mit 
der weiteren Entwicklung un-
serer Konversionsliegenschaf-
ten, dem Ausbau der Kinder-
gartenlandschaft und dem Kli-
maschutz in und für unsere 
Stadt auseinandersetzen. Eine 
weitere Aufgabe ist und wird 
es sein, das Miteinander der 
verschiedenen Ethnien, die in 
Schweinfurt leben, zu fördern 
und den „common sense“ zu 
stärken. 
Haben Sie einen wichtigen 
Ratschlag für junge Kollegin-

Sebastian Remelé
Oberbürgermeister der Stadt Schweinfurt

ich gefragt, ob ich für den Schweinfurter Stadt-
rat kandidieren möchte. Nach der Wahl 2002 
begann schließlich meine politische Laufbahn.

Wie haben Sie sich vorbereitet? 
Auf das Amt des Oberbürgermeisters kann 

man sich nicht vorbereiten.
Wo lagen bei Ihrem Amtsantritt die Heraus-
forderungen? 

Durch die hervorragende Arbeit meiner Vor-
gängerin Gudrun Grieser galt es, gleich von Be-
ginn an hohen Erwartungen zu entsprechen. 
Gleichzeitig musste ich aber auch neue Impulse 
setzen und auf neue Herausforderungen neue 
Antworten geben.
Welche Themen beschäftigen Sie momentan? 

Wie wir alle beschäftigt mich momentan na-
türlich die Coronakrise. Aber auch die einbre-
chende Gewerbesteuer, was die Stadt Schwein-
furt als Industriestadt besonders betrifft, und 
die demographische Entwicklung unserer Stadt 
sind wichtige Themen. 

nen und Kollegen?
Behutsam starten, gut zuhören, viel aufsau-

gen und letztlich den eigenen Weg beschreiten. 
Wie beziehen Sie Kolleginnen und Kollegen / 
Bürgerinnen und Bürger / Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in Ihre Arbeit und in Ihre Ent-
scheidungsfindung ein?

Mir ist der ständige Austausch und die direk-
te Begegnung wichtig. Ich halte das noch im-
mer für die beste Form der Kommunikation. 
Das heißt, eine hohe Präsenz im städtischen 
Raum zu zeigen und auf die Mitbürger offen zu-
gehen. Aber natürlich ist heute auch die Nut-
zung der Sozialen Medien und grundsätzlich 
der digitalen Kommunikationswege wichtig.
Wieviel Einfluss wird die Digitalisierung auf 
die künftige Kommunalpolitik haben?

Die Digitalisierung wird alle Lebensbereiche 
revolutionär verändern, auch die Kommunalpo-
litik. Auch hier müssen sicher in Zukunft neue 
Wege beschritten werden. 
Gibt es ein Lebensmotto, das Sie begleitet?

Dankbar zurückblicken, mutig nach vorne se-
hen und stets auf Gott vertrauen!
Wie wollen Sie in Erinnerung bleiben?

Ich möchte vor allem als humor- und ver-
ständnisvoll, weitblickend, berechenbar und le-
bensbejahend in Erinnerung bleiben.  r

Gemeinsam nahmen Erster Bürgermeister Winfried Roßbauer 
(re.) und Schullleiter Rektor Franz Hottner (Mitte) die Luftreini-
gungsgeräte in Betrieb. Bernhard Steppe (li.), Geschäftsführer 
Vertrieb der Wolf GmbH, erläuterte die Geräte. Die kurzfristige 
Vollausstattung zur Luftreinhaltung in der Grundschule Pürkwang 
sorgte für allgemeine Freude. Bild: Roswitha Rossbauer

Erste Schule im Landkreis Kelheim mit Vollausstattung:

Schnelle Entscheidung 
zum Wohl der Kinder
Vier Luftreinigungsgeräte beschafft und schon montiert  

Lehrerkollegium zufrieden
Wildenberg. Nicht nur die Kinder der Grundschule Pürkwang, 
auch das gesamte Lehrerkollegium freut sich, dass die Gemein-
de Wildenberg so schnell reagiert hat. Innerhalb einiger Wochen 
wurden vier neue Luftreinigungsgeräte der Firma Wolf aus Main-
burg beschafft, die in Schulen, Kitas oder auch in der Gastronomie 
Aerosole stark reduzieren. 

Der neue Wolf AirPurifier 
trägt dazu bei, dass ab sofort die 
Räume der Grundschule Pürk- 
wang sowohl mit Hilfe guter Be-
lüftung wie auch mit Luftfilte-
rungsanlagen eine Übertragung 
von Viren über Aerosole so ge-
ring wie möglich halten.

Sofort einsatzfähiges 
Umluftgerät

Der Raumluftexperte Wolf 
aus dem niederbayerischen 
Mainburg kam dabei mit sei-
nem Luftreiniger AirPurifier, ei-
nem platzsparenden und sofort 
einsatzfähigen Umluftgerät zur 
Filterung von Aerosolen gerade 
rechtzeitig auf den Markt. 

Wie Bürgermeister Winfried 
Roßbauer feststellte, wurden 
die vier Geräte erst kürzlich be-
schafft und sofort aufgestellt. 
Sie sind schon im Einsatz und 
filtern die Raumluft mit einem  
HEPA Hochleistungsfilter sowie 
einem zusätzlichen Aktivkohle-
filter. 

Die Geräte eignen sich für  
Räume in öffentlichen und ge-
werblichen Gebäuden wie Schu-
len, Kitas, Universitäten, Pflege-
einrichtungen und auch Fitness-
studios. 

Raumlufthygiene an Schulen 
braucht jetzt eine Lösung – da-
rüber war sich der Gemeinde-
rat der Gemeinde Wildenberg 
mit seinem Jugendbeauftragten 
Markus Hirsch schnell einig. Die 
vier Geräte wurden einstimmig 
im Gemeinderat beschlossen 
und sofort beschafft. 

Erhebliche Herausforderungen 
in Schulen 

„Die aktuelle Corona-Pande-
mie stellt unsere Schulen und 
auch Kitas vor erhebliche Her-
ausforderungen. Stoßlüften re-
duziert die Aerosolkonzentrati-
on zwar deutlich, kann aber in 
der kommenden kalten Jahres-
zeit nicht immer konsequent 
durchgeführt werden. Nun sind 
schnelle und effiziente Lösun-

gen in der Grundschule Pürk-
wang im Einsatz, die den Regel-
betrieb unserer Einrichtung in 
den kommenden Monaten gut 
ermöglichen“, so Bürgermeister 
Winfried Roßbauer. 

Deshalb ist er froh, dass der 
gesamte Gemeinderat hinter 
der Anschaffung des AirPurifier 
von Wolf gestanden habe. Die 
Firma Wolf, ein Raumluftexper-
te leistet dabei einen guten Bei-
trag für die Schulen. 

Beim Aufstellen des Wolf Air-
Purifier legten die Bauhofmitar-
beiter mit Hand an. So konnten 
die Geräte unkompliziert und 
schnell aufgebaut und einge-
schaltet werden. 

Einfachste Installation

Das Luftreinigungssystem ist 
jetzt einsatzfähig. Es musste le-
diglich über einen handelsüb-
lichen Schuko-Stecker an den 
Stromkreis angeschlossen wer-
den. Die Geräte laufen – und da-
von überzeugten sich schon ei-
nige Interessierte – relativ lei-
se und gewährleisten mit einer 
sechsfachen Luftfiltrationsrate 
pro Stunde auch bei geschlos-
senen Fenstern, dass Gerüche, 
Schadstoffe und Aerosole in der 
Luft effektiv reduziert werden.

Die glatten Oberflächen stel-
len den hygienischen Betrieb 
streng nach VDI 6022 sicher. 
Entwicklung und Produktion des 
AirPurifiers in Deutschland ge-
währleistet zudem eine hohe 
Qualität. Darüber freuten sich 
alle Anwesenden bei der Über-
gabe der Geräte ganz beson-
ders.  r

Erste Schritte beim  
Projekt „Regio 2030“

Bezirk will Kantinen in eigenen Einrichtungen nachhaltiger 
machen – Arbeitsgruppe plant die schrittweise Umsetzung

Mainkofen. Im Rahmen der Sitzung des Bezirksausschusses 
am Dienstag in Mainkofen informierte Katrin Landes, persön-
liche Referentin des Bezirkstagspräsidenten, die Bezirksräte 
über den Stand des im Dezember 2019 beschlossenen Projek-
tes „Regio 2030“.

Der fraktionsübergreifende 
Antrag von Bündnis 90/Die Grü-
nen, CSU, SPD und Freie Wäh-
ler hatte das Ziel, die Verwen-
dung von regional produzierten 
Lebensmitteln auch in Bioquali-
tät in den Bezirkseinrichtungen 
schrittweise zu erhöhen – bis 
2030 auf mindestens 30 Prozent 
an regionalen Produkten und 30 
Prozent an Bioprodukten. Be-
vorzugt eingekauft werden soll 
in der konventionellen Land-
wirtschaft Niederbayerns, so 
dass kurzfristige Nachlieferun-
gen möglich sind und die Land-
wirtschaft vor Ort gestärkt wird. 
Zudem will man durch eine ge-
zielte Umstellung der Speiseplä-
ne versuchen, der Verschwen-
dung von Lebensmitteln ent-
gegen zu wirken und so zumin-
dest einen Teil der Mehrkosten 
für den Einkauf von regional er-

zeugten Produkten und Biopro-
dukten auszugleichen.

Anfang 2020 wurde nun eine 
feste Arbeitsgruppe installiert, 
sie besteht aus: Lukas Dillinger, 
Projektleiter Genussregion Nie-
derbayern; Christian Fenzl, Ver-
waltungsleiter Mainkofen; Mar-
git Huber, Verpflegungsleitung 
Agrarbildungszentrum Lands-
hut-Schönbrunn (ABZ); Katrin 
Landes, persönliche Referen-
tin des Bezirkstagspräsidenten; 
Günther Putz, Gutshof Mainko-
fen; Martin Scholz, Verwaltungs-
leiter ABZ; Dorothee Trauzettel, 
beim AELF Landshut Leiterin des 
Fachzentrums Ernährung/Ge-
meinschaftsverpflegung; Man-
fred Weikl, Verpflegungsleiter 
im Bezirksklinikum Mainkofen; 
Robert Zimmerer, Verwaltungs-
leiter am Institut für Hören und 
Sprache in Straubing (IfH) sowie 

Hildegard Zißler, Verpflegungs-
leiterin am IfH.

In zwei Treffen wurde in die-
sem Jahr zunächst das organi-
satorische Vorgehen bespro-
chen sowie die ersten The-
menschwerpunkte definiert. Ins 
Detail ging man bereits mit ei-
nem Fachvortrag zur rechtssi-
cheren Ausschreibung von regi-
onalen und Bio-Produkten.

Corona-Viren „weglüften“
Landratsamt Neu-Ulm hat 340 CO2-Messgeräte beschafft 

Nach den Weihnachtsferien folgen 50 Luftreinigungsgeräte

Regelmäßiges Lüften ist derzeit in den Schulen notwendiger denn 
je. Damit die Konzentration an Corona-Viren in der Luft nicht ge-
fährlich hoch wird, muss den Schülerinnen und Schülern sowie 
ihren Lehrkräften immer wieder Frischluft zugeführt werden. In 
welchen Abständen die Fenster zu öffnen sind, zeigen die insge-
samt 340 Kohlendioxid-Messgeräte, die das Landratsamt Neu-
Ulm für seine zwölf kreiseigenen Schulen beschafft hat.

„Die Kosten dafür belaufen 
sich zusammengerechnet auf 
circa 35.000 Euro“, informier-
te Heiko Schleifer, der Leiter 
des Fachbereichs „Schule, Kin-
dergarten, Sport und Kultur“ 
im Landratsamt Neu-Ulm. „Die 
Sensoren der Messgeräte über-
prüfen fortlaufend die Luftqua-
lität; sie sollen die Schulen beim 
bedarfsgerechten Lüften wäh-
rend der Corona-Pandemie – 
speziell in den Wintermonaten – 
unterstützen“, erläuterte Schlei-
fer.

Übergabe an  
Lehrer und Schüler

Wenn der CO2-Gehalt in der 
Raumluft vom grünen, über den 
gelben, in den roten Bereich 
wandert, „dann muss wieder 
Sauerstoff in die Klassenzimmer 
gelassen werden“, so Landrats-
stellvertreter Franz-Clemens 
Brechtel. Er überreichte vor 
Ort die 36 etwa handygroßen 
Messgeräte, die für die Chris-
toph-Probst-Realschule Neu-
Ulm bestimmt sind, an die stell-

vertretende Schulleiterin Julia 
Kauder sowie die beiden Schü-
lersprecherinnen Iva Brahimi 
und Bianca Diaconu.

Anschaffungskosten  
übernimmt der Freistaat

Nach den Weihnachtsferien 
wird das Landratsamt Luftreini-
gungsgeräte folgen lassen. „Sie 
sind für Schulräume gedacht, 
die sich nicht so gut lüften las-
sen. Das sind zum Beispiel Lehr-
erzimmer, Klassenzimmer oder 
Fachräume, die nur über kleine 
Fenster oder Oberlichter verfü-
gen“, erklärte Brechtel. Für die 
insgesamt zwölf Schulen, deren 
sogenannter Sachaufwandsträ-
ger der Landkreis Neu-Ulm ist, 
werden Mitte Januar 2021 zu-
sammengenommen 50 mobile 
Luftreinigungsgeräte mit Filter-
funktion angeliefert.

Die Anschaffungskosten für 
die genannte Menge beider Ge-
rätetypen übernimmt vollstän-
dig der Freistaat Bayern, nur für 
die Folgekosten muss jeweils 
der Landkreis aufkommen. r

Wegen hoher Infektionszahlen im Landkreis:

Drastische Maßnahme in Markt Schwaben
Wegen der allgemein hohen Infektionszahlen im Landkreis 

Ebersberg hat Markt Schwabens Gemeinderat beschlossen, 
dass in den kommenden Monaten von den 25 gewählten Mit-
gliedern des Gremiums künftig nur noch maximal zehn bei der 
Gemeinderatssitzung anwesend sein und Beschlüsse fällen dür-
fen. Konkret soll der Sonderausschuss ab einem kreisweiten 
Corona-Inzidenzwert von 100 einberufen werden. Derzeit liegt 
dieser bei knapp unter 200 (Stand: 29. November). Damit wählt 
Markt Schwaben landkreisweit die höchste Sicherheitsstufe al-
ler politischen Gremien. 

Nach wie vor verzichtet der überwiegende Teil der insgesamt 
19 Gemeinden und zwei Städte im Landkreis auf Sonderaus-
schüsse. Ausnahme ist die Gemeinde Anzing, in der das Coro-
na-Gremium allerdings nur dann einberufen wird, wenn der Inzi-
denzwert kreisweit über 200 steigt. Vaterstetten wiederum hat 
zwar Kriterien für einen Sonderausschuss festgelegt, dieser soll 
jedoch nur tagen, wenn in Bayern der Katastrophenfall gilt.  DK

Dr. Olaf Heinrich.  Bild: Bezirk Ndb.

„2021 wollen wir konkrete 
Schritte hin zur Umsetzung ma-
chen“, so Katrin Landes. Dabei 
sollen zu den jeweiligen Schwer-
punkten Referenten und Exper-
ten hinzugeholt werden, um die 
Theorie in die Praxis zu überfüh-
ren. Eine große Rolle spielen da-
bei die Küchenverantwortlichen, 
die so wichtige Impulse zur Um-
setzung bekommen sollen.

Inhaltlich soll in 2021 die Bio-
zertifizierung angegangen und 
das Thema Vermeidung von Le-
bensmittelverschwendung for-
ciert werden. Auch soll eine Zu-
sammenarbeit mit regionalen 
Lieferanten aufgebaut werden, 
die die Kantinen mit regionalen 
Erzeugnissen beliefern können.

Die Bezirksräte waren er-
freut, dass sich die Kantinen im-
mer mehr nachhaltig aufstellen 
und sahen es als richtigen Weg, 
die Landwirtschaft zu stärken. 
„Trotz der vielen Einschränkun-
gen im Zuge der Corona-Pande-
mie wurden einiges an Vorarbeit 
geleistet. Wir hoffen, dass wir 
im nächsten Jahr dann bereits 
über die Umsetzung berichten 
können“, fasste es Bezirkstags-
präsident Dr. Olaf Heinrich zu-
sammen.  ml 
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„Stay at home – dieses 
Motto begleitet uns heuer 
in der Adventszeit und wir  
in der Familie nutzen das, 
um zu kochen, zu backen 
und wieder bewusster mit 
Lebensmitteln umzugehen.“ 
Mein Chef, der Bürgermeis-
ter, hatte die Idee, dass er,  
sowie einige Dezernenten 
und Stadträte auf einer stadt- 
internen Plattform in Anleh-
nung an den Twitch-, Ins-
tagram- oder Tiktok-Stil ei-
nen Einblick in das geben, was sie neben Ho-
meoffice zuhause so machen. Quasi als Ersatz 
für den Ratsch über Persönlich-Privates, den 
man sonst bei der Weihnachtsfeier oder beim 
Gang über den Christkindlmarkt mit seinen 
Mitarbeitern geführt hätte. Denn Feiern und 
Bummeln fällt dieses Jahr flach.

Zugegeben, das Intro des Bürgermeisters 

zu seinem Ausflug in die heimische Küche ist 
ein bisschen hölzern-staatsmännisch geraten, 
aber dann war es doch ganz interessant, den 
Chef und seine Frau an Herd und Backofen 
wirken zu sehen. Damit meine ich nicht den 
Schlüsselloch-Moment (so also sieht es in Bür-
germeisters Küche aus), sondern tatsächlich 
die Rezepte, die er präsentierte und die Tricks 
und Kniffe, die er so auf der Pfanne hat, um et-
wa Saucen zu strecken oder Fleisch zu retten, 
das etwas zu schwarz geraten ist.

Wobei ich zugeben muss, dass ich die letz-
ten Wochen und Monate auch genutzt habe, 
um mehr und aufwändiger zu kochen. Zwar 
hole ich mir mindestens einmal in der Wo-
che etwas aus einem der geschlossenen Lieb-
lings-Restaurants, um die Wirte zu unterstüt-
zen und ihnen zu zeigen, dass man auf besse-
re Zeiten hofft. Aber da Restaurantbesuche in 
normalen Zeiten doch eher etwas Besonderes 
sind, geht das halt mit der Zeit ins Geld. Außer-
dem geht man ja ins Restaurant, um das Ambi-
ente zu genießen und umsorgt zu werden. Ess- 
ecke und Abwasch ist da kein richtiger Ersatz.

Aber OK, wenn wir jetzt den Gaststätten 
nicht helfen, sind sie nicht mehr da, wenn sie 
uns wieder verwöhnen dürften. Deshalb reu-
en mich weder die Kosten noch der viele Ver-
packungsmüll beim meal to go.

Aber es bleibt in diesen Tagen eben auch viel 
mehr Zeit, selber am Herd etwas zu zaubern. 

Mit dem Homeoffice spart 
man sich Fahrzeiten und bis 
in die frühen Abendstun-
den sich ziehende Sitzun-
gen finden nicht mehr statt, 
weil man sich bei der Video-
konferenz kürzer fasst oder 
weil ein gnädiges Schicksal in 
Form eines Netzaussetzers 
der Veranstaltung ein En-
de macht. Kein Konzert, kei-
ne Lesung, keine Vereinssit-
zung zieht einen aus der Kü-
che. Die sozialen Kontakte 

beschränkt man aus Vernunft oder weil es ein-
fach fad ist, in entgegengesetzten Ecken des 
Wohnzimmers zu sitzen und alle halbe Stunde 
die Fenster sperrangelweit aufzureißen.

Nein, da lobe ich mir mein Reich in der Kü-
che, in dem ich mich so richtig austoben kann. 
Erst die intensive Lektüre der Kochbücher, die 
sich über die Jahre und oftmals nach dem ers-
ten Durchblättern unbeachtet angesammelt 
haben. Dann die Zutaten einkaufen und ein 
ums andere Mal staunen, welche exotischen 
Gewürze ein ganz normaler deutscher Super-
markt mittlerweile anbietet – unser Land ist 
zumindest kulinarisch wirklich weltoffen. Dann 
der eigentliche Akt: Fleisch oder Fisch schnei-
den, Gemüse putzen und würfeln, die Gewür-
ze und anderen Zutaten in Reih und Glied in 
der Reihenfolge der Zugabe zum entstehen-
den Mahl anordnen, Herd und Ofen an – und 
los geht es. Kochen ist haptisch ein Vergnü-
gen, spricht mit dem Brutzeln des Öls und dem 
nach und nach verströmenden Duft der Spei-
sen aber auch sonst andere Sinne neben dem 
Geschmackssinn an. Der wiederum wird ange-
regt durch Probieren und Abschmecken sowie 
durch den obligatorischen Wein, der nicht nur 
die Speisen begleitet, sondern auch deren Zu-
bereitung. Motto: Der Wein muss in den Koch!

Mein Chef, der Bürgermeister, ist ganz be-
glückt, in mir eine Gleichgesinnte erkannt zu 
haben, was Kochen und Essen angeht. Jetzt 
hoffen wir nur beide, dass Hefe nicht wieder 
wie im ersten Lockdown zur Bückware wird 
und wir uns auf Plätzchen- und Stollenbacken 
freuen können. Jedenfalls halten wir es mit 
dem französischen Gastronomen Jean Bril-
lat-Savarin: „Die Kochkunst ist die älteste der 
Künste, weil Adam mit nüchternem Magen zur 
Welt kam.“

GZ GESTERN
hat mein Chef gesagt ...

Renaissance am 
heimischen Herd

Euregio Egrensis Arbeitsgemeinschaft Bayern:

Wechsel an der Spitze
Die bayerische Arbeitsgemeinschaft der Euregio Egrensis hat ei-
nen neuen Präsidenten: Der Wunsiedler Landrat Peter Berek löste 
die frühere Marktredwitzer Oberbürgermeisterin Dr. Birgit Seel- 
binder an der Spitze der grenzüberschreitenden Organisation ab. 
Neuer erster Stellvertreter Bereks ist Roland Grillmeier, Landrat 
aus Tirschenreuth, als zweiter Stellvertreter wurde Klaus Peter 
Söllner, Landrat des Landkreises Kulmbach, wiedergewählt. 

Bei der turnusmäßigen Mit-
gliederversammlung in Markt- 
redwitz, die Ende Oktober un-
ter strenger Beachtung der gel-
tenden Abstands- und Hygiene-
regeln stattfand, wurde Dr. Bir-
git Seelbinder aus ihrer Funk-
tion verabschiedet, die sie seit 
der Gründung der Euregio im 
Jahr 1992 innehatte. Sie war da-
mit Gründungsvorsitzende des 
Verbundes, der nach den histo-
rischen politischen Veränderun-
gen in Mittel- und Osteuropa in 
den Jahren nach 1989 auf den 
Weg gebracht wurde, um die Be-
ziehungen zwischen den Nach-
barregionen Bayern, Böhmen so-
wie Sachsen und Thüringen wie-
der mit Leben zu füllen. 

Seelbinders Lebenswerk

Aus dem vormaligen Präsidi-
um bedankte sich der bisherige 
erste Stellvertreter und ehemali-
ge Tirschenreuther Landrat Wolf-
gang Lippert bei „einer der Pro-
filiertesten unter den Kommunal-
politikern in der Region, wenn es 
um die Zusammenarbeit mit den 
tschechischen Nachbarn geht“ 
mit Worten des Respekts und 
der Anerkennung. Die Euregio 
bezeichnete er als „Lebenswerk“ 
Seelbinders. 

Der neu gewählte Euregio-Prä-
sident Peter Berek sagte an sei-
ne Vorgängerin gewandt: „Die 
Euregio Egrensis wird immer Ih-
re Euregio bleiben.“ Er wolle 
nicht in Seelbinders Fußstapfen 
treten, die ohnehin zu groß für 
ihn seien, sondern eigene Spu-
ren hinterlassen.

Zuvor hatte die scheidende  
Präsidentin ihren letzten Rechen-

schaftsbericht abgegeben und die 
beiden früheren Landräte Dr. 
Karl Döhler aus Wunsiedel und 
Wolfgang Lippert für ihre Ver-
dienste um die grenzüberschrei-
tenden Zusammenarbeit zu Eh-
renmitgliedern der Euregio er-
nannt. 

Ausblick auf die 
künftige EU-Förderpolitik

In ihrem Ausblick auf die künf-
tige EU-Förderpolitik ab 2021 
wies Seelbinder darauf hin, dass 
im Entwurf der künftigen Inter-
reg-Verordnung Kleinprojekte erst- 
mals fest verankert seien. Das 
sei eine sehr gute Vorausset-
zung. Die Euregios würden regel-
mäßig in den Abstimmungspro-
zess zwischen Wirtschaftsminis-
terium und tschechischem Minis-
terium für Regionalentwicklung 
durch Videokonferenzen einbe-
zogen. Erkennbar sei der erklärte 
Wille der Europäischen Kommis-
sion, die Regularien für die Klein-
projekteförderung deutlich zu 
erleichtern, indem vereinfachte 
Kostenoptionen wie Pauschalen 
verstärkt zur Anwendung kom-
men sollen, um den Verwaltungs-
aufwand zu reduzieren. 

Die Auswahl der Themen für 
das künftige Förderprogramm 
untermauert die Euregio Egren-
sis Seelbinder zufolge durch ei-
ne Entwicklungsstudie, die Teil 
des Netzwerkprojekts „Neue 
Impulse für den Grenzraum“ 
ist. Mit der Erstellung beauf-
tragte die Euregio das Insti-
tut für Systemisches Manage-
ment und Public Governance 
an der Universität St. Gallen, 
zusammen mit ihrem tschechi-

schen Partner, der Ostböhmi-
schen Entwicklungsagentur. Ziel-
setzung dieser Studie ist es, ei-
nerseits Themen zu ermitteln, 
die aus Euregio-Sicht im künf-
tigen Kooperationsprogramm 
Bayern-Tschechien 2021-2027 
bei Großprojekten förderfähig 
sein sollen (z.B. Kultur, Touris-
mus) und andererseits Projekt-
konstellationen zu benennen, 
die im Kleinprojektefonds för-
derfähig sein sollen.

Darüber hinaus sollen auch all-
gemeine Themen herausgear- 
beitet werden, die im Euregio- 
Gebiet für so wichtig erachtet 
werden, dass sich die Euregio 
Egrensis in der neuen Förder-
periode mit ihnen beschäftigen 
sollte. Bisherige Bestandteile der 
Studie waren zum Beispiel ei-
ne Stärken-Schwächen-Analyse 
für den Euregio-Raum und eine 
Reihe von Telefoninterviews mit 
fachlichen Experten aus Ober-
franken und der Oberpfalz zu 
künftigen Förderthemen. Diese 
Erkenntnisse wurden bei einem 
Arbeitstreffen Ende September 
vertieft und erweitert. 

Historischer Schritt

Wie Seelbinder betonte, nutz-
ten die drei Euregio-Arbeitsge-
meinschaften ihr erstes Tref-
fen nach der Wiederöffnung der 
Grenze im Gemeinsamen Präsi-
dium Ende Juni, um ihre Zusam-
menarbeit auf eine neue Stufe zu 
heben: Durch den gegenseitigen 
Beitritt der drei selbstständigen 
Vereine wird die seit 1993 be-
stehende Zusammenarbeit der 
Arbeitsgemeinschaften Bayern, 
Böhmen und Sachsen/Thüringen 
weiter intensiviert. Dieser Schritt 
ist aus Sicht der ehemaligen Prä-
sidentin wahrhaft historisch, weil 
die Euregio Egrensis damit gera-
de in der Zeit der Corona-Pande-
mie ein starkes Zeichen für eine 
gemeinsame Region ohne Gren-
zen setzt. DK

Bezirke Mittel- und Unterfranken:

Prämierte Beispiele  
gelebter Inklusion

Die Bezirke in Mittel- und Unterfranken haben ihre jährlichen 
Inklusionspreise verliehen. Die mittelfränkische Auszeichnung, 
dotiert mit 5.000 Euro, ging an das Rother Inklusionsnetzwerk 
(RHINK). Fünf Initiativen dürfen sich dagegen in Unterfranken 
freuen. Mit jeweils 2.500 Euro wurden die Berufsfachschule für 
Ernährung in Schweinfurt, das inklusive Fußballteam Veitshöch-
heim, die Blaskapelle Augsfeld, das „In-Hotel“ Mainfranken in 
Marktbreit und die Integrativ-Musikgruppe „Freudentöne“ aus 
Karlstein am Main bedacht.

Das ehrenamtlich arbeitende 
Rother Inklusionsnetzwerk setzt 
sich seit sechs Jahren für die Bar-
rierefreiheit im öffentlichen und 
privaten Raum ein. Dafür wollen 
die knapp 70 Mitglieder das Be-
wusstsein für vorhandene Barri-
eren schärfen und so die Inklusi-
on von Menschen mit Behinde-
rung oder chronischen Erkran-
kungen voranbringen. Viele der 
RHINK-Mitglieder sind Experten 
in eigener Sache, da sie selbst ein 
Leben mit Behinderung führen. 
Das Inklusionsnetzwerk hat au-
ßerdem die Projektleitung über 
die Ergänzende unabhängige Teil-
habeberatung, kurz EUTB, im 
Landkreis Roth inne. 

Unter dem Motto „Gemein-
sam mehr erreichen“ arbeitet 
das RHINK daran, verschiedene 
Menschen mit und ohne Behin-
derung aus den unterschiedlichs-
ten Bereichen wie Verwaltung, 
Politik, Bildung, Kultur, Selbsthil-
fe oder Gesundheit zusammenzu-
bringen. Angehörige und Interes-
sierte erhalten kompetente Bera-
tung rund um das Thema Teilhabe 
am öffentlichen Leben. Mit regel-
mäßigen Aktionen, beispielswei-
se am „Tag der Gleichstellung 
von Menschen mit Behinderung“, 
Aufklärungsarbeit und Sensibili-

sierung zum Thema Inklusion in 
Schulen und Bildungseinrichtun-
gen oder mit Projekten wie der 
„WEGWEISER“ oder die Wander-
ausstellung „Ich bin m/eine Erfah-
rung“ will das Rother Inklusions-
netzwerk wachrütteln. 

Gesunde Ernährung

In Unterfranken überzeugte 
die Berufsfachschule für Ernäh-
rung und Versorgung Maria The-
resie der Gemeinnützigen Ge-
sellschaft in Schweinfurt mit ih-
rem Bildungsprojekt „Gesunde 
Ernährung“ die Jury. Im Vorder-
grund des Projekts stand, gesun-
de Gerichte anhand von Rezepten 
in leichter Sprache gemeinsam zu 
kochen und zu verzehren.

Miteinander lernen, gemein-
sam musizieren und anderen 
Menschen eine Freude machen, 
ist seit über 40 Jahren das Ziel 
der Blaskapelle Augsfeld. Einmal 
in der Woche trifft sich die Blas-
kapelle, die aus 15 Musikern, ei-
nem Dirigenten einer Betreue-
rin und dem Ausbilder besteht, 
zum gemeinsamen Musizieren. 
Die Musikerinnen und Musiker 
arbeiten alle in der Werkstatt für 
behinderte Menschen in Augs-
feld. Mittlerweile kommen auch 

mehr Musiker aus den umliegen-
den Ortschaften dazu. Laut Kon-
rad Schneider von der Blaskapelle 
Augsfeld „fördert das Musizieren 
die Solidarität und den sozialen 
Zusammenhalt – auch deshalb ist 
dieses Projekt so wichtig.“  

Sport überwindet Grenzen. Das 
zeigt sich nicht nur im internatio-
nalen Sportgeschehen, sondern 
gilt auch für das „Inklusive Fuß-
ballteam Veitshöchheim“. Seit 
2004 treffen sich einmal pro Wo-
che Fußballbegeisterte aller Al-
tersgruppen, Nationalitäten und 
Berufsgruppen, ob mit oder oh-
ne Handicap, auf dem Sportplatz, 
um ihrer Lust am Ballsport frei-
en Lauf zu lassen. Zu den Fuß-
ballern gehören Kriegsflüchtlinge 
aus Syrien oder Äthiopien ebenso 
wie ehemalige Zivildienstleisten-
de bzw. Schüler des Berufsförde-
rungswerks oder des Caritas-Don 
Bosco-BFW. Eine lebendige Trup-
pe, in der der Mannschaftsgeist 
den Ton angibt. 

Im „In-Hotel“ Mainfranken fin-
det der Urlaubs- oder Tagungs-
gast abseits der Einheitsgastro-
nomie den Komfort, den auch 
ein „normales“ 3-Sterne-Hotel 
bietet, und dazu zahlreiche Be-
sonderheiten. In dem AWO-Ho-
tel fühlen sich die schwerbehin-
derten Mitarbeiter an ihren Ar-
beitsplätzen sehr wohl, weil diese 
bestmöglich an deren Bedürfnis-
se und Besonderheiten ange-
passt werden. Dass dieses „An-
derssein“ für den Gast von Vorteil 
ist, beweisen kleine und große 
Annehmlichkeiten, von frischen 
hausgemachten Köstlichkeiten 
bis hin zur fast vollständig bar-

rierefreien Ausstattung, für die 
man das „In-Hotel“ Mainfranken 
schätzt. 

Die Integrativmusikgruppe 
„Freudentöne“ des Club 82, ei-
ne Initiative Körperbehinderter, 
e.V.) blickt auf eine wachsende 
Erfolgsgeschichte zurück. 2018 
feierte die Gruppe ihr 20-jähri-
ges Bestehen. In aufwändiger 
Vorarbeit werden jedes Jahr ein 
Musical oder Aufführungen für 
Feste oder Weihnachtsfeiern ge-
plant und intensiv Lieder und In-
strumentalbegleitungen einstu-
diert. Teilweise müssen Texte in 
kurze, einfache Sprache umge-
schrieben werden und auch Kos-
tüme und die Bühnendekoration 
wird selbst erarbeitet und herge-
stellt. Doch dem Namen „Freu-
dentöne“ getreu, steht die Freu-
de beim Singen und Spielen im 
Vordergrund. DK

Besonderer Unterricht auf 
dem Pausenhof der AMA

Einen ganz besonderen Unterrichtsvormittag durfte die Klasse 5c 
der Aventinus Mittelschule Abensberg mit Klassenleiterin Kathrin 
Kiermeier im November erleben. Marion Huber-Schallner, Stadt-
rätin und Behindertenbeauftrage der Stadt Abensberg besuchte 
die Ganztagesklasse. Seit einem schweren Autounfall sitzt sie im 
Rollstuhl und hat es sich zur Aufgabe gemacht, ihre Mitmenschen 
für das Thema Inklusion/Integration zu sensibilisieren.

Die 23 Buben und Mädchen 
konnten das Ereignis kaum mehr 
abwarten, hatte sich Frau Hu-
ber-Schallner doch mit mehre-
ren Leihrollstühlen der Firma 
Seitz und dem Versprechen an-

gekündigt, dass jedes Kind das 
Fahren mit einem Rollstuhl selbst 
ausprobieren dürfe. Nach einer  
kurzen theoretischen Einfüh-
rung zum Thema Behinderung 
im Allgemeinen wurde der Auf-
bau eines Rollstuhls besprochen 
und Leopold, ein Schüler der 5c, 
selbst Teilzeit-Rolli-Fahrer, half 
seinen Mitschülern bei den ers-
ten Fahrversuchen und zeigte, 
wie man beispielweise eine Kur-
ve mit dem Rollstuhl fahren kann. 

Sensibilisierung durch 
praktische Erfahrung

Und schon ging es nun auch 
für die restlichen Schüler an die 
praktische Umsetzung heran. Im-
mer vier Kinder konnten gleich-
zeitig die mitgebrachten Roll-
stühle benutzen und probier-
ten unter der fachkundigen An-
leitung von Frau Huber-Schallner 
und Leopold die verschiedensten 
Dinge aus: Parcours-Fahren, das 
Fahren über verschiedene Bo-
denbeläge wie zum Beispiel Kopf-
steinpflaster, eine Rampe hinauf 
und auch wieder herunterfahren.

Dabei traten plötzlich Fragen 

zutage wie „Wie komme ich ei-
gentlich eine Bordsteinkante hin-
auf?“ oder „Was ist zu tun, wenn 
keine Rampe da ist und ich eine 
Stufe mit dem Rollstuhl bewälti-
gen muss?“ Mit Feuereifer waren 
die Schüler bei bestem Wetter 
mit „ihren“ Rollstühlen auf dem 
Pausenhof und um das Gelände 
der Aventinus-Mittelschule her-
um unterwegs. 

Ein besonderes Highlight erleb-
te dann noch die letzte Schüler-
gruppe: Sie durfte, zum Glück un-
fallfrei, mit den Rollstühlen einen 
kleinen Berg beim Parkplatz der 
Lehrer hinunter (und auch wieder 
hinauf) fahren. In Windeseile war 
der schöne und lehrreiche Vor-
mittag vergangen. Rektor Wolf-
gang Brey: „Die Kinder können 
sich nun sehr viel besser in die La-
ge ihres behinderten Mitschülers 
hineinversetzen!“ Regina Beck-
stein, Behindertenbeauftragte 
an der Mittelschule: „Die Kinder 
wissen jetzt auch, dass man Roll-
stuhlfahrern nicht einfach un-
gefragt Hilfe aufdrücken sollte, 
sondern lieber direkten Augen-
kontakt herstellen und die Per-
son einfach fragen, ob sie Hilfe 
braucht.“

Wolfgang Brey und Regina Beck-
stein bedankten sich abschließend 
auch bei der Klassenlehrerin für 
das tolle Projekt und freuten sich 
über die äußerst gelungene Sen-
sibilisierung der Kinder für das Le-
ben von Behinderten. r
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Vorschau auf GZ 24
In unserer Ausgabe Nr. 24, die am 17. Dezember 2020 
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
• IT · eGovernment · Breitband · Mobilfunk
• Kommunale Finanzthemen
• Kommunaler Bau und Ausstattung

Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe liegt der Wandkalender der Bayerischen  
GemeindeZeitung bei. Wir bitten um freundliche Beachtung. r

Diskuti eren Sie kommunale 
Themen direkt mit Personen, 
die ähnliche Herausforderungen
meistern. 

www.anmelden.gemeindezeitung.bayern
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Gebäudedienstleistungen

Kommunalfahrzeuge

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de
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Gebäudedienstleistungen

Ihr zuverlässiger Partner
für die Gebäudereinigung

seit 1910

Für Sie vor Ort: 
86356 Neusäß ▪ 90427 Nürnberg

www.pp-service.com

ERLUS AG
Hauptstraße 106
D-84088 Neufahrn/NB 
T 08773 18-0
F 08773 18-113
www.erlus.com
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F a h n e n  K o c h
Thüringer Fahnenfabrik GmbH
Q u e r s t r a s s e  8
9 6 4 5 0  C o b u r g
Tel.: 09561-5527-0 
Fax: 09561-552723
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F a h n e n  K o c h
Thüringer Fahnenfabrik GmbH
Q u e r s t r a s s e  8
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Tel.: 09561-5527-0 
Fax: 09561-552723

Kommunale IT

www. .de

erdgas-schwaben.de

 Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen: 

MONIKA STEER
Telefon 08171.9307-12

steer.monika@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:

THERESA VON HASSEL
Telefon 08171.9307-10

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

Hydraulik Hochdruckreinigung

Hydraulische Hochdruckwasserpumpen, Straßen- und Rohrreinigungs-
anlagen, Generatoren, Kompressoren, Schweißgeräte, Magnet-
anlagen, Vibrationspumpen, Staubbindungssysteme, Tauchpumpen, 
Bohrflüssigkeitspumpen

 PT-Hydraulik Vertrieb OHG
Untereggstr. 15 · 86971 Peiting · Tel. +49 88 61/24 69-100

info@pt-dynaset.de · www.pt-dynaset.de
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Rubrik: Multifunktionale Wärmerückgewinnung
1 sp. x 115 mm

•  Ersatzleistung für Heizkessel, Kältemaschine und
 Rückkühlwerk
•  Kurze Amortisation, sicherer Betrieb
•  Keimfreie Rückgewinnung - hygienisch einwandfrei
• Neubau oder Sanierung im Bestand
• Wegfall von Rückkühlwerken möglich
 (siehe 42. BImSchV)

SEW® GmbH  |  47906 Kempen  |  Tel. 02152 91560
www.sew-kempen.de

Vorbildprojekte in Bayern (Auswahl):
Augsburg: Klinikum • Aschaffenburg: Fachhochschule • Bamberg:
Klinikum • Bayreuth: Klinikum • Ingolstadt: Saturn Arena • München:
Baureferat, Dt. Flugsicherung, Klinikum Großhadern, Muffathalle,
O2-Tower, The Charles Hotel, TUM, Villa Stuck • Murnau: BG 
Unfallklinik • Regensburg: Universität • Schweinfurt: Leopoldina-
Krankenhaus • Würzburg: Universität • div. Polizeistationen etc.

Kosteneinsparung 
und Energiewende 
unter einem Dach

GSWT®

mit der Wärme- /
Kälterückge-
winnung von 
SEW® für Ihre 
Lüftungs- und 
Klimaanlagen
(ab 3.000 m3/h Luftleistung)

 Multi funkti onale
Wärmerückgewinnung

Recyclingbaustoff e
Etschel Brunnenservice GmbH  - Rudolfstr. 112  -  82152 Planegg

Tel.: +49 (0) 89 420 496-51  -  Fax: +49 (0) 89 420 496-55  -  info@etbs.de

Brunnensanierung /
Brunnenregenerierung 

LASSEN SIE UNS DER FORSTWIRTSCHAFT 
EINE ZUKUNFT GEBEN
Windenergieprojekte generieren verlässliche  
Einnahmen für den anstehenden Waldumbau.  
Sie möchten uns Ihre Forstfläche für Windenergie- 
projekte verpachten? Melden Sie sich. 
juwi AG · Simone Brunswig · 06732/9657-2328 ·  
energieprojekte@juwi.de · www.juwi.de 

Erneuerbare Energien

Kommunale Fachmedien

Wegweisend bei Wissen.
Öffentliche Verwaltungen erhalten komplette 
Lösungen zum Beschaffen, Verwalten und 
Nutzen von digitalen und gedruckten Medien.

www.schweitzer-online.de

Kommunale 
Immobilienentwicklung
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Die Welternährung auf 2.000 Quadratmetern
Bezirk Niederbayern unterstützt den ‚Weltacker Landshut e. V.‘ mit landwirtschaftlicher Fläche 

Landshut. Bezirkstagspräsident Dr. Olaf Heinrich traf sich vor kur-
zem mit zwei Gründungsmitgliedern des jungen Vereins ‚Welt- 
acker Landshut‘ an einer landwirtschaftlichen Fläche des Lehrguts 
für ökologischen Landbau am Agrarbildungszentrum (ABZ) Lands-
hut-Schönbrunn. Markus Roos und Klaus Karg erläuterten dem 
Bezirkstagspräsidenten und ABZ-Direktor Thomas Schneidawind 
ihr ambitioniertes Projekt ‚Weltacker Landshut‘, dem es bis da-
to noch an einer geeigneten landwirtschaftlichen Fläche fehlte.

Vorbild für die Landshuter Ini- 
tiative ist die ‚Zukunftsstiftung 
Landwirtschaft‘ in Berlin, die 
den weltweiten landwirtschaft-
lichen Anbau durch einen bei-
spielhaften ‚Weltacker‘ begreif-
bar macht. Eine einfache Rech-
nung bildet die Basis für das 
Projekt: Derzeit leben etwa 7,8 

Milliarden Menschen auf der Er-
de – bei 1,4 ha Ackerfläche. Da-
her muss jeder Mensch rund ge-
rechnet mit 0,2 ha bzw. 2.000 
qm Ackerland auskommen – ei-
ne Fläche, die im Grunde für 
die Ernährung eines einzelnen 
Menschen reicht. Auf ein einzi-
ges Nahrungsmittel reduziert, 

würde die Fläche beispielswei-
se für 8.500 Kilogramm Kartof-
feln pro Jahr ausreichen. In der 
Praxis teilt sich die bewirtschaf-
tete Fläche auf viele verschiede-
ne Kulturen wie etwa Getreide- 
und Gemüsesorten auf. Je häu-
figer ein einzelner Mensch mit 
dem Auto fährt und Fleisch isst, 
desto mehr muss er dafür von 
‚seinen‘ 2.000 qm aufwenden. 
Je weniger regional und saisonal 
sich der Mensch ernährt, umso 
mehr ‚persönliche‘ Fläche geht 
zusätzlich verloren, denn auch 
die Energie für Lagerung und Le-
bensmittel-Transporte muss an-
gerechnet werden. 

Zu Lasten der  
sozialen Gerechtigkeit

In der Realität ist die deut-
sche Bevölkerung aber bestens 
versorgt – allerdings sind da-
zu deutlich mehr als 2.000 qm 

nötig, was auf Kosten der so-
zialen Gerechtigkeit geht. Den 
Menschen in ärmeren Regio- 
nen bleibt durch die Ernährungs-
gewohnheiten in den Industrie-
nationen weniger Fläche für den 
eigenen Lebensmittelanbau.

„Wir wollen nicht missionie-
ren, sondern den Menschen 
verdeutlichen, was unsere Er-
nährungs- und Lebensgewohn-
heiten bedeuten“, so Karg. Da-
bei möchten wir die globale 
Landwirtschaft möglichst maß-
stabsgetreu auf 2.000 qm An-
baufläche abbilden“, ergänzt 
Markus Roos, erster Vorsitzen-
der des im Juli dieses Jahres ge-
gründeten Vereins. Knapp die 
Hälfte der Fläche entfielen zum 
Beispiel auf Getreide, ungefähr 
15 Prozent auf Ölfrüchte und 
rund sieben Prozent auf Gemü-
se und Wurzelfrüchte. Naturge-
mäß ließen sich nicht alle land-
wirtschaftlichen Erzeugnisse der 
Welt in Niederbayern anbauen.

Ab 2021 sind Führungen, 
Vorträge, Seminare und ‚Koch- 
Werkstätten‘ geplant. „Neben 

dem geeigneten Acker brau-
chen wir noch helfende Hän-
de für den Anbau und die Pfle-
ge der Kulturen, Hilfe bei der Bil-
dungsarbeit und Organisation, 
auch Sachspenden bzw. Leihga-
ben von Werkzeugen und Ma-
schinen zur Ackerbearbeitung 
würden uns helfen“, so Roos. 

„Mit dem Agrarbildungszent-
rum und den hier angesiedelten 
Schulen wird der Bezirk seiner 
Aufgabe gerecht, für die best-
mögliche Ausbildung des Nach-
wuchses in grünen Berufen zu 
sorgen“, so Dr. Heinrich. „Schon 
seit fast dreißig Jahren engagiert 
sich der Bezirk für den ökologi- 
schen Landbau. In den vergange-
nen Jahren wurde nicht zuletzt 
durch die klimatischen Verän-
derungen immer deutlicher, wie 
wichtig und richtig diese Strate-

gie war. Derzeit verstärken wir 
unser Engagement für mehr re-
gionale und biologisch erzeugte 
Lebensmittel – so zum Beispiel 
mit den Projekten ‚Regio 2030‘ 
und ‚Genussregion Niederbay-
ern‘. Markus Roos: „Wir haben 
vor, den künftigen Weltacker 
biologisch zu bewirtschaften, 
und zwar nach den strengen 
Richtlinien von Naturland – so 
wie es auch das Lehrgut für öko-
logischen Landbau am Agrarbil-
dungszentrum praktiziert“.

„Das Projekt Weltacker wird 
vielen Menschen veranschauli-
chen können, dass jeder etwas 
zur Nachhaltigkeit der Lebens-
mittelerzeugung, zu mehr Um-
weltverträglichkeit und zur so-
zialen Gerechtigkeit beitragen 
kann,“ so Heinrich. 
www.weltacker-landshut.de  r

Informationen: www.weltacker-landshut.de 


JANUAR

1
2
3
4
5
6
7
8
9
10
11
12
13
14
15
16
17
18
19
20
21
22
23
24
25
26
27
28
29
30
31

FEBRUAR

1
2
3
4
5
6
7
8
9
10
11
12
13
14
15
16
17
18
19
20
21
22
23
24
25
26
27
28

MÄRZ

1
2
3
4
5
6
7
8
9
10
11
12
13
14
15
16
17
18
19
20
21
22
23
24
25
26
27
28
29
30
31

APRIL

1
2
3
4
5
6
7
8
9
10
11
12
13
14
15
16
17
18
19
20
21
22
23
24
25
26
27
28
29
30

MAI

1
2
3
4
5
6
7
8
9
10
11
12
13
14
15
16
17
18
19
20
21
22
23
24
25
26
27
28
29
30
31

JUNI

1
2
3
4
5
6
7
8
9
10
11
12
13
14
15
16
17
18
19
20
21
22
23
24
25
26
27
28
29
30

JULI

1
2
3
4
5
6
7
8
9
10
11
12
13
14
15
16
17
18
19
20
21
22
23
24
25
26
27
28
29
30
31

SEPTEMBER

1
2
3
4
5
6
7
8
9
10
11
12
13
14
15
16
17
18
19
20
21
22
23
24
25
26
27
28
29
30

OKTOBER

1
2
3
4
5
6
7
8
9
10
11
12
13
14
15
16
17
18
19
20
21
22
23
24
25
26
27
28
29
30
31

NOVEMBER

1
2
3
4
5
6
7
8
9
10
11
12
13
14
15
16
17
18
19
20
21
22
23
24
25
26
27
28
29
30

DEZEMBER

1
2
3
4
5
6
7
8
9
10
11
12
13
14
15
16
17
18
19
20
21
22
23
24
25
26
27
28
29
30
31

AUGUST

1
2
3
4
5
6
7
8
9
10
11
12
13
14
15
16
17
18
19
20
21
22
23
24
25
26
27
28
29
30
31

5

19

12

Mi

Do

Fr

Sa

So

Mo

Di

Mi

Do

Fr

Sa

So

Mo

Di

Mi

Do

Fr

Sa

So

Mo

Di

Mi

Do

Fr

Sa

So

Mo

Di

Mi

Do

Fr

202120212021

Fr

Sa

So

Mo

Di

Mi

Do

Fr

Sa

So

Mo

Di

Mi

Do

Fr

Sa

So

Mo

Di

Mi

Fr

Sa

So

Mo

Di

Mi

Do

Fr

Sa

So

Neujahr

Heilige Drei Könige

Tag der Arbeit

Christi Himmelfahrt

Pfingstsonntag

Pfingstmontag Heiliger Abend

1. Weihnachtsfeiertag

2. Weihnachtsfeiertag
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Tag der Deutschen Einheit

Mariä Himmelfahrt
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8. Bayerisches 
WasserkraftForum16Do 8. Bayerisches 
WasserkraftForumWasserkraftForum

95. Verbands-
versammlung des 
SVB, Augsburg

Bayerischer 
Sparkassentag 2021,
Augsburg

21Do
NACHHOLTERMIN 2020
8. Bayerisches 
BreitbandForum

NACHHOLTERMIN 2020

Sprechen Sie
mit den Richtigen
über Geld.
Weil die Sparkasse nah ist und auf
Geldfragen die richtigen Antworten hat.

sparkasse.de

Ihr Partner für
 Ladeinfrastruktur

und eCarsharing

www.e-wald.eu
info@e-wald.eu

09923 80108 310

Themen portal

KOMMUNAL-
POLITIK

www.hss.dewww.hss.de

GRUNDLAGEN KOMMUNALER 
HAUSHALTSFÜHRUNG

Band 3

Kommunalpolitischer Leitfaden
www.hss.de

GRUNDLAGEN HAUSHALTSFÜHRUNG

Kommunalpolitischer 

www.hss.de

BAURECHT 
IN DER GEMEINDE

Band 2
Kommunalpolitischer Leitfaden

www.hss.de

BAURECHT 
IN DER GEMEINDE

Kommunalpolitischer 

www.hss.de

RECHTLICHE  GRUNDLAGEN 

 KOMMUNALER 

 SELBSTVERWALTUNG

Band 1

Kommunalpolitischer  Leitfaden

 Hier gibt es Semi-
nare, Webinare 
und  Leit fäden – 
alles rund um die 
Kommunalpolitik

www.hss.de/kommunalpolitik Gewerbebau
Sie planen ein neues Projekt?  Wir setzen es für Sie um.

Fragen Sie unverbindlich bei uns an. 

Rudolf Hörmann GmbH & Co. KG | www.hoermann-gewerbebau.com

.PLANEN

.FERTIGEN

.AUSFÜHREN
vom flüssigen Gärrest zum aufkonzentrierten
Düngemittelpellet durch integrierte Pelletierung

emissionsfrei trocknen bei gleichzeitiger
Hygienisierung nach Düngemittelgesetz

100% KWK

Staub- und emossionsfrei bei höchster Effizienz

jumbo group smart dry GmbH
Feldbach 25
D-86647 Buttenwiesen

www.jumbo-group.de

Telefon     08274 1001
Fax          08274 1004
info@jumbo-group.de

Klärschlammentsorgung final lösen 
                rufen Sie uns an!

Bayernweit – 
Gemeinsam für mehr 
Geschwindigkeit

Bayernweit – 
Gemeinsam für mehr 
Geschwindigkeit

Bayernweit – 
Gemeinsam für mehr 
Geschwindigkeit

breitbandausbau@m-net.de
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girosolution.de

E-Government
ist einfach.
Mit GiroSolution und den Sparkassen vor Ort.
Wir bieten Ihnen Lösungen für Online-Bezahlverfahren,elektroni-
sche Rechnungen und kommunales Portfoliomanagement.
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Zinsgünstige Kommunalkredite und spezielle Förder-
kredite für Ihre Investitionen. Näheres erfahren Sie unter 

O www.bayernlabo.de oder über die Kommunal-Hotline 
+49 89 2171-22004

Zukunft gestalten.
Gezielt fördern.

Das Förderinstitut der BayernLB
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Zeit für kommunales 
Engagement

www.engagement-global.de

www.service-eine-welt.de

mit ihrer

Echt fair für Ihre Zukunft  
erdgas-schwaben.de

Energie für 
heute und 
morgen
Mein ÖkoGas –
 100 % CO2-neutral

KOMMUNALE 2021, Nürnberg
Kommunaler Bedarf auf 
den Punkt gebracht

Landkreisversammlung,
Bayerischer Landkreistag,
Landkreis Lindau

14. Müller-BBM Fachgespräche
Immissionsschutz, München

GRÜNER 
Kommunalkongress – 
Feuchtwangen

8. Kommunalforum 
Alpenraum, Kundl, AT

Landesparteitag
FDP Bayern, Landshut


